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Die Kanzlerin appelliert an 
die mündigen Bürger, sich 
freiwillig stärker einzuschrän-
ken, als es die Maßnahmen 
vorsehen. Durchhalten lautet 
die Devise, so die Vorzimmer-
perle. � Seite 19
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8. Bayerisches BreitbandForum 2020:

Die digitale 
Kommune
Abgestimmt mit dem Ordnungsamt der Stadt Amberg darf un-
sere Veranstaltung am 12.11.2020 im ACC Amberg nach wie 
vor stattfinden. Die Bedingungen schließen folgende neuen 
Regeln mit ein:
•	 Die Besucherzahl wird über die Veranstaltungsfläche berechnet 
und beschränkt.
•	 Vertreter von Kommunen haben Vorrang.
•	 Alle Anwesenden müssen schriftlich bestätigen, symptom-
frei zu sein und keinen (wissentlichen) Kontakt zu einer auf das  
Corona-Virus positiv getesteten Person gehabt zu haben. 
•	 Wir führen eine kontaktlose Anmeldung ein. 
•	 Abstandsmessgeräte kommen in einer Testgruppe zum Einsatz.
•	 Es gilt die allgemeine Masken- und Abstandpflicht.
•	 In den Vortragsräumen ist coronakonform bestuhlt, im Sitzen 
darf die Maske abgelegt werden.
•	 Das ACC hat ein eigenes Hygienekonzept für Veranstaltungen 
abgefasst. Darin sind weitere Maßnahmen (wie z. B. Lüften und 
Desinfizieren) geregelt.

Wichtig ist, dass Sie sich verbindlich anmelden. Falls Sie doch 
verhindert sind, müssen Sie sich zuverlässig wieder abmelden, 
damit Sie anderen Gästen die Gelegenheit zur Teilnahme er-
möglichen. Wir freuen uns auf Sie!
Informationen und Anmeldung: 
www.bayerisches-breitbandforum.de 
sowie im Netzwerk www.anmelden.gemeindezeitung.bayern 
innerhalb der Gruppe „Breitband“.� r 

Landesversammlung des Bayerischen Gemeindetags:

Sozialstaat am 
Scheideweg

Mahnende Worte fand der wiedergewählte Präsident des 
Bayerischen Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl, bei der Lan-
desversammlung des Kommunalverbandes in Bad Gög-
ging, Landkreis Kelheim. Aus Sicht des Abensberger Bür-
germeisters „sind wir aktuell dabei, uns auf Kosten unserer 
Urenkel zu verschulden“. Der Bevölkerung zu suggerieren, 
dass Geld im Überfluss vorhanden ist, „wird uns auf die 
Füße fallen“, prognostizierte Brandl, der dafür warb, trag-
fähige Akzente für ein kluges Politikkonzept zu setzen.

„Der Bundesfinanzminister er-
weckt den Eindruck, dass Geld 
in Hülle und Fülle vorhanden ist, 
um alle Widrigkeiten der Coro-
na-Krise zu lindern“, erläuter-
te der Präsident. So nachvoll-
ziehbar es sei, die Wirtschaft 
am Laufen zu halten, Massenar-
beitslosigkeit zu verhindern und 
Menschen in Existenznot finanzi-
ell zu unterstützen, so stelle sich 
doch die Frage: Können wir uns 
auf Dauer die vielfältigen Sozial-
leistungen in Deutschland leis-
ten? „Ich habe da große Zwei-
fel“, bemerkte Brandl. 

Einnahmen brechen weg

Er wies darauf hin, dass die 
von Bund und Freistaat über 
Jahre und Jahrzehnte gewähr-

ten Sozialleistungen für die un-
terschiedlichsten Personen-
gruppen der Gesellschaft letzt-
lich immer von den kommuna-
len Ebenen, insbesondere den 
Gemeinden und Städten, direkt 
 � (Fortsetzung auf Seite 4)

Die neue Verbandsspitze: Präsident Dr. Uwe Brandl (r.) gemein-
sam mit (von links unten) Erstem Vizepräsidenten Thomas Zwin-
gel, Landesschatzmeister Markus Reichart und Zweite Vizepräsi-
dentin Birgit Erb.	 Bild: Bayerischer Gemeindetag

Von links: Günther Heimrath, OB Gerhard Jauernig, Kommunalminister Joachim Herrmann und und 
Landrat Elmar Stefmann.	 Bild: BKPV

Landrat Stegmann folgt auf OB Jauernig:

Wechsel im  
Verbandsvorsitz

Konstituierende Sitzung des Bayerischen Kommunalen  
Prüfungsverbands in Hohenkammer

Die Verabschiedung des bisherigen BKPV-Verbandsvor-
sitzenden Gerhard Jauernig (Oberbürgermeister Günz-
burg) und die Amtseinführung seines Nachfolgers Elmar 
Stegmann (Landrat Lindau) standen im Mittelpunkt der 
Konstituierenden Sitzung des Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverbands im Schloss Hohenkammer (Landkreis 
Freising). Außerdem wurden die ausgeschiedenen Gre-
miumsmitglieder, allen voran die Vorstände Dr. Gerhard 
Ecker (OB a.D. Lindau) und Michael Fahmüller (Landrat 
Rottal-Inn) verabschiedet.   

Günther Heimrath, Geschäfts-
führender Direktor des BKPV, 
bedankte sich eingangs insbe-
sondere bei den ausscheiden-
den Mitgliedern „für die immer 
angenehme und in der Sache er-
folgreiche Zusammenarbeit – für 
den Prüfungsverband und damit 
die kommunale Familie“. Dem 
ehemaligen Verbandsvorsitzen-
den Gerhard Jauernig attestier-
te Heimrath ein „vertrauensvol-

chef. Kompetenz und Unabhän-
gigkeit zeichneten diese Arbeit 
aus – immer geleitet von einem 
Blick nach vorn. Dass es dazu 
auch manchmal gehört, unbe-
quem zu sein, liege in der Na-
tur der Sache – das Wesen ei-
ner Prüfungseinrichtung. „Dass 
andere uns um diese Einrich-
tung beneiden, unterstreicht 
nur ihren Wert“, erklärte Jauer-
nig. Diesen Wert zu fördern und 
den Verband zu gestalten, sei 
sein Ziel als Verbandsvorsitzen-
der gewesen – „und dies bei al-
ler gebotenen Zurückhaltung im 
Hinblick auf die Unabhängigkeit 
der Aufgabenerfüllung“. 

Fit für die Zukunft

In den zurückliegenden sechs 
Jahren habe man für den BKPV 
eine Reihe von Themen vorange- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

les, enges und unkompliziertes 
Zusammenwirken“. Herzliche 
Glückwünsche verband er mit 
der Wahl Elmar Stegmanns zum 
neuen Verbandsvorsitzenden.

Wichtig für die  
kommunale Familie

2014 trat OB Jauernig das Amt 
des BKPV-Vorsitzenden an. In 
den zurückliegenden Jahren sei 
ihm bewusst geworden, „wie 
wichtig die Prüfungs- und Be-
ratungstätigkeit des Verbandes 
für uns – die sogenannte kom-
munale Familie wirklich ist“, be-
tonte der Günzburger Rathaus- 

Web-Konferenz der 71 bayerischen Landrätinnen und Landräte: 

Unterstützung für die Landkreise
Ministerpräsident Markus Söder macht sich stark für den Erhalt der kommunalen Leistungsfähigkeit

Anstelle der geplanten 52. Landrätetagung trafen sich die 71 baye- 
rischen Landrätinnen und Landräte mit Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder am vergangenen Freitag virtuell in einer Webkon-
ferenz. Dabei zollte der bayerische Regierungschef den kommu-
nalen Verantwortlichen Dank und Anerkennung. Er bezeichnete 
die kommunale Leistungsfähigkeit als unabdingbar. 

Den Freistaat Bayern sieht Sö-
der dabei eng an der Seite der 
Landkreise. Er bat jedoch um 
Verständnis dafür, dass noch 
keine weitreichenden Zusagen 
gemacht werden können. Zu-
dem dankte er den Landrätin-
nen und Landräten für deren  
Einsatz und die konsequente 
Umsetzung der Vorsichtsmaß-
nahmen und rief zugleich dazu  
auf, auch weiterhin alles für eine 
Eindämmung des Virus zu tun.

Eigentlich stand die geplan-
te Tagung unter der Überschrift 
„Anpacken mit Vorsicht und 
Volldampf.“ Doch trotz eines 
strengen Hygiene- und Sicher-
heitskonzepts für die Durchfüh-
rung war eine kurzfristige Absa-
ge aufgrund der sprunghaft ge-
stiegenen Fallzahlen an Coro-
na-Neuinfektionen im Landkreis 
Deggendorf unumgänglich. 

„Wie viele andere Betroffene 

stehen auch die Kommunen an-
gesichts der Corona-Pandemie 
vor immensen Herausforderun-
gen. Sie stellen sich diesen He-
rausforderungen, um den Men-
schen vor Ort weiterhin ange-
messene Rahmenbedingungen, 
etwa bei der Kinderbetreuung, 
in den Schulen, mit der öffentli-
chen Infrastruktur, bei der Pfle-
ge und Betreuung – um nur eini-
ge Beispiele zu nennen – bieten 
zu können“, stellte der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Christian Bernreiter, 
Deggendorf, fest. 

Hilfe von Bund und Land

„Froh und dankbar“ seien die 
Kreise für die kurzfristige Hilfe 
von Bund und Land; insbesonde-
re den Ausgleich der Gewerbe-
steuerausfälle in 2020 mit rund 
2,4 Milliarden Euro, die dauer-

hafte Erhöhung der Bundesbe-
teiligung an den Kosten der Un-
terkunft für Hartz IV-Empfänger 
um 25 Prozent (ca. 250 Mio. Euro 
in Bayern), den ÖPNV-Rettungs-
schirm und den ÖGD-Pakt. 

Den drastischen Einbruch der 
kommunalen Steuereinnahmen  
sieht Bernreiter auch für die Fol-
gejahre mit großer Sorge. „Wir 
brauchen deshalb auch 2021 
und danach wirksame staatli-
che Unterstützung“, forderte 
der Präsident vor dem Hinter-
grund der anstehenden Finanz- 
ausgleichsverhandlungen. Vor 
allem erhofft er eine Stärkung 
der Schlüsselzuweisungen für 
bedürftige Kommunen. Sie sei-
en sozusagen die „Luft zum At-
men“ für all jene, die selbst kei-
ne ausreichenden Einnahmen 
(mehr) haben. Daneben müs-
se aber auch sorgfältig über-
legt werden, welche Ausga-
ben unbedingt notwendig sind. 
„Wir dürfen den nachfolgen-
den Generationen keinen Schul-
denberg hinterlassen, den sie 
nicht schultern können“, schloss 
Bernreiter. � r
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Wir gratulieren

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinrich Seißler 

86669 Königsmoos 
am 4.11.

Oberbürgermeister 
Jürgen Herzing 

63739 Aschaffenburg 
am 28.10.

Bürgermeister Bert Horn 
95138 Bad Steben 

am 28.10.

Bürgermeister Gerd Kleinhenz 
97772 Wildflecken 

am 30.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Thomas Eichenseher 
93182 Duggendorf 

am 27.10.

Bürgermeisterin 
Gabriele Hofacker 

91583 Diebach 
am 31.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrat Max Heimerl 

84453 Mühldorf a. Inn 
am 3.11.

Bürgermeister Anton Maier 
84181 Neufraunhofen 

am 4.11.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Aktuelle Stunde zur Bildungspolitik:

Unterricht in der Corona-Krise
Enorme Steigerungsraten bei der digitalen Infrastruktur

Seit mehreren Monaten stellt die Corona-Pandemie die Bildungs-
politiker im Freistaat vor große Herausforderungen. In der von der 
FDP-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde zum Thema „Bildung 
darf keine Zitterpartie sein: Probleme ehrlich benennen und end-
lich zuverlässig lösen!“ diskutierten Abgeordnete über die bishe-
rigen Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise in der Schul-
politik und künftige Aufgaben im Bereich der Bildung. 

Die Regierungsfraktionen ver-
wiesen dabei auf die Erfolge bei 
der Bewältigung dieser histori-
schen Krise und die Vorreiterrol-
le Bayerns im Vergleich mit den 
anderen Bundesländern. Die 
Oppositionsparteien hingegen  
zeichnete mit Blick auf den Leh-
rermangel und die Corona-Pan-
demie ein düsteres Bild.

Luftreiniger zur Senkung  
der Aerosol-Belastung

Matthias Fischbach von der 
FDP-Fraktion mahnte mit Blick 
auf die kommenden Wintermo-
nate an, die Schulen zeitnah mit 
Raumluftreinigern auszustatten, 
um die Aerosol-Belastung in 
den Klassenräumen signifikant 
zu senken. Dies sei durch bloßes 
Lüften nicht zu erreichen.

„Damit Bildung dieses Jahr 
keine Zitterpartie wird, müssen 
wir uns neben Corona noch mit 
einem anderen Thema beschäf-
tigen, weil uns mittlerweile eine 
weitere Krise mit voller Wucht 
trifft: der Lehrermangel.“ Fisch-
bach forderte, die Sorgen der 
Lehrerinnen und Lehrer ernst 
zu nehmen und entsprechend 
zu handeln. Am Beginn der Kri-
se sei das beruhigende Einwir-
ken des Ministers richtig gewe-
sen, nun müsse aber folgen, sich 
einen Überblick zu verschaffen. 
Probleme müssten benannt, Lö-
sungen gefunden und letztlich 
umgesetzt werden. Fischbach 
verlangte – wie die Verbände – 
einen Lehrergipfel. „Die Coro-
na-Krise mag nicht ihre Schuld 
sein, aber die Lehrerkrise ist 
hausgemacht“, sagte der Abge-
ordente in Richtung der Staats-
regierung. Wichtig sei künftig ei-
ne ehrlichere Kommunikation. 
Fischbach kritisierte zudem das 
Projektmanagement des Minis-
teriums – insbesondere beim Di-
gitalplan Schule.

Der CSU-Abgeordnete Prof. 
Dr. Gerhard Waschler betonte, 
dass die Schilderungen des Kol-
legen Fischbach an der Schul-
wirklichkeit vorbeigingen: Hier 
werde ein Zerrbild der rund 
6.100 Schulen in Bayern ge-
zeichnet. 

Großes Engagement  
in den Schulfamilien

Er stellte das enorme Engage-
ment in den Schulfamilien her-
aus und dankte allen, die in die-
sen schwierigen Zeiten großarti-
ge Arbeit leisteten. In den Schu-
len werde vieles auf den Weg 
gebracht in einer Geschwindig-
keit, die vor der Corona-Pan-
demie niemand für möglich 
gehalten hätte: „Beim Digita-
len Klassenzimmer gibt es Stei-
gerungsraten von plus 57 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr 
auf 38.000.“ Darüber hinaus 
beschrieb Waschler die Erfolge 
beim Ausbau der digitalen Infra-
struktur an den Bildungseinrich-
tungen.

Grüne: mehr Busse,  
Tests und Lehrer

Katharina Schulze (Bündnis 
90/ Die Grünen) vermisste vom 
Kultusminister vorausschauen- 
den Initiativen. Sie kritisierte 
unter anderem die Probleme 
der Lernplattform MEBIS wäh-
rend der vergangenen Mona-
te, die verspätete Reaktion auf 
den Lehrermangel und nannte 
folgende Vorschläge, die zeit-
nah umgesetzt werden sollten: 
Den Einsatz von Verstärkerbus-
sen, Schnelltests für die Schul-
familie und eine bessere digita-
le Beschulung von Kindern, die 
zu Hause in Quarantäne sind. 
Zudem müssten Belüftungsan-
lagen angeschafft werden, und 
die Digitalisierung insgesamt 
müsse schneller vorangebracht 
werden. Die Lehrerinnen und 
Lehrer bezeichnete Schulze als 
zentralste Ressource. Sie for-
derte gleiche Bezahlung für al-
le Lehrkräfte und eine Erhöhung 
der Neueinstellungen zur Be-
wältigung der umfangreichen 
Aufgaben.

Fast 100 Prozent  
Regelunterricht

Eva Gottstein (Freie Wähler) 
nannte die Bezeichnung „Not-
stand“ für die gegenwärtige La-
ge an den Schulen „eine Panik-
mache“. „Sie steht in keinem Zu-
sammenhang mit der Tatsache, 
dass wir fast 100 Prozent Regel- 
unterricht haben. Das haben 
wir in keinem anderen Bundes-
land!“ Auch bei der Not- und Fe-
rienbetreuung sei Bayern Vor-
reiter gewesen. Als Gründe für 
den Lehrermangel nannte sie 
den Ganztagsunterricht, die fa-
milienfreundlichen Dienstzeiten 
sowie die Erhöhung der Anzahl 
von Anrechnungsstunden. Bei 
der Versorgung der Schulen mit 
Laptops und digitalen Endgerä-
ten erläuterte Gottstein, dass 
die Gelder zwar zentral auf Lan-
desebene bereitgestellt werden 
könnten, die Beschaffung müs-
se dann aber dezentral vor Ort 
durch die Kommunen erfolgen. 

Laut Margit Wild (SPD) ist der 
Einsatz von Pensionisten und 
Team-Lehrkräften nicht der rich-
tige Weg um dem Lehrermangel 
zu begegnem. Die Abgeordne-
te forderte Staatsminister Prof. 
Piazolo deshalb zu entschiede-
nem Handeln auf. Die Heraus-
forderungen in der Bildungspo-

litik seien nicht erst seit der Co-
rona-Pandemie gewaltig. Sie 
kritisierte die fehlende Unter-
stützung von Kindern aus nicht 
bildungsaffinen Familien und 
forderte zur Lösung der Proble-
me die Einrichtung eines Run-
den Tisches.

Die SPD-Landtagsfraktion kriti-
sierte zudem in einer Pressemit-
teilung, dass Kommunen keine 
Planungssicherheit hätten, weil 
es immer noch keine Förderricht-
linie zur angekündigten Förde-
rung von Luftfiltern gäbe. Filter-
anlagen müssten laut SPD zu 100 
Prozent gefördert werden. 

„Das Wichtigste für uns alle 
sollte das Wohlergehen und die 
Sicherheit der Bürger Bayerns 
und Deutschlands sein. Dazu ge-
hört unter anderem eine sehr 
gute und zuverlässige Bildungs- 
und Ausbildungspolitik“, resü-
mierte der Abgeordnete Chris-
toph Maier (AfD). Er warf der 
Staatsregierung in dieser Frage 
Versagen vor. Den Kindern wer-
de die Kindheit genommen, den 
Jugendlichen die Jugend sowie 
den Alten ihr Lebensabend in 
Würde. „Ihre sogenannten Co-
rona-Maßnahmen drangsalie-
ren die Menschen und retten 
nicht ein einziges Menschenle-
ben“, so Maier. 

Andere Bundesländer  
sind neidisch

Am Schluss der Aktuellen Stun- 
de ergriff Staatsminister Prof. 
Michael Piazolo (Freie Wähler) 
das Wort: „Es sind keine nor-
malen Zeiten, Corona hat uns 
fest im Griff!“ Das Virus nehme 
keine Rücksicht auf den Schul-
betrieb, die Verantwortlichen 
müssten hingegen Corona be-
rücksichtigen. Er verwies auf die 
zahlreichen Runden Tische, die 
bereits abgehalten worden sei-
en – mit den Lehrerverbänden, 
mit Schülern, Eltern und Schul-
leitern und auch mit dem Mi-
nisterpräsidenten. „Höher an-
siedeln kann man es nicht! Es 
ist aber auch nötig und sinnvoll 
und deshalb haben wir es auch 
gemacht“, so Piazolo. Er dank-
te den Lehrkräften für ihren Ein-
satz und ihre Arbeit in diesen 
schwierigen Zeiten. Auch er wol-
le mehr Lehrer und kämpfe bei 
den Ministerkollegen um seine 
Positionen, aber es gebe auch 
andere Erfordernisse. Dennoch 
sei schon Vieles auf den Weg 

„Die Situation ist ärgerlich: Finanzmittel sind 
vorhanden, können aber derzeit nicht abge-
rufen werden. Viele Städte und Gemeinden 
haben fertige Pläne zum Ausbau oder Neu-
bau von Kitaplätzen in der Schublade, kön-
nen aber nicht mit dem Bau beginnen, weil 
der Freistaat das Konjunkturprogramm des 
Bundes noch nicht umgesetzt hat“, sagt der 
Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, 
Straubings Oberbürgermeister Markus Pan-
nermayr: „Es fehlt auf bayerischer Ebene ei-
ne Richtlinie, damit die Bundesmittel, die 
schon zur Verfügung stehen, tatsächlich aus-
gereicht werden können.“ Die Städte erwar-
ten, dass der Freistaat sein Sonderinvestiti-
onsprogramm fortsetzt und die Bundesmittel 
wieder für die Erhöhung des Fördersatzes ein-
setzt, heißt es in einer Pressemitteilung des 
Bayerischen Städtetags.

Die Nachfrage zum Ausbau von Kitaplät-
zen ist unverändert hoch und somit ist auch 
die Nachfrage nach Fördermitteln ungebro-
chen. Daher und vor dem Hintergrund der Co-
rona Pandemie hat der Bund ein Konjunktur- 
und Krisenbewältigungspaket auf den Weg ge-
bracht. Damit sollen weitere Betreuungsplätze 
für Kinder von der Geburt bis zum Schulein-
tritt geschaffen werden. Auf Bayern entfallen 
knapp 160 Millionen Euro. Investitionen kön-
nen gefördert werden, wenn die Schaffung 
neuer oder zusätzlicher Betreuungsplätze zwi-
schen 1. Januar 2020 und 31. Dezember 2021 
liegt. Da die Förderrichtlinien des Freistaats 
noch nicht vorliegen, können Gemeinden die 
Mittel noch nicht beantragen.

Pannermayr: „Städte und Gemeinden sind 
derzeit gezwungen, dringende Baumaßnah-
men aufzuschieben, denn sonst würden sie 
den Anspruch auf Fördermittel des Bundes 
verlieren. Falls eine Gemeinde schon jetzt oh-
ne Genehmigung der Fördermittel bauen wür-
de, würde sie sich, förderschädlich‘ verhalten 
und hätte keine Chance mehr, Fördermittel zu 
bekommen. Ein Ausweg aus dieser misslichen 
Situation wäre, dass die Bezirksregierung ei-
ne Unbedenklichkeitsbescheinigung ausstellt: 
Damit könnte die Gemeinde den Bau begin-

nen und könnte nach Vorliegen der Richtlinie 
Fördermittel beantragen.“ Daher fordert der 
Bayerische Städtetag, dass die Bewilligungs-
behörden unverzüglich Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen erteilen. Damit könnten Städ-
te und Gemeinden Planungssicherheit bekom-
men und die eng gesetzten Fristen zur Schaf-
fung neuer Betreuungsplätze einhalten.

Kommunen brauchen Planungssicherheit

Wenn die Finanzierung der Bauprojekte 
nicht gesichert ist, gerät der Ausbau von Kin-
dertagesstätten ins Stocken. Pannermayr: „El-
tern erwarten, dass ihre Kinder verlässlich be-
treut werden. Wenn Eltern von großzügiger 
Förderung durch Bund und Freistaat hören, 
können sie nicht nachvollziehen, wenn es in ih-
rer Heimatstadt Probleme beim Ausbau von 
Kindertagesstätten gibt. Wer bei Eltern Erwar-
tungen für mehr Kitaplätze weckt, muss dies 
auch einhalten. Die Kommunen bauen darauf, 
dass der Freistaat für Planungssicherheit sorgt 
und die Kontinuität der Förderung für neue 
Kitaplätze sicherstellt. Nur so können die För-
dermittel des Bundes fließen.“

Die Mitglieder des Bayerischen Städtetags 
sind verärgert über die gegenwärtige Situa-
tion, was sich mit drei Beispielen illustrieren 
lässt: So musste die Landeshauptstadt Mün-
chen mangels Förderrichtlinie den Bau von 
544 Kinderbetreuungsplätzen zurückstellen. 
Der Markt Feucht (Landkreis Nürnberger Land) 
ist mit 175 Kinderbetreuungsplätzen betrof-
fen. Die Stadt Heilsbronn (Landkreis Ansbach) 
steht kurz vor einem Förderantrag mit 148 Kin-
derbetreuungsplätzen. Pannermayr sagt über 
die Stimmung in den Rathäusern: „Dringend 
nötige Investitionsprojekte bleiben aufgescho-
ben. Keine Kommune kann es sich gerade in 
diesen schwierigen Zeiten leisten, auf Förder-
mittel des Bundes zu verzichten.

Die Förderphase ist bewusst sehr kurz ge-
setzt, weil der Bund möglichst schnell mit 
Bauinvestitionen die Belebung der Konjunktur 
anstoßen will. Daher muss auch der Freistaat 
schnell handeln.“	�  r

Städtetagsvorsitzender Markus Pannermayr: 

Kommunen können Investitionsmittel 
für Kinderbetreuung nicht abrufen

Freistaat muss Richtlinien zur Ausreichung von Bundesmitteln auf den Weg bringen

gebracht worden. In diesem Zu-
sammenhang erwähnte der Mi-
nister die 1.100 neuen Lehrer-
stellen sowie die 800 Teamlehr-
kräfte, deren fachliche Eignung 
er deutlich betonte. Bayern ha-
be als erstes Bundesland einen 
Stufenplan entwickelt, Reihen-
testungen organisiert und als 
einziges Land ein Programm für 
Raumlüfter aufgesetzt. Auch die 
Lernplattform MEBIS verteidig-
te Piazolo vehement. 1,3 Milli-
onen meldeten sich an, ande-
re Bundesländer seien neidisch 
auf diese Plattform. � red

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber: 

Förderprogramm  
für Tierheime fortsetzen

Tierschutz in Bayern weiter vorantreiben
Um die wertvolle Arbeit der Tierheime in Bayern auch weithin 
zu unterstützen, soll das Förderprogramm für Tierheime über das 
Jahr 2020 hinaus fortgesetzt werden. Das hat Bayerns Umwelt-
minister Thorsten Glauber anlässlich des Tierschutztages in Mün-
chen bekannt gegeben.

„Tierheime helfen jeden Tag 
schnell und unbürokratisch Tie-
ren in Not. Aufgrund der Coro-
na-Krise sind viele Tierheime 
selbst in Not geraten und ver-
stärkt auf Hilfe angewiesen. 
Wir wollen die Arbeit der Tier-
heime in Bayern auch weiter-
hin unterstützen. Dafür setzen 
wir uns ein. Mit der Förderung 
können die Tierheime langfris-
tig planen und wichtige Projekte 
zum Schutz der Tiere umsetzen. 
Mein Dank gilt besonders den 
ehrenamtlichen Helfern vor Ort. 
Ohne Ehrenamt ist ein funktio-
nierender Tierschutz in Bayern 
nicht möglich“, so der Minister.

In den Jahren 2019 und 2020 
fördert das Bayerische Umwelt-
ministerium die Tierheime in 
Bayern mit insgesamt 2,2 Milli-
onen Euro. Der Fördertopf wird 
gut genutzt, rund 100 Anträ-
ge sind eingegangen. Der Frei-

staat bezuschusst Bau- und Sa-
nierungsmaßnahmen, die An-
schaffung von Ausrüstung für ei-
ne verbesserte Unterbringung 
der Tiere und unterstützt die 
Vermittlungstätigkeit der Tier-
heime. 

Der Landtag entscheidet

Darüber hinaus können Pro-
jekte gefördert werden, mit de-
nen die Vermehrung herrenlo-
ser Katzen in Bayern weiter ein-
gedämmt wird. Der Bayerische 
Landtag als Haushaltsgesetzge-
ber wird im Rahmen des Haus-
halts 2021 über die Mittelbereit-
stellung entscheiden.

Förderanträge sind abrufbar 
unter:  http://www.regierung.
oberfranken.bayern.de/service/
download/formulare/gesund-
heit_verbraucherschutz/tier-
heimfoerderung.php � r

Sozialministerin Trautner:

Täterarbeit bei  
häuslicher Gewalt

Täterarbeit stellt einen wichtigen Präventionsbaustein dar. „Wer 
Opfer von Gewalt wird, benötigt Hilfe und Unterstützung. Ge-
rade im häuslichen Umfeld ist es wichtig, zum Schutz der Opfer 
auch bei den Täterinnen und Tätern anzusetzen.   Deshalb freue 
ich mich sehr, dass wir Fachstellen für Täterarbeit bei häuslicher 
Gewalt in unsere staatliche Förderung aufnehmen konnten“, so 
Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner. Die staatlich geförder-
ten Täterberatungsstellen haben zum Teil schon ihre Arbeit aufge-
nommen oder befinden sich noch in der Aufbauphase. Pro Regie-
rungsbezirk wird zunächst eine Fachstelle für Täterarbeit staatlich 
gefördert, in Oberbayern – aufgrund der Bevölkerungsdichte – 
zwei Fachstellen.

Oftmals wünschen Frauen, 
die Unterstützung bei einer 
Fachberatungsstelle, einem Not- 
ruf oder im Frauenhaus suchen, 
auch im Interesse gemeinsamer 
Kinder keine endgültige Tren-
nung vom gewalttätigen Part-
ner, sondern das Ende der Ge-
walt und die Chance auf ein ge-
meinsames gewaltfreies Leben. 
Die Beendigung von gewalttä-
tigem Verhalten ist auch wich-
tig, um zu verhindern, dass Op-
fer- und Täterverhalten von Ge-
neration zu Generation weiter-
gegeben wird. Die Fachstellen 
orientieren sich bei ihrer Ar-
beit an den Standards der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Täter-
arbeit Häusliche Gewalt e. V. 
Sie arbeiten im engen Schulter-
schluss mit Behörden und Ein-
richtungen gegen häusliche Ge-
walt mit den Tätern und Fami-
lienmitgliedern. Dieser wichti-
ge Präventionsbaustein steht 
sowohl Selbstmeldern, als auch 
Tätern aufgrund von Auflagen 
durch die Staatsanwaltschaft 
und durch das Gericht, offen. 
Die staatlich geförderten Fach-
stellen für Täterarbeit (bei Be-
darf mit angegliederter Täterin-
nenarbeit) verteilen sich über 
die Regierungsbezirke wie folgt:
Regierungsbezirk Oberbayern:

Fachstelle des Diakonischen 
Werks des Evang.-Luth. Deka-
natsbezirks Rosenheim e. V. – 
Männerberatungsstelle Südost-
bayern, Rosenheim
Fachstelle MIM – Das Münche-
ner Informationszentrum für 
Männer e. V., Ingolstadt
Regierungsbezirk Niederbayern:
Fachstelle in Kooperation von 
AWO KV Landshut e. V. und pro 
Familia Niederbayern e. V. – 
Landshut und Passau
Regierungsbezirk Oberpfalz:
Fachstelle in Kooperation von 
Diakonischem Werk des Evang.-
Luth. Dekanatsbezirks Weiden 
e. V. und Kontakt Regensburg  
e. V., Weiden und Regensburg
Regierungsbezirk Oberfranken:
Fachstelle von SySTEP e. V., Hof 
und Bayreuth
Regierungsbezirk Mittelfranken:
Fachstelle in Kooperation von 
Treffpunkt e. V. Nürnberg und 
Stadtmission Nürnberg e. V. – 
AK Resozialisierung, Nürnberg
Regierungsbezirk Unterfranken:
Fachstelle der AWO BV Unter-
franken e. V., Würzburg
Regierungsbezirk Schwaben:
Fachstelle in Kooperation von 
Caritasverband Kempten-Ober- 
allgäu e. V. und SKM Augsburg, 
Kath. Verband für soziale Dienste 
e. V., Sonthofen und Augsburg. r
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30 Jahre feiern wir jetzt die 
Wiedervereinigung. Und seit-
her ist viel geschehen. Die 
Ausgangslage 1989/90 war  
ziemlich düster. Der Investi- 
tionsstau im Osten war enorm.  
Straßen, Brücken, Bahnhöfe 
Universitäten und viel Ande-
res mehr mussten in Rekord-
zeit auf internationalen Stan-
dard gebracht werden. 

Ein wesentliches Thema  
dabei: die Verfahrensdauern. 
Wenn der Zulauf zum Bren-
ner-Basistunnel einen Pla-
nungszeitbedarf von derzeit ca. 15 bis 20 Jah-
re hat, kann man sich vorstellen, wo die Wirt-

schaft im Osten heute stünde, wenn man die-
se Planungsverfahren damals hätte beachten 
müssen.

Die Lösung war eine Sonderregelung der Ge-
nehmigungsverfahren für national bedeutsa-
me Vorhaben. Diese wurden per Gesetz als 
„Projekte Deutsche Einheit“ mit deutlich ver-
kürzten Genehmigungsverfahren versehen. 

Fazit nach 30 Jahren: es hat 
funktioniert. Dabei kann man 
nicht ernsthaft behaupten, 
dass dabei die Umweltbelan-
ge unter die Räder gekommen 
wären.

Wäre das nicht doch auch 
eine Überlegung im Jahr 2020? 
Nach dem Wirtschaftscrash 
durch die Pandemie sind die 
öffentliche Infrastruktur und 
Investitionen des Staates ex- 
trem wichtige Schlüsselvor-
haben für den Weg zurück zur  
finanziellen Normalität.

Zudem können viele Vorha-
ben gerade auch für die Schie-
neninfrastruktur durch lange 

Verfahren nicht umgesetzt werden. Örtliche 
Akzeptanzprobleme verhindern eine zeitna-
he Umsetzung von Vorhaben, die aus Gesamt-
sicht ökologisch sinnvoll sind. Beispiele sind 
der Brennerbasistunnel, die Schienen zwi-
schen Nordbayern und dem Raum Stuttgart 
und weiter in den europäischen Südwesten; 
in Norddeutschland sind die Gleise in Richtung 
der wichtigen Ausfuhrhäfen insbesondere Bre-
men, Hamburg und Rotterdam zu nennen. Da-
bei sind diese Themen absolut nicht abschlie-
ßend.

Dafür ein Beschleunigungsprogramm zu 
entwickeln, wie in den 90er Jahren würde 
Deutschland gut zu Gesicht stehen.

GZ KOLUMNE
Dr. Klemens Gsell

Beschleunigungsprogramm 
Deutsche Einheit reloaded?

Liebe Leserinnen
und Leser,

22. Oktober 2020

Ihr Dr. Klemens Gsell
Stadtrat und Altbürgermeister 
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern

Engagierte Frauen in der Politik sind ein besonderes Anliegen von Landtagspräsidentin Ilse Aigner. 
Unsere Aufnahme entstand während einer Tagung der Präsidentin mit bayerischen Bürgermeiste-
rinnen im Frühjahr 2019 zum Thema „Frauen führen Kommunen.	 Bildarchiv Bayerischer Landtag – Foto: Rolf Poss

Frauen in der Kommunalpolitik:

Unverzichtbare Kompetenz
Repräsentative Umfrage der Europäischen Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft

Fünf Jahre nach ihrer Studie „Frauen führen Kommunen“ hat 
die EAF Berlin nun die bisher größte repräsentative Umfrage in 
Deutschland zu Frauen in kommunalpolitischen Führungspositio-
nen vorgelegt. Befragt wurden insgesamt 1.100 Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister in Gemeinden mit mindestens 1.000 Ein-
wohnern im gesamten Bundesgebiet.

Das Ergebnis: Nach wie vor 
sind Frauen in der Kommunal-
politik massiv unterrepräsen-
tiert. Nicht einmal jedes zehn-
te Rathaus wird von einer Frau 
regiert. Im Vergleich zu den Vor-
jahren ist der Anteil der Bürger-
meisterinnen sogar gesunken 
und liegt bei 9 Prozent, in Städ-
ten mit über 20.000 Einwohnern 
sogar nur bei 6 Prozent. 

Widerstände und Vorbehalte

Die Ursachen dürften auch 
darin liegen, dass die Bedingun-
gen für Frauen im Amt schwieri-
ger sind als für ihre männlichen 
Kollegen. Die Erfahrungen der 
befragten Bürgermeisterinnen 
zeigen deutlich, dass sie im Zu-
ge ihrer Kandidatur stärker mit 
Widerständen konfrontiert wer-
den (50 % der Frauen, 37 % der 

Männer) und Vorbehalte auf-
grund ihres Geschlechts (27 %) 
erleben. Dieser Befund deckt 
sich mit den Ergebnissen der 
EAF Berlin-Studie „Frauen füh-
ren Kommunen“: Auf dem Weg 
zur Kandidatur und ins Amt sind 
Frauen häufiger mit Herausfor-
derungen konfrontiert als Män-
ner. Hinzu kommt, dass die Bür-
germeisterinnen in höherem 
Maße Beleidigungen und Be-
drohungen (76 %/67 %) bis hin 
zu sexueller Belästigung (13 %) 
ausgesetzt sind.  

Handlungsauftrag der Politik

Es bleibt deshalb ein wichti-
ger Handlungsauftrag der Po-
litik und der Parteien, zivilge-
sellschaftlich und kommunal-
politisch engagierte Frauen zu 
stärken, politische Rahmenbe-

dingungen sowie Parteistruk-
turen und -kulturen so zu ver-
ändern, dass Frauen und Män-
ner gleichermaßen ihr Potenzi-
al, ihre Perspektiven und ihren 
Gestaltungswillen einbringen 
können. Insgesamt müssen die 
kommunalpolitischen Struktu-
ren deutlich flexibler werden. 
Letztendlich ist dies auch eine 
Frage der Nachwuchssicherung 
– für die öffentliche Verwaltung 
ebenso wie für die Parteien.

Generationenwechsel

Die Bedeutung eben dieser 
Nachwuchssicherung unterstrei- 
chen die Ergebnisse der vor-
liegenden Studie. Denn für die 
Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister steht fest: Jeder Drit-

Neues Projekt zum  
Kinderschutz in Bayern

Familienministerin Trautner: „Systemübergreifende  
Zusammenarbeit in Corona-Zeiten wichtiger denn je“

Die gelingende Zusammenarbeit von Ärztinnen und Ärz-
ten mit der Kinder- und Jugendhilfe ist für einen effekti-
ven Kinderschutz von zentraler Bedeutung. Um die konkre-
te Versorgungsstruktur von Familien zu überprüfen und die 
bestehenden Frühen Hilfen bedarfsgerecht weiterzuentwi-
ckeln, fördert das Bayerische Familienministerium das Pro-
jekt „Corona-baBY“ des kbo-Kinderzentrums München, das 
in Kooperation mit dem Berufsverband der Kinder- und Ju-
gendärzte umgesetzt wird, mit rund 400.000 Euro.

Bayerns  Familienministerin Carolina Trautner: „Mit dem 
von uns geförderten Projekt ‚Corona-baBY‘ nehmen wir diese 
Schnittstelle besonders in den Blick. Denn Eltern in belasten-
den Lebenssituationen müssen von Anfang an erreicht und in 
ihrer Erziehungskompetenz gestärkt werden. Die systemüber-
greifende Zusammenarbeit zwischen Gesundheitssystem und 
Kinder- und Jugendhilfe ist gerade in Zeiten von Corona wich-
tiger denn je. Starke Eltern sind die besten Garanten für ein 
gesundes und gewaltfreies Aufwachsen ihrer Kinder. In Bay-
ern haben wir vor allem mit den von uns geförderten inter-
disziplinären KoKi-Netzwerken, den Erziehungsberatungsstel-
len und der Bayerischen Kinderschutzambulanz als landes-
weitem Kompetenzzentrum schon sehr viel erreicht. Aber wir 
geben uns damit nicht zufrieden und entwickeln unsere Maß-
nahmen zum Kinderschutz laufend weiter. ‚Corona-baBy‘ wird 
wichtige Erkenntnisse für die bedarfsgerechte Weiterentwick-
lung des Kinderschutzes in Bayern bringen.“

Das Projekt untersucht über einen Zeitraum von zwei Jah-
ren, ob Frühe Hilfen für Familien mit Säuglingen oder Klein-
kindern in Belastungssituationen in ausreichendem Maße ver-
mittelt werden und wie wirksam dabei die Kooperation zwi-
schen Gesundheitssystem und Kinder- und Jugendhilfe ist. Ein 
besonderes Augenmerk liegt auf den vielfältigen psychosozi-
alen Belastungen bei jungen Familien, die gerade auch im Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie zu erwarten sind. 

Bei dem Projekt „Corona-baBY“ wird als passgenaues Er-
hebungsinstrument der „Pädiatrische Anhaltsbogen zur Ein-
schätzung von psychosozialem Unterstützungsbedarf“ einge-
setzt, der mit Unterstützung des Bayerischen Familienminis-
teriums und des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen unter der 
Leitung von Prof. Dr. Volker Mall, dem Ärztlichen Direktor des 
kbo-Kinderzentrums München, entwickelt wurde. � r

te (33 %) wird bei der nächsten 
Wahl nicht noch einmal kandi-
dieren, das trifft sowohl auf Ost- 
als auch auf Westdeutschland 
zu. Gründe dafür liegen über-
wiegend (76 %) im fortgeschrit-
tenen Alter der Amtsinhaber. 
Hier deutet sich ein Generatio-
nenwechsel an, der auch neue 
Chancen für vielfältige Perspek-
tiven in Deutschlands Rathäu-
sern eröffnet. � DK 

Hauptversammlung des bayerischen Jugendherbergswerks:

Enorme Herausforderungen 
in den kommenden Jahren

Klaus Umbach im Amt des Präsidenten bestätigt 
Neunköpfiges Gremium mit zwei neuen Mitgliedern

Die Mitglieder der Hauptversammlung des Landesverbands Bay-
ern im Deutschen Jugendherbergswerk (DJH) bestätigten Klaus 
Umbach mit 100 Prozent Zustimmung in seinem Amt als Präsi-
dent. Umbach, der seit 2018 den Verband führt, wurde für die 
kommenden vier Jahre wiedergewählt. Vor ihm liegen enorme 
Herausforderungen, die im Zusammenhang mit der Corona-Pan-
demie entstanden sind und die bayerischen Jugendherbergen im 
Frühjahr 2020 an den Rand der Zahlungsunfähigkeit brachten.

Dem Präsidenten sind sat-
zungsgemäß drei Stellvertre-
ter*innen zur Seite gestellt. Ne-
ben dem bisherigen Amtsin-
haber Dr. Klaus Schulenburg 
wurden die bisherigen Präsidi-
umsmitglieder Matthias Fack 
und Dr. Ursula Wurzer-Fass-
nacht mit überzeugenden Mehr-
heiten bestätigt. 

Daneben stand die Wahl von 
fünf weiteren Mitgliedern des 
Präsidiums an. Nachdem Mari-
on Glück-Levi, die zudem stell-
vertretende Präsidentin war, 
und Heinrich Kopriwa aus per-
sönlichen Gründen auf eine er-
neute Kandidatur verzichtet hat-
ten, stellten sich Daniela Arnu 
und Andrea Bastian dieser Wahl 
und wurden bereits im ersten 
Wahlgang mit großer Mehrheit 
bestätigt.

Strategische Ziele und ver-
bandspolitische Leitlinien

Dem insgesamt neunköpfi-
gen Präsidium des Landesver-
bands Bayern gehören damit 
an: Klaus Umbach (Präsident), 
Matthias Fack (Vizepräsident), 
Dr. Klaus Schulenburg (Vizeprä-
sident), Dr. Ursula Wurzer-Fass-
nacht (Vizepräsidentin), Daniela 
Arnu, Andrea Bastian, Stefanie 
Krüger, Wolfgang Obermair und 
Thomas Anian Ziegler.

Das Präsidium legt die stra-
tegischen Ziele und verbands- 

politischen Leitlinien des Ju-
gendherbergswerks fest. Ihm 
gehören Vertreter*innen ver-
schiedener gesellschafts- und 
bildungspolitischer Institutio-
nen, gemeinnütziger Unterneh-
men und Organisationen sowie 
der Medien an. In enger Abstim-
mung mit dem geschäftsführen-
den Vorstand des Verbandes 
entwickelt das Präsidium auf der 
Basis der satzungsgemäßen Zie-
le des DJH tragfähige inhaltliche 
und wirtschaftliche Modelle, die 
den Fortbestand und die Weiter-
entwicklung der Jugendherber-
gen in Bayern garantieren.

Bewältigung der Krise

Klaus Umbach: „Ich danke 
den Mitgliedern der Hauptver-
sammlung für den eindrucks-
vollen Vertrauensbeweis für un-
ser Gremium. Die Aufgaben, die 
vor uns liegen, sind kaum weni-
ger anspruchsvoll als in den ver-
gangenen Monaten. Dabei ha-
ben wir als Präsidium gemein-
sam mit dem Vorstand und den 
Fachbereichen frühzeitig die 
notwendigen Entscheidungen 
getroffen und konnten damit 
den Landesverband bislang ei-
nigermaßen gut durch die Krise 
bringen. Darauf können wir auf-
bauen und werden weiter unse-
re Kraft und unsere Erfahrungen 
bei der Bewältigung der Krise 
einbringen.“� r

BMU und kommunale Spitzenverbände:

Engere Zusammenarbeit
Die Kommunen spielen eine zentrale Rolle, wenn es um Klima-
schutz, Klimaanpassung und nachhaltige Entwicklung geht. Des-
halb haben das Bundesumweltministerium und die kommunalen 
Spitzenverbände einen noch engeren kontinuierlichen Austausch 
miteinander verabredet.

„Die Kommunen sind für 
mich Schlüsselakteure für die 
Umsetzung der Klimaziele und 
beim urbanen Umweltschutz 
in Deutschland. Sie tun viel für 
Umwelt- und Klimaschutz. Da-
bei wollen wir sie künftig noch 
mehr unterstützen und weiter 
stärken“, erklärte Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze. 

Belit Onay, Präsidiumsmit-
glied des Deutschen Städtetags 
und Oberbürgermeister der Lan-
deshauptstadt Hannover: „Die 
Städte verfolgen ambitionier-
te Ziele, um CO2 weiter zu redu-
zieren, mehr Energie einzuspa-
ren und eine nachhaltige Stadt- 
entwicklung voranzubringen. Wir 
brauchen rasch mehr saubere 
Energie, um die Klimaziele zu er-
reichen. Allein mit der Nationa-
len Klimaschutzinitiative haben 
die Städte seit 2008 über 15.000 
Klimaschutzprojekte erfolgreich 
umgesetzt. Sie bauen erneuer-
bare Energien aus, steigern die 
Energieeffizienz von Gebäuden 
und unterstützen nachhaltige 
Mobilität. Auch die Dachbegrü-
nung sowie mehr Grün und Frei-
zeitflächen sind wichtig für le-
benswerte Städte. Für all das 
brauchen wir die langfristige Un-
terstützung von Bund und Län-
dern. Förderprogramme zum 
kommunalen Klimaschutz soll-
ten stärker gebündelt werden.“

Reinhard Sager, Präsident des 
Deutschen Landkreistags und 
Landrat des Kreises Ostholstein: 
„Die Landkreise bekennen sich 
zu ihrer Verantwortung bei der 
Erreichung der nationalen Kli-
maschutzziele. Auf dem Land 
befinden sich die meisten An-
lagen für Windkraft, Bioener-
gie und Solarstrom. Daher brau-
chen die ländlichen Räume ei-
nen Ausgleich mit dem Ziel ei-
ner gerechten Lastenverteilung. 
Bedingungen sind für uns: Ak-
zeptanz, wirtschaftliche Tragfä-
higkeit und Vernunft. Wir müs-
sen die Menschen mitnehmen. 
Abstandsregelungen für Wind-
kraft, die Stärkung von Bürger- 
energieprojekten und die Er-
höhung der Pendlerpauschale 
kommen hierbei infrage.“

Ralph Spiegler, Präsident des 
Deutschen Städte- und Gemein-

debunds und Bürgermeister der 
Verbandsgemeinde Nieder-Olm: 
„Städte und Gemeinden haben 
eine Schlüsselrolle beim Klima-
schutz. Ohne ihr nachhaltiges 
klimafreundliches Engagement 
in ihren vielfältigen Rollen als 
Gestalter der Energie- und Mo-
bilitätswende, als Gebäudebe-
sitzer, als Bauleitplaner oder als 
größter öffentlicher Auftragge-
ber sind die Klimaschutzziele 
nicht zu erreichen. Für all die-
se Aufgaben bedarf es auch der 
Unterstützung des Bundes und 
der Länder. Klimaschutz und die 
Bewältigung der Folgen des wei-
ter fortschreitenden Klimawan-
dels bleiben eine gesamtgesell- 
schaftliche Herausforderung. Vor 
diesem Hintergrund begrüßen 
wir den angestoßenen Dialog.“

Das Bundesumweltministeri-
um stellt den Kommunen über 
seine Nationale Klimaschutzini-
tiative in den kommenden Jah-
ren umfangreiche Fördermittel 
für konkrete Klimaschutzmaß-
nahmen vor Ort bereit. Damit 
notwendige Zukunftsinvestiti-
onen auch in der Krise getätigt 
werden können, hat die Bundes-
regierung das Corona-Konjunk-
turpaket klimafreundlich gestal-
tet. Für den kommunalen Klima-
schutz bedeutet das, dass das 
BMU bis Ende 2021 100 Millio-
nen Euro zusätzlich für die NKI 
bereitstellen wird. Allein im 
letzten Jahr wurden kommu-
nale Klimaschutzprojekte unter 
dem Dach der NKI mit mehr als 
130 Millionen Euro gefördert. 
Um Anreize zu schaffen, hat das 
BMU die Förderquoten bis Ende 
2021 in drei kommunalen För-
derprogramm erhöht und die 
notwendigen Eigenanteile re-
duziert. Finanzschwache Kom-
munen können eine Vollfinan-
zierung für die Erstellung und 
Umsetzung eines Klimaschutz-
konzepts durch einen Klima-
schutzmanager erhalten.

An dem Treffen nahmen ne-
ben Bundesministerin Schul-
ze und dem parlamentarischen 
Staatssekretär Florian Pronold 
die Vertreter der Kommuna-
len Spitzenverbände sowie die 
Oberbürgermeister von Görlitz, 
Hannover und Potsdam teil.  �r
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trieben. Stichpunktartig nannte 
Jauernig dabei die Umsetzung 
der Stellenbewertungen für Ge-
schäftsstelle und Prüfer im Au-
ßendienst, den Umgang mit 
der Rechtsprechung des EuGH 
zur Anerkennung von Fahrtzeit 
als Arbeitszeit und nicht zuletzt 
die zukunftsfähige Finanzierung 
des Europabüros mittels Staats-
zuschuss. Der Prüfungsverband 
sei fit für die Zukunft, ungeach-
tet aller Einflüsse und Rahmen-
bedingungen rund um die Digi-
talisierung bis hin zu den Folgen 
der Pandemie. 

Dank des Innenministers

Als Innen- und damit Kom-
munalminister war es Joachim 
Herrmann ein besonderes An-
liegen, den scheidenden Mit-
gliedern für Ihre Verdienste 
rund um die Finanz- und Orga-
nisationshoheit der Kommunen 
zu danken. „Sie alle haben sich 
mit Sachverstand und Überzeu-
gungskraft in den BKPV einge-
bracht“, merkte der Minister an. 

Landrat Stegmann gratulierte er 
zu dessen neuer Position. „Ich 
bin von seinem großen Engage-
ment für die nächsten sechs Jah-
re mehr als überzeugt und dan-
ke seinem Vorgänger, Oberbür-
germeister Gerhard Jauernig, 
für die geleistete Arbeit.“ Ins-
gesamt, so Herrmann, habe der 
BKPV seine kommunale Fami-
lie, also die Bezirke, Landkrei-
se, Städte und Gemeinden, im-
mer nach Kräften bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben unterstützt. 

Den BKPV bezeichnete Herr-
mann als „Kompetenzzentrum 
für den gesamten Freistaat“. Die 
wesentlichen Nutznießer seien 
jedoch vor allem die kommu-
nalen Mitglieder des BKPV, ins-
besondere die kreisfreien Städ-
te und Großen Kreisstädte, die 
Landkreise und die Bezirke so-
wie die vom Staatsministerium 
festgelegten Gemeinden – al-
so in der Regel solche mit mehr 
als 5.000 Einwohnern. „Wie Sie 
wissen, stellen wir seit gerau-
mer Zeit Überlegungen an, die 
Pflichtmitgliedschaft von Ge-
meinden auch unterhalb dieser 
Einwohnergrenze auszudehnen. 
Hierzu werden wir als Innenmi-
nisterium gemeinsam mit BK-
PV, die kommunalen Spitzenver-
bände und der Bayerische Land-
tag versuchen, tragfähige Ideen 
zu entwickeln. Bei dieser Diskus-
sion gilt es jedoch, nichts über 
das Knie zu brechen, sondern 
alle Interessen genau und sorg-
sam gegeneinander abzuwä-
gen“, stellte der Minister fest. 
Schritt für Schritt wolle man die 
Mitgliederzahl vergrößern und 
darauf hinwirken, dass auch im-
mer mehr kleinere Gemeinden 
Mitglieder des BKPV werden. 
Das Nebeneinander von BKPV 
und staatlicher Rechnungsprü-
fung könne durchaus in anderer 
Form gestaltet werden. 

Auch das Innenministerium 
greift Herrmann zufolge auf das 
Wissen und die Erfahrung des BK-
PV zurück, wie etwa bei komple-
xeren Herausforderungen der 
kommunalen Haushaltsführung. 
Der Minister lobte die hervor-
ragende Beratung des BKPV für 
seine Mitglieder im Bereich der 
Wirtschaftsführung: „Gerade 
in Corona-Zeiten können allein 
durch diese Tätigkeit regelmä-
ßig Schwierigkeiten in der Zu-
kunft verhindert und eine spar-
same und wirtschaftliche Haus-
haltsführung sowie rechtskon-
formes Handeln sichergestellt 
werden.“ Spätestens, wenn die 
Corona-Krise überwunden sei, 
bedürfe es bei kommunalen 
Entscheidungen zu Investitio-
nen und Verschuldung wieder 
strategischer Weitsicht.

Die Folgen der Corona-Pande-
mie seien jedoch für den Staats-
haushalt noch nicht endgül-
tig absehbar. „Maßgeblich ist 
nun, die entstehenden Lasten 
so gleichmäßig auf die einzel-

Sudetendeutsches Museum eröffnet:

Großes Museumsfest 
nach der Krise

Sozialministerin Trautner: „Das Sudetendeutsche  
Museum ist ein begehbarer Schatz“

Ein Leuchtturmprojekt für die bayerische Kulturlandschaft 
ist fertiggestellt. Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der  hat das Sudetendeutsche Museum feierlich eröffnet. 
Nach modernsten musealen Präsentationsvorstellungen 
konzipiert, ist das Museum ein unverzichtbarer Bestandteil 
der Erinnerung an Geschichte, Schicksal und Kulturleistun-
gen der Sudetendeutschen, betonte Bayerns Sozialministe-
rin Carolina Trautner.

„Das Sudetendeutsche Museum ist ein begehbarer Schatz. 
Es soll alle Generationen ansprechen und zur weiteren Be-
schäftigung mit den Sudetendeutschen und ihrer Geschichte 
anregen. Ich bin mir sicher: Das Museum wird zu einem leben-
digen Ort des Dialogs werden. Ich wünsche mir, dass auch vie-
le Jugendliche und Schulklassen hier mit gelebter Erinnerung 
in Berührung kommen. Wir müssen bei der Jugend das Inter-
esse für Geschichte wieder mehr wecken, um die Erinnerung 
aufrecht zu erhalten“, so Trautner.

Die Gäste können die Ausstellung in deutscher, tschechi-
scher und englischer Sprache kennenlernen. Ab Ende Oktober 
2020 öffnet das Museum mit einem umfassenden Hygiene-
konzept für Besucherinnen und Besucher seine Türen.

Trautner verspricht: „Sobald es die Umstände wieder zulas-
sen, wird es ein großes Museumsfest für die sudetendeutsche 
Volksgruppe und die breite Öffentlichkeit geben. Dann kön-
nen wir mit allen Unterstützerinnen und Unterstützern sowie 
Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Gesellschaft 
dieses wunderbare Museum gemeinsam mit der Bevölkerung 
feiern. An dieser Stelle will ich mich auch ganz herzlich bei all 
denen bedanken, die dem Sudetendeutschen Museum Aus-
stellungsstücke zur Verfügung gestellt haben. Sie machen das 
Museum zu einem Ort lebendiger Erinnerung an unsere Ge-
schichte.“

Das Sudetendeutsche Museum zeigt auf etwa 1.200 Qua-
dratmetern Ausstellungsfläche rund 900 Exponate, darunter 
Künstlerglas im Jugendstil, ein dreisitziges Motorrad sowie 
Streich- und Blasinstrumente. Unter den Ausstellungsstücken 
befindet sich auch der erste Gartenzwerg – diese Idee stammt 
aus dem Sudetenland. Weitere Besonderheiten sind eine Le-
derjacke mit einem Einschussloch aus der Vertreibung, ein 
Bergarbeiterhelm aus der Zwangsarbeit im Uran-Bergbau und 
ein Leiterwagen, mit dem die Vertriebenen ihr Gepäck trans-
portieren mussten.� r

Bayerns Gesundheitsministerin zum „Welttag der seelischen Gesundheit“:

Freistaat investiert in  
Beratung und Behandlung

Psychische Belastungen durch Corona ernst nehmen
Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml rief anlässlich des  
„Welttags der seelischen Gesundheit“ am 10. Oktober dazu auf, 
die möglichen Auswirkungen der Corona-Pandemie für das psy-
chische Wohlergehen ernst zu nehmen. Huml sagte: „Die Pande-
mie bringt viele Belastungen mit sich. Deshalb ist es wichtig, auf 
die seelische Gesundheit zu achten und sich bei Bedarf rechtzeitig 
fachkundige Unterstützung zu holen.“

Die Ministerin fügte hinzu: 
„Das bayerische Gesundheitsmi-
nisterium fördert gezielt Bera-
tungs- und Behandlungsstruktu-
ren. Außerdem informieren wir 
unter anderem mit Anzeigen in 
Zeitungen sowie mit Filmen im 
Fernsehen und im Internet da-
rüber, was Menschen aktiv für 
die eigene seelische Gesundheit 
und die ihrer Mitmenschen tun 
können. Dies ist Teil der Kampa-
gne ‚Bitte stör mich – Aktiv ge-
gen Depressionen‘.“

Huml betonte: „Damit wollen 
wir zeigen: Wir lassen nieman-
den allein! Psychische Erkran-
kungen dürfen nicht stigmati-
siert oder tabuisiert werden, 
denn dies kann, zusätzlich zur 
erheblichen Belastung für Be-
troffene und ihre Angehörigen, 
verhindern, dass Hilfe in An-
spruch genommen wird.“

Wohnortnähe

Die Ministerin erläuterte: „Es 
ist mir ein persönliches Anlie-
gen, langfristig in die wohnort-
nahe psychiatrische Versorgung 
zu investieren. Der Freistaat hat 
in den vergangenen 20 Jahren 

rund eine Milliarde Euro an die 
Träger psychiatrischer und kin-
der- und jugendpsychiatrischer 
Kliniken für notwendige Investi-
tionen gezahlt. Diesen Kurs set-
zen wir fort. Derzeit sind 24 Bau-
projekte, mit einem Gesamtvo-
lumen von rund 480 Millionen 
Euro fest zur Finanzierung aus  
dem Krankenhausförderetat ein- 
geplant. Das sind Investitionen 
in die Zukunft, die die Qualität 
der Versorgung für psychisch er-
krankte Menschen weiter ver-
bessern.“

Neue Standorte

Huml betonte: „Wir haben da-
bei schon viel erreicht. In den 
vergangenen zehn Jahren haben 
wir die Zahl der Standorte zur 
Versorgung von psychisch kran-
ken Patienten von 52 auf 69 er-
höht. Dadurch konnten wir rund 
13 Prozent mehr Betten (6.409 
im Jahr 2010 im Vergleich zu 
7.267 Ende 2019) schaffen. Die 
tagesklinischen Plätze haben 
wir mehr als verdoppelt (698 im 
Jahr 2010 im Vergleich zu 1.422 
Ende 2019).“ 

Von zentraler Bedeutung ist 

zudem der landesweite Aufbau 
von Krisendiensten. Huml er-
klärte: „Es handelt sich um ein 
niederschwelliges Angebot, das 
den Menschen rasch und wirk-
sam Unterstützung in psychi-
schen Notlagen bieten soll. Bis-
lang gibt es dieses Angebot be-
reits in den Bezirken Ober-
bayern und Mittelfranken. Ab 
Juli 2021 sollen die Krisendiens-
te bayernweit und rund um die 
Uhr erreichbar sein.“

Bayerisches Psychisch- 
Kranken-Hilfe-Gesetz

In jedem Bezirk besteht der 
Krisendienst aus einer Leitstel-
le sowie mobilen Einsatzteams. 
Für den Aufbau und Betrieb 
der Leitstellen sind im aktuel-
len Doppelhaushalt mehr als 18 
Millionen Euro vorgesehen. Die 
bayerischen Bezirke finanzie-
ren die mobilen Teams. Grund-
lage ist das Bayerische Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz.

Nach Schätzungen des Lan-
desamtes für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit leiden in 
Bayern rund 2,8 Millionen Men-
schen in der Altersgruppe der 
18- bis 79-Jährigen im Laufe ei-
nes Jahres an einer klinisch re-
levanten psychischen Störung. 
Depression zählt mit rund ei-
ner Million betroffenen Erwach-
senen zu den häufigsten psychi-
schen Erkrankungen. � r

Sozialstaat am Scheideweg ...
(Fortsetzung von Seite 1)
oder indirekt über Umlagen auf- 
gebracht werden müssten. Auf- 
grund der Corona-Krise brächen 
aber derzeit massiv die Einnah-
men weg. Groß ist Brandls Sor-
ge hier beim Blick auf die Jahre 
2021 und insbesondere 2022. 
„Wie sollen wir das alles noch 
leisten?“, fragte der Verbands-
chef und rief dazu auf, endlich 
die Fülle an sozialen Wohltaten 
zu durchforsten, mindestens 
aber in Gänze auf den Prüfstand 
zu stellen. Er appellierte an die 
Verantwortlichen im Bund und 
im Freistaat, zusammen mit den 
Kommunen eine ehrliche Revi-
sion der vielfältigen staatlichen 
und kommunalen Leistungen 
vorzunehmen.

Was die Digitalisierung anbe-
langt, so ist diese Brandl zufolge 
„nicht das allein Seligmachen-
de“. Gleichwohl wies er darauf 
hin, dass die Reichsbedenken-
träger der Datenschützer in der 
Vergangenheit vieles blockiert 
und verhindert hätten, was an 
Digitalisierung technisch schon 
längst möglich ist. Er hoffe, dass 
man jetzt auf ein gesundes Maß 
zurückkehre, was berechtigte 
Datenschutzinteressen betrifft. 
Jedoch sei er, BrandI, sich nicht 
sicher, ob bei Abflauen der Krise 
genau die Reichsbedenkenträ-
ger wieder das Regiment über-
nehmen. 

Gedacht wird  
immer noch analog

Tatsache sei: Man stehe am 
Anfang einer Digitalisierung, 
weil immer noch analog gedacht 
wird. Zu meinen, alles lasse sich 
eins zu eins auch in die digitalen 
Formen um- und abbilden, funk-
tioniere nicht – vor allem wenn 
man sehe, wie sich die gesam-
ten Märkte, die für den Wohl-
stand des Landes verantwort-
lich sind, komplett umstruktu-
rieren. Im Bereich der gesamten 
Digitalisierung könnten volks-
wirtschaftlich völlig neue Märk-
te entwickelt werden, wenn die 
entsprechenden Köpfe vorhan-
den wären, die diese Märkte 

auch vernünftig erkennen und 
befüllen dürften. 

Setze man sich damit ausei-
nander, wer von der Digitali-
sierung letztlich profitiert, sei-
en dies in der Regel internatio-
nale Konzerne, die ihren Sitz in 
Amerika oder in Asien haben. 
Dies sei ein Unding, so der Prä-
sident, weil sicherlich die Kräf-
te, die Köpfe und das techni-
sche Know-how vorhanden wä-
ren, einen zumindest europäi-
schen Markt zu gründen, wo das 
Geld am Ende des Tages zumin-
dest in Europa, am besten aber 
in Deutschland bleibt.

Digitales Lernen geht anders

Auf den Bildungsbereich zu 
sprechen kommend, machte 
Brandl deutlich, dass digitales 
Lernen nicht bedeutet, Schul-
bücher abzufotografieren und 
ins Netz zu stellen. Vielmehr sei 
dies eine völlig andere Art der 
Wissensvermittlung, die viel mit 
Informatik zu tun habe, wo ge-
wisse MINT-Fähigkeiten deut-
lich stärker in den Vordergrund 
gestellt werden müssten als bis-
her. Erforderlich seien eine Um-
stellung der Lehrpläne und der 
pädagogischen Ausbildung. Au-
ßerdem brauche es die Ertüchti-
gung der Elternhäuser, vor allem 
auch hinsichtlich der Hardware.

Dabei dürfe sich nicht ein Bil-
dungssystem mit mehreren Ge-
schwindigkeiten Bahn brechen, 
fuhr der Verbandschef fort: Es 
könne nicht sein, dass diejeni-
gen, die es sich leisten können, 
Endgeräte zu Hause stehen ha-
ben und die anderen mit ver-
gleichsweise widrigen Umstän-
den fertig werden müssen. 

Zauberwort Nachhaltigkeit

„Wo bleibt die Innovations-
fähigkeit dieses Landes?“, frag-
te Brandl. Es gelte, die Welt neu 
zu denken. Nachhaltigkeit, nicht 
Umweltverträglichkeit, sei das 
Zauberwort. Die Bürgermeister 
werden aus seiner Sicht die Auf-
gabe haben, die Umgestaltung 
der Gesellschaft proaktiv zu be-

gleiten und jenseits aller partei-
politischen Denkmuster zu han-
deln, um gut durch die Krise zu 
kommen. „Der Bayerische Ge-
meindetag wird dabei ein ver-
lässlicher und treuer Partner 
sein“, gab der Präsident den De-
legierten mit auf den Weg.  

Brandl im Amt bestätigt

Uwe Brandl steht seit 2002 an 
der Spitze des Bayerischen Ge-
meindetages, beim Deutschen 
Städte- und Gemeindebund ist 
er zudem erster Vizepräsident. 
In Bad Gögging wurde er ohne 
Gegenstimmen in seinem Amt 
bestätigt. Zum Ersten Vizepräsi-
denten wählten die Kommunal-
politiker Bürgermeister Thomas 
Zwingel aus Zirndorf (Landkreis 
Fürth). Zweite Vizepräsidentin 
des Verbands wurde Bürger-
meisterin Birgit Erb aus Ober- 

elsbach (Kreis Rhön-Grabfeld). 
In einer Kampfkandidatur setz-
te sie sich gegen Bürgermeister 
Stefan Schelle aus Oberhaching 
bei München durch. Zum Lan-
desschatzmeister wurde Bür- 
germeister Markus Reichart 
aus Heimenkirch im Landkreis 
Lindau bestimmt. 

Keine Kabinettsbeteiligung

Für Unmut sorgte bei den De-
legierten der Umstand, dass 
kein Mitglied der Bayerischen 
Staatsregierung an der Jahres- 
versammlung des Bayerischen 
Gemeindetags teilnahm. Kurz-
fristig hatte Ministerpräsident 
Markus Söder seine Teilnah-
me wegen des Corona-Gipfels 
in Berlin absagen müssen. Dass 
sich keine Vertretung fand, wur-
de als Ausdruck der Gering-
schätzung angesehen. Ein aus 
Uwe Brandls Sicht schlicht un-
verständlicher und nicht nach-
vollziehbarer Schritt. � DK

nen Schultern zu verteilen, dass 
sie für alle tragfähig bleiben“, 
unterstrich Herrmann. „Daher 
wird der Freistaat das Konjunk-
turpaket des Bundes auf insge-
samt über vier Milliarden Eu-
ro verdoppeln. Wir lassen un-
sere Kommunen nicht im Stich.“ 
Insbesondere würden dadurch 
Mindereinnahmen bei der Ge-
werbesteuer ausgeglichen. 

Austarieren guter Lösungen

Als „eminent wichtig“ be-
zeichnete der neue Verbands-
vorsitzende Elmar Stegmann 
die Zusammenarbeit mit dem 
Staatsministerium des Innern, 
die mit einem guten, persönli-
chen Austausch einhergehe. Die 
Frage der Zuweisung weiterer 
Mitgliedsgemeinden beschäf-
tige den BKPV seit der Prüfung 
des Obersten Rechnungshofs 
vor gut zehn Jahren. Der Gedan-
ke der Konzentration der über-
örtlichen kommunalen Prüfung 
bei einer einzigen Einrichtung 

ist aus Stegmanns Sicht „syste-
matisch richtig und gute Gründe 
sprechen dafür“.

„Die kommunalen Spitzen-
verbände mögen – auch ihrer-
seits mit guten Gründen – et-
was zurückhaltender in der Zu-
weisungsfrage sein als Sie, Herr 
Staatsminister. Aber auch da 
zählen wir auf Sie und Ihr Haus“, 
hob Stegmann hervor. Das Aus-
tarieren guter Lösungen im Tri-
log von Ministerium, Prüfungs-
verband und Spitzenverbänden 
sei „ein sehr guter Weg, den wir 
gerne gehen“. 

Wichtig für den Prüfungsver-
band seien Planungssicherheit, 
für eine gute Prüfung und Be-
ratung seiner Mitglieder ausrei-
chende personelle Ressourcen 
sowie eine passgenaue Finan-
zierung mit den drei Säulen Ge-
bühren, Beiträgen und Staatszu-
schuss. „Ich bin sicher: Wir fin-
den eine Lösung, die von allen 
Beteiligten mitgetragen wer-
den kann“, zeigte sich Stegmann 
überzeugt. � DK

Wechsel im ...

Innenminister Herrmann  
verstärkt Maskenkontrollen
Bayerns Innenminister Joachim Herrmann erhöht den Druck auf 
Maskenmuffel: Angesichts der deutlichen Anstiege der Coro-
na-Neuinfektionen hat der Innenminister bayernweit verstärk-
te Polizeikontrollen zur Überwachung der verschärften Masken-
pflicht angeordnet. „Die Bayerische Polizei wird bis auf Weiteres 
noch häufiger und konsequenter kontrollieren, ob die Masken-
pflicht eingehalten wird“, kündigte Herrmann an. 

Schwerpunkte sind laut Herr-
mann der öffentliche Personen-
verkehr, bei dem die Masken-
pflicht grundsätzlich gilt, sowie 
stark frequentierte Plätze, an 
denen Maskenpflicht angeord-
net wurde. „Wir müssen alles 
unternehmen, um die sprung-
hafte Ausbreitung des hoch-
gefährlichen Virus einzudäm-
men und gleichzeitig einen Lock-
down zu verhindern“, begrün-
dete Herrmann diesen Schritt. 
Gerade das Tragen einer geeig-
neten Mund-Nasen-Bedeckung 
helfe, diesen schwierigen Spagat 

zu schaffen. „Leider sind nicht al-
le vernünftig genug, das zu ka-
pieren“, bedauerte Herrmann. 
„Deshalb wird die Polizei Ver-
stöße gegen die Maskenpflicht 
konsequent mit einem Verwar-
nungsgeld sanktionieren oder 
sogar Anzeige beim Gesundheits- 
amt erstatten. Dann drohen saf-
tige Geldbußen von mindes-
tens 250 Euro.“ Insgesamt rund 
25.000 Verstöße gegen die Mas-
kenpflicht hat die Bayerische Po-
lizei bislang festgestellt. 
www.stmgp.bayern.de/corona-
virus/rechtsgrundlagen/ � r

http://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/rechtsgrundlagen/
http://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/rechtsgrundlagen/
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 → Kommunen sind als Pioniere des Wandels für die 
Umsetzung der Agenda 2030 und die Bewältigung 
globaler Herausforderungen entscheidend. Doch was 
bedeutet das konkret?

 → Wir bieten informative Formate zu lokalen 
Nachhaltigkeitsstrategien, gesellschaftlichem 
Zusammenhalt, fairer Beschaffung, kommunalen 
Partnerschaften und weiteren aktuellen Themen wie 
Digitalisierung und Pandemiebewältigung.

 → Interesse geweckt? Die Voranmeldungen und weitere 
Informationen fi nden Sie hier:

https://skew.engagement-global.de/
bundeskonferenz.html

Gemeinsam. Fair. Global. Nachhaltig. 

Montag bis Mittwoch, 14. bis 16. Juni 2021 
im World Conference Center Bonn

Agenda 2030 – Kommunen gestalten Zukunft

im Auftrag des in Kooperation mitmit ihrer

Faire Woche ganz groß an 
Abensbergs Schulzentrum
Die bundesweite Faire Woche 2020 nahmen einige Klas-
sen der Aventinus Mittelschule und der Staatlichen Wirt-
schaftsschule Abensberg zum Anlass für eine Projektwoche, 
die Vertreter des Eine Welt-Forums als „beispielgebend“ be-
zeichneten. Rektor Wolfgang Brey freute sich über das Lob 
und betonte, dass die verantwortlichen Lehrer es geschafft 
hätten, durchwegs interessante Themen aufzubereiten, die 
in die Lebenswirklichkeit der Schülerinnen und Schüler ein-
gebettet sind. Und die waren mit Eifer und Begeisterung da-
bei und beschäftigten sich mit zehn Themen auf zehn Statio- 
nen verteilt, in den Klassenzimmern und auch in der Aula.

Die Lehrerinnen Susanne Elsner, Sabrina Sendtner und Na-
dine Dietz hatten zuvor die Themen erarbeitet, die von ih-
ren Klassen – der 7c, der M8a und der W8 – bearbeitet wur-
den. Das traf offenbar den Nerv: „Es ist so still heute“, bemer-
ken die Lehrerinnen. „Die Schüler sind ganz eng dabei.“ Und 
sind berührt: „Kaba – von Kindern für Kinder“, hat ein Junge 
formuliert, nachdem er sich mit dem Thema Kinderarbeit be-
schäftigt hatte. „Die Station Kinderarbeit hat viele sehr betrof-
fen gemacht“, so Rektor Brey. Auch die anderen Themen wur-
den fleißig bearbeitet und blieben nicht nur Theorie. So wur-
de eine Blindverkostung zum Thema „Schmeckt jede Schokola-
de gleich?“ mit konventioneller und mit Fair Trade-Schokolade 
angeboten, die „Geschichte des Kakaos“ wurde als Rätsel auf-
bereitet, Anbau und Ernte ebenfalls. Mit der Frage „Was ver-
steht man unter Fair Trade?“ wurden die Schüler mit Schlag-
worten wie Arbeitsschutz, Ausbeutung, Pestiziden, Kinderar-
beit und Kinderarmut konfrontiert. Weitere Stationen waren 
„Gutes Leben“ und was man damit verbindet. Auch „Unter-
wegs im Siegeldschungel“ war als Station mit dabei. Welchem 
Siegel kann man vertrauen? Wie die Stadt Abensberg zur „Fair 
Trade-Stadt“ wurde war ein weiteres Thema. Brey hatte da-
zu Richard Zieglmeier eingeladen. Der Stadt- und Kreisrat der 
Grünen war Umweltreferent in Abensberg, als der Stadtrat be-
schloss, zur Fair Trade-Stadt zu werden. Er zeigte sich – wie die 
Vertreterinnen vom Eine Welt-Forum Abensberg – begeistert 
über die Aktivitäten im Schulzentrum.

Weil alles so wunderbar geklappt hat, verloste das Eine 
Welt-Forum Abensberg nach Abschluss der Aktionswoche un-
ter den aktiven Klassen kleine Präsente. Fünf Schultüten konn-
te Schul-Sekretärin Angelika Mandlik als Glücksfee an An-
na-Lena Hilz, Valentin Novi, Lilly Sophie Nölte, Simona Kraste-
va und Halit Budkova übergeben. 

Das Beispiel macht buchstäblich Schule. Rektor Brey plant, 
dass sich alle Klassen mit diesen Projekten beschäftigen. „Es 
war toll zu sehen, wie sich die Schüler reingehängt haben.“ �r

Heike von Eyb von der Stadt Amberg und Nicole Graf vom Landkreis Amberg-Sulzbach (v.li.) sind die 
Ansprechpartnerinnen für das Projekt „1000 Schulen für unsere Welt“. Oberbürgermeister Michael 
Cerny und Landrat Richard Reisinger stehen hinter der Arbeit der beiden Frauen. Bild: Christine Hollederer

1000 Schulen für unsere Welt:

Stadt und Landkreis fördern  
Zukunftsperspektiven

Die Stadt Amberg und der Landkreis Amberg-Sulzbach machen 
gemeinsame Sache. Beide leisten einen Beitrag, um in den ärms-
ten Ländern der Welt Kindern und Jugendlichen eine lebenswer-
tere Zukunft zu ermöglichen. Mit der Gemeinschaftsinitiative 
„1000 Schulen für unsere Welt“ unter der Schirmherrschaft des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, Dr. Gerd Müller, wird dies verwirklicht. An dieser Initia-
tive beteiligt sich nun nicht mehr nur die Stadt Amberg, sondern 
auch der Landkreis Amberg-Sulzbach.

Ähnlich wie die Stadt Am-
berg dies bereits seit einigen 
Monaten praktiziert wird auch 
der Landkreis als neuer Partner 
nicht direkt als Projektant auf-
treten, sondern diese Aufgabe in 
die Hände zweier Vereine legen. 
Als verlässliche Partner konnten 
hier die „Projekthilfe Dr. Luppa“ 
und der Verein „Socialis for the 
Gambia“ gewonnen werden. 

Erfahrung und die Kontakte

„Beide Vereine verfügen über 
die nötige Erfahrung und die 
Kontakte, um die hier gesam-
melten Spendengelder zu 100 

Prozent vor Ort zielführend ein-
zusetzen“, ist Landrat Richard 
Reisinger überzeugt.

Neue Perspektiven schaffen

Bildung fördern, Armut ver-
ringern und neue Perspekti-
ven vor Ort schaffen. Das ist 
der Grundgedanke des Pro-
jekts „1000  Schulen  für unse-
re Welt“. Laut Oberbürgermeis-
ter Michael Cerny ein wirksa-
mer Beitrag zur Entwicklungsar-
beit, aber auch zur Bekämpfung 
von Fluchtursachen. „Bildung ist 
der beste und sinnvollste Weg, 
den Menschen die Möglichkeit 

zu geben, in der Heimat zu ver-
bleiben und dort ihr Leben frei 
gestalten zu können“, sagt das 
Stadtoberhaupt.

Solidarität und  
Mitmenschlichkeit

Dass das Amberg-Sulzbacher 
Land mit seinen Einwohnern 
hier Unterstützung leisten kann, 
sind sich Landrat und Oberbür-
germeister sicher. „Schon bei 
der Flüchtlingskrise haben die 
Menschen in der Region ge-
zeigt, was Solidarität und Mit-
menschlichkeit bedeutet“, so 
Landrat Richard Reisinger. Ziel 
jetzt ist es, in Afrika die Bildung 
zu fördern und Schulen zu bau-
en.

Für ca. 50.000 Euro kann in 
Afrika eine Schule gebaut wer-
den. Damit werden pro Schule 
und Jahr bis zu 1.000 Schülern 
1.000 Bildungs- und Zukunfts-
perspektiven geboten. „Jeder 

kann hier helfen und mit einem 
kleinen Beitrag bei der Umset-
zung eines großen Projekts mit-
wirken“, sagen Nicole Graf vom 
Landkreis Amberg-Sulzbach und 
Heike von Eyb von der Stadt Am-
berg, die das Projekt betreuen 
und v.a. Kontakt zu den Verei-
nen Projekthilfe Dr. Luppa und 
Socialis for the Gambia halten 
und die Umsetzung der Projek-
te vor Ort beobachten.

Socialis for the Gambia sam-
melt beispielsweise Spenden-
gelder, um den Kindern eine 
schulische und berufliche Aus-
bildung zu ermöglichen. Das be-
deutet konkret, es wurde ein 
Schul- und Ausbildungsgebäude 
gebaut und eine Mittagsverpfle-
gung angeboten, oft die einzi-
ge Mahlzeit des Tages. Mehr als 
600 Kinder besuchen den vom 
Verein unterstützten Kindergar-
ten und die Schule.

Viele Einsatzgebiete

Die Projekthilfe Dr. Luppa 
blickt auf eine mehr als 55-jähri-
ge Erfahrung zurück. Was in den 
1960er-Jahren mit Medikamen-
tenspenden sowie Krankenhäu-
sern in Peru und auf den Philip-
pinen begann, hat sich im Laufe 
der Jahre auf viele weitere Ein-
satzgebiete, z.B. Afrika, ausge-
weitet. Mit den Spendengeldern 
möchte der Verein seine Schu-
le in Togo weiter ausbauen und 
ausstatten.

Spenden werden weiter ge-
sammelt. Dazu wurde laut Ober-
bürgermeister Michael Cerny 
und Landrat Richard Reisinger 
bei der Sparkasse Amberg-Sulz-
bach eigens ein gemeinsames 
Spendenkonto für die Stadt 
und den Landkreis eingerichtet, 
um gemeinsam noch mehr be-
wegen zu können. „Helfen Sie 
mit!“, so der Wunsch der bei-
den.� r

Webcast für Berufsbildungsakteure
ÜBZO hilft bei Verbesserung von Lehrerausbildung und Unterrichtsqualität in China

Alle reden von digitaler Lehre und von Internationalisierung; im 
Überbetrieblichen Bildungszentrum in Ostbayern (ÜBZO) wird 
beides gelebt. Während des Lockdowns in der Coronakrise fand 
das erste Online-Seminar zum Thema „Aufbau von chinesischen 
und deutschen Lehrsystemen in der dualen Ausbildung“ statt, or-
ganisiert und erfolgreich durchgeführt von der Talententwick-
lungsinitiative des chinesischen Ministeriums für Industrie und 
Informationstechnologie in Peking und dem ÜBZO mit Sitz in Wei-
herhammer. Das ÜBZO ist der deutsche Bildungspartner des An-
KeLi Sino-German Dual Vocational Education & Training (DVET) 
Institute, das sich ebenfalls aktiv an dem Seminar beteiligte.

Das Seminar wurde in Form ei-
nes Webcast übertragen. Mehr 
als 100 Berufsbildungsakteu-
re aus Deutschland und Chi-
na nahmen daran teil. Mit da-
bei waren Prof. Dr. Erich Bau-
er, Geschäftsführer des ÜBZO, 
Huang Wenjun, General Mana-
ger des DVET Institute, Schul-
leiter aus unterschiedlichen Be-
rufsschulen und Colleges in Chi-
na sowie Experten des ÜBZO. 

Ziel des virtuellen Meetings war 
es, den chinesisch-deutschen 
Austausch zu verfestigen, die 
Lehrerausbildung zu stärken und 
das Unterrichtsniveau in China 
zu verbessern.

Während des Seminars prä-
sentierte Prof. Bauer das duale 
Ausbildungssystem in Deutsch-
land und hob die Unterschiede 
zwischen der Lehrerausbildung 
in Deutschland und China hervor.

Um den Schulleitern im virtu-
ellen Raum ein reales Gefühl für 
das deutsche Ausbildungssys-
tem zu vermitteln, gab es prakti-
sche Beispiele von Christine Rit-
ter, Referentin für Weiterbildung 
und Berufsorientierung im ÜB-
ZO. Sie demonstrierte den Teil-
nehmern, was unter handlungs-
orientierten Unterrichtsmetho-
den zu verstehen ist – wie Brain-
storming, Anti-Brainstorming, 
Fishbone-Diagramm und Welt-
kaffee funktioniert. 

Sonja Prüll, Leiterin der Abtei-
lung Internationales im ÜBZO, 
beantwortete die Fragen der 
Schulleiter und erläuterte, wie 
das duale Ausbildungssystem in 
die chinesischen Schulen einge-
führt und der Unterricht gestal-
tet werden kann. 

Die chinesischen Direktoren 
sind sehr an Online-Schulungen 
für Lehrkräfte von Berufsschulen 
und Colleges interessiert. Des-
halb werden das Pekinger Minis-
terium und das ÜBZO gemein-
sam zeitnah eine Online-Schu-
lungsreihe zum Thema „Didak-
tische Lehrerfortbildung in der 
beruflichen Bildung“ anbieten.  

Um die Qualität sicherzustel-
len, wird die Schulung in Grup-
pen mit maximal 24 Teilneh-
mern über das virtuelle Klassen-
zimmer des ÜBZO interaktiv ge-
staltet. Prof. Bauer: „Die Lehrer 
von Berufsschulen und Colleges 
sind herzlich eingeladen, sich ak-
tiv daran zu beteiligen. Die dua-
le Berufsausbildung in Deutsch-
land erfährt in China eine hohe 
Wertschätzung. Hier können wir 
ganz konkret Unterstützung und 
Austausch bieten.“� r

Denkfabrik gegen den weltweiten Hunger
Seit fünf Jahren arbeitet das globale Innovationszentrum des 

Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen (WFP) in 
München daran, vielversprechende Ideen und Lösungswege für 
eine Welt ohne Hunger zu unterstützen. „In dieser Denkfabrik 
entstehen Ideen, wie wir nachhaltig helfen können, den Hunger 
in der Welt zu bekämpfen und Ernährungskrisen gezielt zu ent-
schärfen“, sagte Bayerns Ernährungsministerin Michaela Kani-
ber. Das globale Zentrum bündelt und fördert weltweite inno-
vative Projekte. „Der Freistaat Bayern wird das Innovationszent-
rum in den kommenden fünf Jahren mit rund einer Million Euro 
jährlich unterstützen“, sagte Kaniber.

Die Top-Universitäten, Forschungszentren, Großunterneh-
men mit Visionen und eine ausgeprägte Start-up-Szene waren 
die Ansiedelungsgründe für den „WFP Innovation Accelerator“. 
In enger Zusammenarbeit generierte sie über 5.000 Innovati-
onsanträge. Von Bayern aus wurden mehr als 80 Pilotprojekte 
unterstützt. Das Innovationszentrum erreichte allein im vergan-
genen Jahr insgesamt 1,4 Millionen Menschen in 45 Ländern. r
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Eigenkapital im  
Mittelstand stärken

Bayerische Real- und Finanzwirtschaft legt gemeinsames Positionspapier vor
Vertreter der bayerischen Finanz- und Realwirtschaft sprechen sich 
für gezielte Maßnahmen aus, um die Eigenkapitalsituation des von 
der Corona-Krise getroffenen Mittelstands zu verbessern. Unter-
zeichnet haben die Forderungen die Industrie- und Handelskam-
mer München Oberbayern, die Handwerkskammern in Bayern, 
der Genossenschaftsverband Bayern, der Sparkassenverband Bay-
ern und der Bayerische Bankenverband. Die Vorschläge sollen in 
laufende Beratungen bei der Bundesregierung eingespeist werden.

Wegen der Corona-Pande-
mie mussten viele Unternehmen 
Umsatzeinbußen hinnehmen. 
Die Folge: Rund ein Drittel klagt 
über einen Rückgang im Eigen-
kapital. Durch die Verschlech-
terung der Eigenkapitalsituati-
on sinkt die Bonität der Unter-
nehmen, die Kreditfinanzierung 
wird erschwert und der wirt-
schaftliche Aufschwung verliert 
an Fahrt. 

Bund und Länder haben auf 
dieses Problem reagiert, indem 
sie Unterstützungsleistungen für 
das Eigenkapital, wie den Bay-
ern-Fonds, aufsetzen. Allerdings 
zielen diese Maßnahmen auf 
größere Unternehmen. Für die 
Breite der mittelständischen Un-
ternehmen gibt es keine passen-
den Instrumente zur Eigenkapi-
talstärkung. 

In einem Positionspapier for-
dern die Verbände daher steu-
erliche Verbesserungen, da-
mit Mittelständler ihre Eigen-
kapitalpositionen rasch wie-
deraufbauen können. Es gelte, 
die steuerliche Verlustrech-

nung auszuweiten. Als wesent-
liches Hemmnis wird der dro-
hende Verlustuntergang beim 
Wechsel von Anteilseignern be-
trachtet. In der Krise würden 
dadurch wirtschaftlich sinnvol-
le Maßnahmen, wie der Eintritt 
neuer Investoren in notleiden-
de Betriebe, behindert. Deshalb 
sollte der Verlustuntergang auf 
wirkliche Missbrauchsfälle be-
schränkt werden. Ergänzend 
zur Ausweitung der Verlustver-
rechnung sollte zudem die Mög-
lichkeit geschaffen werden, ei-
ne steuerfreie „Corona-Rückla-
ge“ im Jahresabschluss 2019 zu 
bilden.

Bildung von Eigenkapital

Um die Eigenkapitalbasis der 
kleinen und mittleren Betriebe 
zu stärken, sei die sog. Thesau-
rierungsrücklage mittelstands-
freundlich und praxisgerecht 
fortzuentwickeln. Die Voraus-
setzungen für die Bildung von Ei-
genkapital seien zu verbessern, 
da nach der derzeitigen Ausge-

staltung nur wenige auf Dau-
er ertragsstarke Personenun-
ternehmen die Regelung zur Be-
günstigung nicht entnommener 
Gewinne nutzen können.

Darüber hinaus sprechen sich 
die Unterzeichner für die praxis-
gerechte Ausgestaltung regula-
torischer Vorgaben bei den Ei-
genkapitalanforderungen in Be-
zug auf Unternehmen aus. Ge-
sellschaften, bei denen mehr als 
die Hälfte des Eigenkapitals auf-
gebraucht ist, hätten keinen An-
spruch auf staatliche Unterstüt-
zung. Diese Intention sei grund-
sätzlich richtig, allerdings wür-
den durch eine unzureichende 
EU-Definition auch zahlreiche 
KMU ausgeschlossen, die be-
rechtigterweise Hilfen erhalten 
sollten.

Zugang zu Corona-Hilfen

Um diesen Unternehmen den 
Zugang zu Corona-Hilfen zu er-
möglichen, sollte die Definition 
für „Unternehmen in Schwie-
rigkeiten“ vereinfacht werden. 
So könnte zum Beispiel die De-
finition auf solche Unterneh-
men eingeschränkt werden, 
die Gegenstand eines Insolven-
zverfahrens sind. Diese verein-
fachte Regelung sei nach der 
De-minimis-Beihilfe-Regelung 
für Unternehmen mit weniger 
als 50 Beschäftigten schon heu-

te möglich und werde von eini-
gen Förderbanken (nicht KfW) 
bei der Antragsprüfung aktuell 
so ausgelegt.

Zudem wird die Auflage eines 
kreditnahen Produkts der För-
derbanken vorgeschlagen, das 
Nachrang- bzw. Eigenmittelcha-
rakter hat. Die Vorschläge soll-
ten in laufende Beratungen bei 
der Bundesregierung einge-
speist werden. Alternativ könn-
te eine Mindest-Ausfallwahr-
scheinlichkeit als Beurteilungs-
kriterium für „Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ herangezogen 
werden. Durch eine Nachbesse-
rung der Definition wären zahl-
reiche sinnvolle Geschäftsfort-
führungen möglich.

Passgenaue Lösung

Weiterer Vorschlag: Rund 97 % 
der Unternehmen haben weni-
ger als 20 Mitarbeiter. Sie sind 
demzufolge von den Möglich-
keiten, die der Wirtschafts-
stabilisierungsfonds und der 
Bayernfonds bieten, ausge-
schlossen. Meist sei auch ei-
ne Direktbeteiligung (z.B.  
über die BayBG oder Beteili-
gungsgesellschaften) nicht pass-
genau. Deshalb wird die Aufla- 
ge eines kreditnahen Produkts 
der Förderbanken vorgeschla-
gen, das Nachrang- bzw. Eigen-
mittelcharakter für KMU hat. 

Für kleine und mittlere Unter-
nehmen käme beispielsweise ei-
ne Modifikation des KfW-Pro-
gramms „ERP-Mezzanine für In-
novation“ in Betracht. Im Rah-
men des Förderumfangs von 
5 Mio. Euro sollten die bishe-
rigen 60 % Mezzanine-Anteile 
durch die KfW auf 80 % aufge-
stockt werden, gekoppelt mit 20 
% Hausbankkredit. Nachdem je-
weils die finanzierende Bank mit 
ins Ausfallrisiko geht, erschei-
nen diese Anpassungen nach 
Auffassung der Unterzeichner 
vertretbar. 

Nachteile dieser Instrumen-
te lägen allerdings darin, dass 
eine umfangreichere Einzel-
fallprüfung erforderlich ist, als 
das bei den anderen Förderpro-
grammen der Fall ist. Struktu-
ren müssten erst bei Förderins-
tituten oder Bürgschaftsbanken 
aufgebaut werden, so dass ein 
zeitlicher Vorlauf hierfür erfor-
derlich ist. 

Und letztendlich müsste 
auch bei einem Nachrangdar-
lehen ein Exitszenario vorhan-
den sein, d.h. die Kapitaldienst-
fähigkeit muss langfristig wie-
derhergestellt werden. „Vor 
diesem Hintergrund plädie-
ren wir dafür, im ersten Schritt  
den steuerlichen Verlustrückt-
rag auszuweiten und dann im 
zweiten Schritt weitergehende 
Maßnahmen in diese Richtung 
umzusetzen“, heißt es in dem 
Papier.

Insolvenz vermeiden

Aus Sicht der Verbände müs-
sen ferner zukunftsfähige Res-
trukturierungen auch für klei-
ne Unternehmen ermöglicht 
werden. Die Restrukturierungs-
richtlinie sollte spätestens bis 
31.12.2020 in nationales Recht 
umgesetzt werden, um Unter-
nehmen zusätzlich einen rechts-
sicheren Weg der Sanierung 
auch vor einem Insolvenzverfah-
ren zu eröffnen. Bei überschau-
barer Gläubigerzahl könnte ei-
ne Insolvenz vermieden und die 
Fortführung von Betrieben er-
möglicht werden. 

„Nachdem wir mit einer er-
höhten Insolvenzzahl durch die 
Corona-Pandemie zu rechnen 
haben, könnte Gläubigern und 
Unternehmern dadurch gehol-
fen und Gerichte entlastet wer-
den. Außerdem wäre die Sanie-
rungsmediation eine gute Er-
gänzung zum Beratungsangebot 
der LfA Taskforce in Bayern. Die-
ses Angebot sollte zudem in der 
aktuellen Situation verstärkt be-
worben werden“, heißt es ab-
schließend.� DK

Studie des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung:

Eigenmittelanteil bei  
Förderprogrammen für Kommunen

Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung hat ein Dis-
kussionspapier zur Frage „Wer schon viel hat, dem wird noch 
mehr gegeben?“ veröffentlicht. Vertiefend beleuchtet wird dabei 
die Problematik des kommunalen Eigenmittelanteils. 

Die Autoren der Studie kom-
men zu dem Schluss, dass 
strukturschwache Kommunen 
durch das aktuelle Fördersys-
tem benachteiligt werden. So 
ist es für diese Kommunen auf-
grund begrenzter Personalka-
pazitäten deutlich schwieriger, 
über die Vielzahl an Förderpro-
grammen mit jeweils höchst- 
individuellen und komplexen 
Förderbedingungen den Über-
blick zu behalten und entspre-
chend Förderanträge zu stellen. 
Zudem leide die kommunale 
Selbstverwaltung unter der en-
gen Zweckbindung von Förder-
programmen. 

Aufgrund begrenzter Finanz-
mittel können finanzschwache 
Kommunen vielerorts nicht dort 
investieren, wo es gerade ange-
zeigt ist, sondern müssen sich 
daran orientieren, für welche 
Vorhaben Fördermittel von der 
EU, dem Bund und dem jewei-
ligen Bundesland zur Verfügung 
gestellt werden. Der zumeist 
notwendige Eigenmittelanteil 
schränkt Investitionen für ande-
re notwendige, aber eben nicht 
förderberechtigte Vorhaben, na- 
hezu vollumfänglich ein. 

Finanzschwache Kommunen 
haben zudem große Schwierig-
keiten, den Eigenmittelanteil 
überhaupt erbringen zu kön-
nen und verzichten daher von 
vorneherein auf eine Bewer-
bung. Folge ist, dass finanzstar-
ke Kommunen, da sie vor allem 
die entsprechenden Personal-
ressourcen haben sowie den 
notwendigen Eigenanteil auf-
bringen können, letztlich stär-
ker als finanzschwache Kom-
munen von Förderprogrammen 
profitieren.

Empfohlen wird unter ande-
rem, den Kommunen zu ermög-
lichen, beim Eigenanteil alter-
nativ auch Personal- und Sach-

leistungen geltend machen zu 
können. Zudem sollte es Ko-
finanzierungshilfen durch das 
Land geben. Besonders finanz-
schwache Kommunen sollten 
vom Eigenanteil befreit wer-
den. Grundsätzlich sollten För-
derprogramme niedrigschwellig 
angesetzt und auch eine Bünde-
lung von Programmen zugelas-
sen werden. 

Zu hoher  
bürokratischer Aufwand 
für kleine Gemeinden

Insgesamt ist der bürokrati-
sche Aufwand für die Förder-
mittelbeantragung für kleine 
und eher ländlich geprägte Ge-
meinden zumeist zu hoch. Die 
Fördermittelgeber, insbesonde-
re auf Landesebene, sollten da-
her Beratungs- sowie Unterstüt-
zungsangebote zu den Program-
men schaffen. Entscheidend ist 
zudem eine bedarfsgerechte Fi-
nanzausstattung der Kommunen. 
Fördermittel sollten die Ausnah-
me darstellen und sich darauf be-
schränken, neue Entwicklungen 
anzustoßen und besondere Miss-
stände zu beheben.

Empfohlenes Fördernetzwerk 

Kommunen wird unter an-
derem empfohlen, sich zur Ka-
pazitätsbündelung mit umlie-
genden Gemeinden zu einem 
Fördernetzwerk zusammenzu-
schließen. Auch die Finanzie-
rung einer Stelle für die Akquise 
von Fördermitteln auf Gemein-
deverbandsebene wird ange-
regt.

Unterstützt werden die vorge-
schlagenen Empfehlungen vom 
Deutschen Städte- und Ge-
meindebund. Zweifelsfrei be-
dürfe es auf kommunaler Ebe-
ne an erster Stelle einer aufga-

bengerechten Finanzausstat-
tung. Fördermittel könnten hier 
keinen Ersatz darstellen. Gleich-
wohl könnten Fördermittel aber 
der richtige Weg sein, um neue 
Entwicklungen anzustoßen und 
massive Rückstände aufzuho-
len. Der DStGB spricht sich da-
her auch für eine Aufstockung 
und Entfristung des Kommu- 
nalinvestitionsförderungsfonds 
des Bundes aus. 

Auch im Rahmen von EU-Pro-
grammen fällt laut DStGB in der 
Regel ein kommunaler Eigen-
mittelanteil an. Hier sei hervor-
zuheben, dass es auf Druck der 
Kommunalverbände auf euro-
päischer Ebene seit der letz-
ten Förderperiode immerhin 
möglich ist, dass der Eigenan-
teil auch z.B. über Spenden 
fremdfinanziert werden kann. 
Zuvor musste der Eigenanteil 
direkt aus dem Haushalt kom-
men, was Haushaltssicherungs-
kommunen von der Kommunal-
aufsicht häufig dann untersagt 
wurde.

Lockerung der  
Zweckmittelbindung  
angemahnt

Der Kommunalverband mahnt  
schon lange eine Lockerung der 
zumeist recht strikten Zweck-
mittelbindung sowie die Atomi-
sierung der Förderprogramme 
an. Die zunehmende Anzahl se-
parater Förderprogramme mit 
jeweils abweichenden Förder-
bedingungen erhöhe den admi-
nistrativen Aufwand erheblich. 
Dieser sei gerade für kleinere 
Gemeinden im ländlichen Raum 
nicht mehr händelbar.

Aus Sicht des DStGB müss-
ten künftige Förderprogram-
me deutlich stärker als bisher fi-
nanzschwache und kleine Kom-
munen in den Blick nehmen. 
Künftig sei sicherzustellen, dass 
Investitionen weder an der Er-
bringung des Eigenmittelanteils 
noch am administrativen Auf-
wand scheitern.� DK

Außergewöhnliche Förderbilanz:

LfA vergibt bayerische Corona- 
Hilfen von über 1,2 Mrd. Euro

Kleine und mittelständische Betriebe profitieren von 
spezieller bayerischer Förderung

Die LfA Förderbank Bayern hat in den ersten sechs Monaten der 
Corona-Pandemie mehr als 5.900 Kredite als Corona-Hilfen ver-
geben. Das bis Mitte September zugesagte Kreditvolumen in den 
Sonderprogrammen LfA-Schnellkredit, Corona-Schutzschirm-Kre-
dit und Corona-Kredit – Gemeinnützige sowie den optimierten 
Programmen Universalkredit und Akutkredit beträgt insgesamt 
mehr als 660 Millionen Euro. Von den Vorteilen der durch den 
Freistaat Bayern ermöglichten eigenen bayerischen Förderpro-
gramme profitierten insbesondere kleine und mittelständische 
Betriebe. 

Allein mit dem LfA-Schnellkre-
dit hat die LfA fast 4.200 Klein- 
und Kleinstbetriebe mit bis zu 
10 Beschäftigten gefördert. Zu-
dem wurden rund 65 LfA- und 
Staatsbürgschaften mit einem 
Bürgschaftsbetrag von mehr als 
485 Millionen Euro sowie rund 
4.700 Tilgungsaussetzungen bei 
bestehenden Krediten im Ge-
samtvolumen von über 72 Mil-
lionen Euro bewilligt. Die LfA hat 
damit über 1,2 Milliarden Euro 
an Corona-Hilfen für den Wirt-
schaftsstandort Bayern zuge-
sagt.

Zusammen mit ihren Stand- 
ardkrediten hat die LfA die bay-
erische Wirtschaft von Mitte 
März bis Mitte September 2020 
mit Darlehen in Höhe von fast  
2 Milliarden Euro unterstützt. 
Dies ist ein Zuwachs von über 
56 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum. Insgesamt pro-
fitierten rund 7.800 mittelstän-
dische Unternehmen und Kom-
munen von dem Angebot.

Über die BayBG Bayerische 
Beteiligungsgesellschaft mbH 
und die Bayern Kapital GmbH, 
beides Unternehmen aus der 
LfA Gruppe, stellt die LfA den 
bayerischen Gründern und Un-
ternehmern zur Stärkung ihrer 
Kapitalbasis überdies Eigenkapi-
talangebote, etwa den Startup 
Shield Bayern, den Eigenkapital-
schild Mittelstand Bayern oder 
den Wachstumsfonds Bayern, 
zur Verfügung.

„Die Finanzierungshilfen der 
LfA sind wichtige Bausteine der 
bayerischen Stabilisierungsstra- 
tegie. Mit diesen Finanzierungs-
instrumenten unterstützen wir 
die mittelständischen Unterneh-
men schnell und verlässlich in 
der Coronakrise. So sichern wir 
den Fortbestand vieler Betriebe 

und erhalten zahlreiche Arbeits-
plätze. Viele Betriebe wollen he-
raus aus der Krise und investie-
ren in die Zukunft. Wir richten 
unsere finanziellen Hilfen sowie 
Förder- und Beratungsangebo-
te daher nicht nur auf die aku-
te Krisenbewältigung aus, son-
dern unterstützen den Mittel-
stand auch gezielt dabei, die 
Chancen von innovativen Tech-
nologien und Digitalisierung zu 
ergreifen“, sagt Bayerns Wirt-
schaftsminister und LfA-Verwal-
tungsratsvorsitzender Hubert 
Aiwanger.

Erweitertes Instrumentarium

LfA-Vorstandsvorsitzender 
Dr. Otto Beierl ergänzt: „Unse-
re Finanzierungshilfen zur Be-
wältigung der Coronakrise sind 
beim bayerischen Mittelstand 
gefragt. Der LfA-Schnellkredit 
mit 100-prozentiger Risikoent-
lastung ist ein einfaches und 
wirksames Kreditprodukt spe-
ziell für kleine Betriebe. Durch 
die Ausweitung und Vereinfa-
chung unserer Risikoentlastun-
gen, mit dem Corona-Schutz-
schirm-Kredit, dem Corona-Kre-
dit – Gemeinnützige, den Opti-
mierungen bei Universalkredit 
und Akutkredit sowie unkomp- 
lizierten Tilgungsaussetzungen 
haben wir zudem unser Instru- 
mentarium zur Unterstützung  
auch der größeren Betriebe 
deutlich erweitert.“

Für Zukunftsinvestitionen stün- 
den den Unternehmen eine  
umfassende Gründungs- und 
Wachstumsförderung und die 
attraktiven Finanzierungsange- 
bote für Energieeffizienz, Um-
welt- und Klimaschutz sowie  
Innovation und Digitalisierung 
zur Verfügung.� r

Bezirk Mittelfranken will 
unter den kommunalen 

Rettungsschirm
Der mittelfränkische Bezirkstag will unter den kommunalen Ret-
tungsschirm, mehr Geld aus dem kommunalen Finanzausgleich 
des Freistaats für die erbrachten Sozialhilfeleistungen (FAG-15-
Mittel) und darüber hinaus eine prozentuale Beteiligung der Be-
zirke am allgemeinen Steuerverbund. Diese Forderungen erhebt 
das Gremium in einer Resolution, die in der jüngsten Sitzung im 
Forum Triesdorf von den Bezirksrätinnen und Bezirksräten ein-
stimmig verabschiedet wurde.

Die Ausgaben für die Einglie-
derungshilfe für Menschen mit 
Behinderung sind beim Bezirk 
Mittelfranken in den letzten elf 
Jahren um 89 Prozent gestie-
gen, die FAG 15-Mittel lediglich 
um 17 Prozent. Dazu drohen die 
Steuerausfälle wegen der Coro-
na-Pandemie auch den Haushalt 
des Bezirks Mittelfranken mas-
siv zu belasten. Dieser finanziert 
sich über die Bezirksumlage, er-
hoben bei den kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen. Sinkt de-
ren Finanzkraft, fällt auch der 
Betrag, den die kommunale 
Ebene an den Bezirk überweist, 
geringer aus. 

Hilfeleistungen 
dauerhaft sicherstellen

Doch wie können die gesetz-
lich verankerten Ansprüche und 
Hilfeleistungen des Bezirks für 
Menschen mit Behinderung, 
mit Pflegebedarf, für Kinder 

und Jugendliche mit Förderbe-
darf, aber auch für die Patientin-
nen und Patienten in den psych-
iatrischen Krankenhäusern des  
bezirklichen Kommunalunter-
nehmens mit weniger Geld dau-
erhaft sichergestellt werden? Ei-
ne Antwort auf diese Kernfrage 
ist in der Resolution nachzule-
sen: „Die bezirkliche Leistungs-
fähigkeit und die gesetzlichen 
Verpflichtungen können nur 
durch ausreichende Finanzmit-
tel sichergestellt werden.“ 

Um dies zu erreichen, müss-
ten die bayerischen Bezirke bei 
der Verteilung der Rettungs-
schirm-Mittel „ausreichend und 
direkt berücksichtigt werden“. 
Der mittelfränkische Bezirkstag 
fordert den Freistaat Bayern da-
her auf, „im Dialog mit den drei 
kommunalen Ebenen tragbare 
Lösungen zu finden und im Bund 
für die entsprechenden gesetz-
lichen Ausgleichsregelungen zu 
sorgen“.� r
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Wir fi nden, die Welt braucht mehr Zuversicht. 
 Deshalb unterstützen wir alle, die den Mut haben, 
ihre Zukunft selbst in die Hand zu nehmen. 
 Anpacker und Frühaufsteher, die Familien oder 
Start-ups gründen, Hausbauer, Pläneschmieder – 
gemeinsam schauen wir nach vorn und sagen:  
Morgen kann kommen. Wir machen den Weg frei.

Unser wichtigstes 

Investment: 

die nächste Generation.

Bundesrat hinterfragt Entwurf des Risikoreduzierungsgesetzes:

Wichtiger Impuls für 
die Kreditversorgung

Der Bundesrat hat die Bundesregierung aufgefordert zu prüfen, 
ob die in der Corona-Krise eingeführten regulatorischen Erleich-
terungen für Banken fortgeführt werden können. Der Genossen-
schaftsverband Bayern (GVB) begrüßt den Beschluss der Länder-
kammer als wichtigen Impuls für die Kreditversorgung und fordert 
die Bundesregierung auf, dem im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren Rechnung zu tragen.

„Die regulatorischen Erleich-
terungen haben den Banken ge-
holfen, in der Krise die Wirtschaft 
schnell und effektiv mit Finan-
zierungen zu versorgen. Diesen 

Präsident Jürgen Gros die Stel-
lungnahme des Bundesrats.

Gegenstand des Beschlusses 
ist der Entwurf des Risikoredu-
zierungsgesetzes (RiG), mit dem 
die Bundesregierung europäi-
sche Bankenregeln in deutsches 
Recht umsetzt. Neben Änderun-
gen an einzelnen Regelungen 
plädiert die Länderkammer da-
für, insgesamt die Proportionali-
tät und Praxistauglichkeit der Fi-
nanzmarktregulierung zu verbes-
sern und Bürokratie abzubauen.

Praxistauglichkeit der  
Finanzmarktregulierung  
verbessern

„Jetzt ist die Zeit, Lehren aus 
der Krise zu ziehen und im Sin-
ne der wirtschaftlichen Erho-
lung eine Bankenregulierung 
zu schaffen, die Sicherheit gibt, 
ohne den Handlungsspielraum 
von Finanzinstituten übermäßig 
einzuschränken. Regeln, die kei-
nen erkennbaren Nutzen stiften, 
gehören auf den Prüfstand“, be-
tonte GVB-Präsident Gros. Der 
Genossenschaftsverband Bayern  
hatte bereits Ende April einen 
runden Tisch mit Vertretern aus 
Politik, Aufsicht und Banken an-
geregt, um die Bankenregulie-
rung einem Fitness-Check zu un-
terziehen.� r

Steuerschätzung Bayern:

Auf stabilem Weg
Kommunale Spitzenverbände fordern vom Bund  

einen Ausgleich der Gewerbesteuerausfälle über 2020 hinaus
Nach der aktuellen Steuerschätzung kann der Freistaat in 2020 mit 
etwa 4,2 Milliarden Euro weniger an Steuereinnahmen rechnen 
als vor der Krise erwartet. Dies ist laut Finanzminister Albert Füra-
cker der mit Abstand stärkste Einbruch der vergangenen Jahrzehn-
te. Gleichwohl seien die Zahlen für 2020 auch ein Signal dafür, dass 
die von Bund und Ländern ergriffenen Maßnahmen zur Stützung 
der Wirtschaft wirken. Man befinde sich auf einem „stabilen Weg“.

Auch in den nächsten Jahren 
muss der Freistaat krisenbedingt 
mit deutlichen Mindereinnahmen 
rechnen. So sind im Vergleich zur 
letzten Schätzung vor der Krise 
rund 4,0 Milliarden Euro weniger 
Steuereinnahmen für 2021 zu er-
warten (gegenüber Mai-Schät-
zung zusätzliches Minus von rund 
1,3 Milliarden Euro), rund 3,6 Mil-
liarden Euro in 2022 (gegenüber 
Mai-Schätzung zusätzliches Minus 
von rund 1,1 Milliarden Euro). Hier 
spiegeln sich vor allem die prog-
nostiziert etwas langsamere Er-
holung der Wirtschaft in den kom-
menden Jahren sowie die mit Un-
terstützung Bayerns auf den Weg 
gebrachten massiven steuerli-
chen Unterstützungsmaßnahmen 
durch Bund und Länder wieder.

Bayern bleibt trotz der Minder-
einnahmen dem eingeschlagenen 
Weg treu und setzt sich für Ent-
lastungen und staatliche Investiti-
onen ein. „Wir wollen zurück zur 
Schwarzen Null, aber mit Augen-
maß. Jedes Unternehmen und je-
der Arbeitsplatz, der in der ak-
tuellen Ausnahmelage erhalten 
werden kann, sichert den Wohl-
stand von morgen“, hob Füracker 
hervor. Investitionen und Maß-
nahmen, die Wirtschaft, Kommu-
nen und Familien in Bayern durch 
die Krise helfen, werden daher im 

Jahr 2020 wie beschlossen fort-
geführt. Damit sei sichergestellt, 
dass Wirtschaft und Bürger sich 
auf die bereits gegebenen Zusa-
gen des laufenden Haushaltsjah-
res verlassen können.

Verlässliche Lösungen gefragt

Um ihre Aufgaben weiter erfül-
len zu können, brauchen die Kom-
munen nach Auffassung der Präsi-
denten und Vorsitzenden der vier 
Kommunalen Spitzenverbände in 
Bayern auch für 2021 verlässli-
che Auffanglösungen für Gewer-
besteuerausfälle. Allein im zwei-
ten Quartal 2020 lagen die Ge-
werbesteuereinnahmen der bay-
erischen Gemeinden und Städte 
um 33,6 % unter denen des Vor-
jahresquartals. 

Dr. Uwe Brandl, Erster Bürger-
meister und Präsident des Baye-
rischen Gemeindetags, bezeich-
nete die Entscheidung der Bun-
desregierung, den Gewerbesteu-
erausfall 2020 der Kommunen 
zusammen mit den Ländern zu 
kompensieren, als ein wichtiges 
und kraftvolles Signal, die Hand-
lungsfähigkeit der Kommunen zu  
erhalten. Die aktuelle Steuerschät- 
zung lasse jedoch erkennen, dass 
die Kommunen auch in den Jah-
ren 2021 und 2022 mit zum Teil 

erheblichen Ausfällen zu rechnen 
haben. Deshalb sei es dringend 
erforderlich, die Steuerausfälle 
der Kommunen auch über die Ge-
werbesteuer hinaus in den Folge-
jahren zu kompensieren.

Laut dem Vorsitzenden des 
Bayerischen Städtetags, Ober-
bürgermeister Markus Panner-
mayr, verschafft die Kompensati-
on der Gewerbesteuerausfälle im 
Jahr 2020 den Kommunen zumin-
dest für kurze Zeit eine wichtige 
Verschnaufpause. Städte und Ge-
meinden hätten aber auch in den 
kommenden Haushaltsjahren eine 
Durststrecke zu bewältigen. Das 
Aufkommen der Gewerbesteuer 
breche in einzelnen Städten und 
Gemeinden teilweise dramatisch 
ein. „Wenn Kommunen weiter in 
Bauprojekte, Schulen oder Infra-
struktur investieren sollen und 
wenn sie weiterhin für ihre Bür-
gerinnen und Bürger eine funkti-
onsfähige Daseinsvorsorge bieten 
sollen, brauchen sie dauerhaft die 
nötigen finanziellen Spielräume. 
Wir brauchen daher auch 2021 
und in den Folgejahren eine Kom-
pensation fehlender Einnahmen.“

Herr der Lage bleiben

Wie Landrat Christian Bernrei-
ter, Präsident des Bayerischen 
Landkreistags ausführte, „sind wir 
dem Bund für sein 2020er Kon-
junktur- und Krisenbewältigungs-
paket dankbar. Hilfe bei den zu er-
wartenden Mehrkosten bei Hartz 
IV durch eine Erhöhung der Bun-
desbeteiligung von 50 auf bis zu 
75 % an den Kosten der Unter-

kunft, eine massive Beschleuni-
gung des 5G-Ausbaus, die Stär-
kung des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes und 2,5 Mrd. für die 
Ausfälle im Öffentlichen Nahver-
kehr waren wichtige Stützen, um 
kurzfristig und schnelle erste Ant-
worten auf die Coronakrise geben 
zu können.“ Dennoch sei man noch 
längst nicht über den Berg. Alle po-
litischen Ebenen benötigten einen 
mittelfristigen gemeinsamen An-
satz, um Herr der Lage zu bleiben. 
Dies bedeute insbesondere, dass 
die Gewerbesteuerausfälle über 
2020 hinaus ausgeglichen werden 
müssen. „Auch 2021 müssen wir 
weiter investieren in Schulbauten, 
Straßeninstandsetzungen und die 
Digitalisierung.“

„Auch für die bayerischen Be-
zirke ist der Einbruch der kommu-
nalen Steuereinnahmen durch die 
Corona-Pandemie eine große Be-
lastung“, hob Franz Löffler, Bezirk-
stagspräsident und Präsident des 
Bayerischen Bezirketags, hervor. 
„Wir kämpfen ohnehin seit Jahren 
mit steigenden Kosten, was zum 
Beispiel mit Gesetzesänderungen 
im Bereich der Eingliederungshil-
fe für Menschen mit Behinderung 
und der Hilfe zur Pflege zusam-
menhängt. Die Bezirke, die wei-
testgehend über kommunale Um-
lagen finanziert werden, sind auf 
solide Verwaltungshaushalte von 
Gemeinden, Städten und Land-
kreisen angewiesen. Nur so kön-
nen sie ihre Aufgaben in der sozi-
alen Daseinsvorsorge auch künf-
tig zuverlässig erledigen. Ohne 
weitere Hilfsmaßnahmen würde 
das System der Kommunalfinan-
zierung schnell an seine Grenzen 
kommen. Deshalb unterstützt der 
Bezirketag ausdrücklich den ge-
meinsamen Appell der Kommuna-
len Spitzenverbände an den Bund, 
über das Jahr 2020 hinaus eine 
Ausgleichslösung für die Gewer-
besteuerausfälle zu finden.“� DK

Dr. Jürgen Gros.� r

Schwung gilt es beizubehalten. 
Deshalb kommt der Vorstoß 
des Bundesrats genau zur rech-
ten Zeit. Wer jetzt die regulato-
rischen Schrauben zu stark und  
zu schnell wieder anzieht, 
droht den Finanzierungsmotor  
abzuwürgen“, kommentierte GVB- 



A U S  D E R  S - F I N A N Z G R U P P E8 GZ22. Oktober 2020

100 Jahre Kommunal- 
Versicherung in Bayern

Besondere Betreuung der Kommunen in Bayern und der Pfalz
Von Raimund Lichtmannegger, Leiter Direktion Öffentliche Einrichtungen

Für alle Kommunen und kommunale Unternehmen in Bayern und 
der Pfalz bietet die Versicherungskammer Bayern seit hundert Jah-
ren einen jeweils zeitgemäßen Rundum-Versicherungsschutz. Seit 
mehr als sechs Jahrzehnten gibt es zudem einen besonderen Ser-
vice: Die Kommunen werden durch eigene Direktionsbevollmäch-
tigte der Versicherungskammer Bayern und der Pfälzischen Pensi-
onsanstalt Bad Dürkheim persönlich beraten und unterstützt.

Siebzehn Direktionsbevoll-
mächtigte mit Dienstsitzen in al-
len Regierungsbezirken kümmern 
sich um die kommunalen Versi-
cherungsnehmer in Bayern. In 
der Pfalz nehmen sich drei Direk-
tionsbevollmächtigte mit Sitz bei 
der Pfälzischen Pensionsanstalt 
in Bad Dürkheim der Belange der 
Kommunen an. Unterstützt wer-
den sie in ihren Aufgaben durch 
insgesamt sieben Direktionsbe-
vollmächtigte im Innendienst.

Alle Direktionsbevollmäch-
tigte sind ausschließlich für die 
Kommunen und kommunale 
Tochterunternehmen zuständig. 

Damit verfügen sie über ein aus-
geprägtes Spezialwissen in ihrem 
Aufgabenbereich. In Kombinati-
on mit den fundierten Kenntnis-
sen der Verwaltungsabläufe und 
daraus resultierender potenziel-
ler Risiken ist eine bedarfsge-
rechte Beratung auf höchstem 
Niveau möglich.

Beziehung auf Augenhöhe

Klare Zuständigkeiten, eine 
1:1-Beziehung zwischen Kunde 
und Berater sowie die Eingren-
zung auf das kommunale Kun-
densegment ermöglichen ei-

ne effiziente und damit kosten-
günstige Organisation. Durch 
die Festanstellung der Mitarbei-
tenden fallen keine Provisionen 
oder Courtagen an. Die außerge-
wöhnlich niedrige Kostenquote 
wird in Form günstiger und sta-
biler Prämien an die Kunden wei-
tergegeben, was wiederum zur 
Haushaltsstabilität in den Kom-
munen beitragen kann. 

Individuelle Beratung 
und Betreuung vor Ort

Regelmäßige Anpassung beste-
hender Verträge an aktuelles Ge-
schehen in den Kommunen, indi-
viduelle Beratung und Betreuung 
vor Ort, Risikomanagement mit 
speziellen Deckungskonzepten 
und Hilfestellung bei der Ermitt-
lung von Versicherungssummen 
gehören ebenso zur täglichen Ar-
beit wie die Unterstützung nach 
einem Schadenfall.

Über eine hohe Exzellenz ver-
fügen die Direktionsbevollmäch-
tigten im Bereich der Werter-
mittlung von Gebäuden. Für  
außergewöhnliche Risiken kön-
nen sie zudem auf eigene Sach-
verständige und spezialisierte 
Underwriter in den Fachabteilun-
gen zurückgreifen.

Mit Vor-Ort-Schulungen wer-
den neue Versicherungssachbe-
arbeiter in Kommunen mit den 
Besonderheiten des kommuna-
len Versicherungsschutzes ver-
traut gemacht. Neue Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister kön-
nen sich zu den persönlichen 
Haftungen und den entsprechen- 
den Deckungskonzepten auf spe-
ziellen Einführungsveranstaltun- 
gen in den Regionen informie- 

ren. Gerne nehmen die Direk- 
tionsbevollmächtigten auch Ein-
ladungen zur Teilnahme an Bür-
germeisterdienstbesprechun-
gen, Gemeinderatssitzungen und 
sonstigen Veranstaltungen kom-
munaler Kunden an und infor-
mieren dabei zu aktuellen The-
men. In jüngster Zeit werden z.B. 
vermehrt Referate zur Elemen-
tarschadenversicherung oder zu 
den sogenannten Cyber-Risiken 
nachgefragt.

In ihrem Tagesgeschäft kön-
nen die Direktionsbevollmäch-
tigten auf speziell für die Kom-
munen abgestimmte Versiche-
rungslösungen zurückgreifen. Die 
Kommunale Haftpflichtversiche-
rung beispielsweise unterstützt 
mit einer umfassenden Deckung 
auch die schlanke Verwaltung der 
Kommune. Eine detaillierte Ri-
sikoerfassung oder Anzeige neu 
hinzukommender Risiken ist nicht 
erforderlich; es besteht automa-
tisch Versicherungsschutz für alle 
kommunalen Aufgaben im eige-
nen und übertragenen Wirkungs-
kreis. Ebenso sind alle Eigenbe-
triebe und rechtlich selbständige 
Unternehmen mit mehrheitlich 
kommunaler Beteiligung (GmbHs, 
AöR etc.) vom Versicherungs-
schutz umfasst.

Bei der Kommunalen Kassen-
versicherung handelt es sich um 
ein speziell an den Bedürfnis-
sen der Kommunen ausgerichte-
tes Konzept zur Absicherung ent-
stehender Vermögenseigenschä-
den. Vor kurzem neu entwickelt 
wurde eine erweiterte Deckung 
für Cyber-Risiken.  

Angepasste kommunale 
Versicherungslösungen

Grundsätzlich werden die Kom-
munen mit all ihren Einrichtungen 
versichert, ohne dabei schwere 
Risiken wie zum Beispiel Müll-
deponien, Kläranlagen oder be-
stimmte Fahrzeuge eines Fuhr-
parks auszuschließen. Für ein-
zelne Kommunen entwickelte 
Lösungen werden nach Praxiser-
probung für ähnliche Problem-
stellungen anderer Kommunen in 
der Breite eingeführt. 

Beispiele hierfür sind das ein-
fache Bausteinmodell mit Objekt-
listen inklusive Kostenstellen der 
Kommunen in der Sachversiche-
rung, die pauschale Elektronik- 
versicherung, Dienstfahrtfahr-
zeug- und Rabattverlustversiche-
rung für Dienstfahrten mit dem 
privaten PKW oder die Mitversi-
cherung aller feuerwehrspezi-
fischen Sonderausstattungen. 
Kurzfristige Versicherungslösun-
gen, z.B. für Altstoffsammlungen, 
Freizeitmaßnahmen, Hilfstrans-
porte, Wahlhelfer, Rundfahrten 
etc., haben die Direktionsbevoll-
mächtigten ebenfalls im Ange-
bot. Bei allen Fragen helfen sie, 
die Versicherungslösungen für 
die Kommunen stetig anzupassen 
und weiter zu entwickeln.

Es gehört zum Selbstverständ-
nis der Versicherungskammer 
Bayern, als Kommunalversiche-
rer ein verlässlicher, nachhaltiger 
und fairer Partner zu sein: in der 
Vergangenheit, in der Gegenwart 
und in der Zukunft.� r

Bühne frei für 
die Klinikclowns

Die Stadtsparkasse München spendet 7.840 Euro

Wenn sie zur Visite kommen, dann ist Lachen garantiert: Die  
KlinikClowns. Seit genau 20 Jahren besuchen sie unter anderem 
die kleinen Patienten in der Kinderklinik Dritter Orden – Woche 
für Woche. Für diesen großartigen Einsatz bedankt sich die Stadt-
sparkasse München und spendet 7.840 Euro an die KlinikClowns. 
Das Geld kommt aus der Kinder- und Jugendstiftung. 

Da die Corona-Hygienemaß-
nahmen auf den Kinderstationen 
im Dritten Orden aktuell keine 
Clownsbesuche erlauben, kommt 
die Unterstützung derzeit den be-
atmeten Kindern im benachbar-
ten Haus „AtemReich“ zu Gute, in 
dessen Garten die Clowns regel-
mäßig im Einsatz sind.

Regionalleiter Christofer Lim-
mer war bei der symbolischen 
Scheckübergabe an der Filiale 
Großhadern mit dabei: „Ich freue 
mich und bin stolz auch dieses 
Jahr wieder den KlinikClowns mit 
einer Spende helfen zu können. 
Ich habe sie schon persönlich bei 
ihrer oft schwierigen und so wert-
vollen Arbeit erlebt und kann nur 
sagen: Danke für Euren Einsatz – 
im Namen aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stadtspar-
kasse München.“

Jetzt zu Corona-Zeiten haben es 
die Klinikclowns doppelt schwer. 
Denn zum einen gestalten sich ihre 
Besuche in etlichen Einrichtungen 
durch die Hygiene- und Abstands-
regelungen schwieriger. Und zum 
anderen fallen etliche Spenden 
aufgrund der angespannten wirt-
schaftlichen Lage weg. Gerade 
deshalb unterstützt die Stadtspar-
kasse München die KlinikClowns 
gerne weiter.

Die vergangenen Jahre konn-
ten sich auch das Klinikum Groß-
hadern und das Deutsche Herz-
zentrum München über Spenden 
freuen. Die Stadtsparkasse Mün-
chen spendet bereits seit 14 Jah-
ren für die KlinikClowns.

In bayerischen Kinderkliniken 

zaubern die KlinikClowns Wo-
che für Woche ein Lachen in die 
Gesichter der kleinen Patienten. 
Mit improvisierter Clownerie 
bringen sie Spaß und Fröhlich-
keit in die Krankenzimmer, stär-
ken die psychische Verfassung 
der Kinder, aktivieren neue Kräf-
te und unterstützen den Gene-
sungsprozess. 

Unterstützung von 
Heilungsprozessen

Außerdem besuchen sie regel-
mäßig Seniorenheime und the-
rapeutische Einrichtungen für 
behinderte Menschen, Kranken-
hausstationen für schwerkran-
ke erwachsene Patienten, Pal-
liativstationen und Hospize. Sie 
machen Spaß, singen und musi-
zieren, nehmen sich aber auch 
Zeit zum Zuhören und sorgen in 
den verschiedenen Einrichtun-
gen für mehr Lebensqualität, Er-
leichterung und Wohlbefinden. 

Der Nutzen der „Clownsvisi-
ten“ für die Gesundheit und zur 
Unterstützung von Heilungspro-
zessen hat sich langjährig be-
währt, die KlinikClowns sind seit 
22 Jahren bayernweit im Einsatz 
und Anfragen neuer Einrichtun-
gen kommen stets hinzu. Aktu-
ell sind 67 professionelle Klinik-
Clowns für den gemeinnützigen 
Verein KlinikClowns Bayern e.V. 
regelmäßig an 101 Einsatzor-
ten tätig. Finanziert werden die 
„Clownsvisiten“ von KlinikClowns 
Bayern e.V. durch Spenden.
Info: www.klinikclowns.de� r

Andrea Andrade und Clown Muck von den KlinikClowns. Rechts  
Regionalleiter Christofer Limmer von der Stadtsparkasse München.
� Bild: Stadtsparkasse München

Nachhaltige Finanzierung:

Bund begibt ab 2020 
Grüne Bundeswertpapiere

Die Bundesrepublik Deutschland hat ihr erstes Rahmenwerk für 
Grüne Bundeswertpapiere. Mit Grünen Bundeswertpapieren will 
die Bundesregierung Transparenz schaffen über die „grünen“ Haus-
haltsausgaben des Bundes und gleichzeitig den Sustainable Finance 
Standort in Deutschland stärken. Perspektivisch wird der Bund als 
Benchmark-Emittent im Euroraum verschiedene Laufzeiten anbie-
ten, eine grüne Renditekurve für Green Bonds aufbauen und so ei-
nen Mehrwert für den Sustainable Finance-Markt in Europa schaffen.

Die grünen Ausgaben dienen 
vielfältigen Zielen. Es sollen sau-
bere Verkehrssysteme geför-
dert und CO2-Emissionen von 
Fahrzeugen reduziert werden. 
Der Übergang zu einer weitge-
hend mit erneuerbaren Energi-
en arbeitenden Wirtschaft und 
einem effizienteren Energiever-
brauch soll beschleunigt und die 
Forschung für eine nachhaltige-
re Zukunft unterstützt werden. 
Zudem leistet der Bund so in-
ternational einen bedeutenden 
Beitrag zum Schutz des Klimas 
und der biologischen Vielfalt.

Dr. Jörg Kukies, Staatssekretär 
im Bundesministerium Finan-
zen: „Der Bund wird von nun an 
jedes Jahr Grüne Bundeswert-
papiere emittieren. Damit set-
zen wir einen starken Impuls 
zur Stärkung des Sustainable Fi-
nance Marktes. Unser innova-
tives Zwillingskonzept ist dar-
auf ausgelegt, neue Investoren 
und Emittenten für den Markt 
für grüne Anleihen zu gewinnen 
und als Katalysator zu dienen, 
um mehr Investitionen in eine 
umweltfreundlichere Wirtschaft 
zu lenken.“

Rita Schwarzelühr-Sutter, Par-
lamentarische Staatssekretärin  
beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit: „Die Bundes-
regierung hat mit dem Klima-
paket die Weichen für immen-

se Investitionen in umwelt- und 
klimafreundliche Technologien  
gestellt. Auch die Finanzwirt-
schaft kann dazu beitragen, die-
se zu realisieren. Grüne Bundes-
anleihen setzen dafür einen kla-
ren Anreiz. Wir demonstrieren 
damit, wie umwelt- und klimaf-
reundliches Wirtschaften trans-
parent und einschätzbar ge-
macht werden kann.“

Sustainable Finance Standort 
Deutschland stärken

Deutsche Emittenten haben in 
der Vergangenheit bereits we-
sentlich zur Entwicklung des in-
ternationalen Marktes für grüne 
Anleihen beigetragen, insbeson-
dere die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau, KfW, aber auch viele 
andere Emittenten wie Kommu-
nen und privatwirtschaftliche Un-
ternehmen. Mit Grünen Bundes-
wertpapieren geht der Bund nun 
den nächsten logischen Schritt.

Auf internationaler Ebene be-
kennt sich Deutschland nach-
drücklich zum Pariser Klimaab-
kommen und zur Erreichung 
der 17 Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen, für die 
der Bund seit Jahren umfang-
reiche Haushaltsmittel bereit-
stellt. Mit der Emission von Grü-
nen Bundeswertpapieren und 
dem damit verbundenen Repor-
ting schafft die Bundesrepublik 

Deutschland eine hohe Trans-
parenz über grüne Ausgaben im 
Bundeshaushalt.

Grüne Ausgaben von rund 
12,7 Mrd. Euro identifiziert

Bei der Auswahl der grünen 
Haushaltspositionen orientiert 
sich der Bund an etablierten in-
ternationalen Marktstandards, 
etwa den Nachhaltigkeitszielen 
der Vereinten Nationen (SDGs) 
und insbesondere den Green 
Bond Principles der Internatio-
nal Capital Market Association 
(ICMA).

Das veröffentlichte Rahmen-
werk stellt die Kategorien grü-
ner Ausgaben des Bundes dar. 
Dabei werden den Emissionen 
immer Ausgaben des abge- 
schlossenen, vorhergehenden 
Haushaltsjahres zugeordnet. Ein- 
bezogen wurden die Ausga-
ben aus sieben Ministerien im 
Jahr 2019. Diese wurden im Ein-
zelnen überprüft und einer ex-
ternen Evaluierung unterzogen 
(sog. Second Party Opinion).

Zentrale Sektoren

Die Ausgaben in Höhe von 
gut 12,7 Mrd. EUR, die anhand 
der Kriterien des Rahmenwerks 
als grüne Ausgaben klassifiziert 
wurden, gruppieren sich in fünf 
zentrale Sektoren: 1. Verkehr; 
2. Internationale Zusammenar-
beit; 3. Forschung, Innovation 
und Information; 4. Energie und 
Industrie; 5. Land- und Forst-
wirtschaft sowie Naturland-
schaften.

Die neuen Grünen Bundes-
wertpapiere werden stets mit 
den identischen Merkmalen ei-

Kritik an Entscheidungen 
im Bundesrat

Aiwanger: „Erbschaftsteuer krisentauglich  
ausgestalten - am besten abschaffen!“

Bayern hat in einer Bundesratsinitiative den notwendigen Ände-
rungsbedarf bei der Erbschaftsteuer aufgezeigt. Die zuständigen 
Ausschüsse des Bundesrats haben die Anträge jetzt abgelehnt 
bzw. vertagt. „Ich verstehe nicht, warum man sich hier einer sach-
gerechten Lösung verweigert. Die Bundesregierung muss endlich 
handeln, bevor Kollateralschäden für die gesamte Wirtschaft ent-
stehen“, kritisiert Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger. 

Die Erbschaftsteuerreform 2016 
habe neue Probleme geschaffen. 
Schon in wirtschaftlich guten Zeiten 
komme es zu unangemessenen Be-
lastungen. „In der Krise droht sogar 
die Zerschlagung gesunder Unter-
nehmen“, fürchtet Aiwanger, „der 
Gesetzgeber muss nachbessern.“

Infolge von Kurzarbeit sinkt die 
Lohnsumme oder der Forderungs-
bestand wächst, weil Kunden nicht 
zahlen können. Die Unterneh-
men können daher die Vorausset-
zungen für die Steuerentlastung 
nicht einhalten. Dabei werden 
die Betriebe unverändert weiter-

geführt. „Wir brauchen eine kri-
sentaugliche Ausgestaltung und  
eine zukunftsfähige Lösung der  
Probleme“, fordert der Minister.  
„Unternehmensnachfolgen dür-
fen nicht an überbordenden Steu-
erregelungen scheitern. Dies gilt 
gerade jetzt, wo wir unsere Un-
ternehmen stärken müssen.“

„Am besten sollte die Erb-
schaftsteuer endlich komplett ab-
geschafft werden“, ist Aiwanger 
überzeugt. Dies würde zahlreiche 
Existenzen sichern und wäre ein 
wesentlicher Beitrag zum Büro-
kratieabbau.� r

nes bestehenden konventionel-
len Bundeswertpapieres aus-
gestattet (d.h. gleiche Laufzeit 
und gleicher Kupon). Mit dem 
Konzept dieser Zwillingsanlei-
hen verfolgt der Bund das Ziel, 
für Standardlaufzeiten der kon-
ventionellen Kurve grüne Zwil-
linge zu begeben. So kann der 
Bund in Zukunft Investoren ver-
schiedene Laufzeiten anbieten 
und perspektivisch mit einer 
grünen Euro-Zinsbenchmark ei-
nen zusätzlichen Mehrwert für 
den Sustainable Finance-Markt 
schaffen.
Weitere Informationen zu 
Grünen Bundeswertpapieren:
h t t p s : // w w w . d e u t s c h e - 
finanzagentur.de/de/institutio-
nelle-investoren/bundeswert-
papiere/gruene-bundeswertpa-
piere/� r

Die Versicherungskammer Bayern blickt 2021 unter dem Motto 
„100 Jahre Kommunalversicherung – Stadt – Land – Versicherungs-
kammer“ auf ein Jahrhundert als Kommunalversicherer zurück. 

1921 wurde unter Beteiligung der Kommunalen Spitzenver-
bände die Absicherung von kommunalen und öffentlich-rechtli-
chen Einrichtungen ins Leben gerufen. Seither fühlt sich der heu-
te größte öffentliche Versicherer dieser Kundengruppe beson-
ders verpflichtet. Als traditionsreicher Partner zeichnet er sich 
durch viel Erfahrung, Kompetenz und Verlässlichkeit aus. Vielfäl-
tige, speziell zugeschnittene Absicherungsmöglichkeiten und ein 
umfassendes Angebot von Serviceleistungen unterstützen kom-
munale und öffentlich-rechtliche Träger bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben.

Seit 2014 fördert die Versicherungskammer Stiftung das Ehren-
amt, ein wesentliches Element bürgerlichen Engagements. Die 
Versicherungskammer Stiftung schreibt ihren Ehrenamtspreis 
2021 „Stadt – Land – Lebenswert“ für engagierte Kommunen in 
Zusammenarbeit mit gemeinnützigen Organisationen in Bayern 
und der Pfalz aus.� r

http://www.klinikclowns.de 
https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere/ 
https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere/ 
https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere/ 
https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere/ 
https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere/ 
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Intelligente Lösungen für Kommunalkunden
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir  

Kommunalkunden in Bayern ein lückenloses Leistungs- 

spektrum – von der Finanzierung bis zur Energieberatung. 

Die BayernLabo ergänzt diese Leistungen durch zinsgüns- 

tige Kommunalkredite und spezielle kommunale Förder-

programme. uwww.bayernlb.de/oeffentliche_hand
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Unser Service für

Wir machen uns stark  
für die Kommunen. 

S-Mittelstands-Fitnessindex:

Ermutigende Ergebnisse
Während Gastgewerbe, Tourismus- und Automobilindustrie oder das 
Messe- und Eventgeschäft mit teils erheblichen Umsatzeinbußen kon-
frontiert wurden, bleiben Bau, Gesundheit oder Sozialwesen auch in 
diesem Jahr auf Wachstumskurs. Hohe Eigenkapitalquoten federn die 
Gewinneinbrüche bei vielen Unternehmen ab – inzwischen hat die 
wirtschaftliche Erholung in zahlreichen Branchen bereits eingesetzt. 
Dies geht aus dem S-Mittelstands-Fitnessindex hervor, den der Deut-
sche Sparkassen- und Giroverband (DSGV) in Berlin vorgestellt hat.

Laut Helmut Schleweis, Prä-
sident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbands (DSGV), 
„erwarten wir über alle Bran-
chen hinweg für dieses Jahr ei-
nen durchschnittlichen Umsatz-
rückgang von 5,7 Prozent“. Ins-
besondere kleine Unternehmen 
und die sog. Soloselbständigen 
verfügten oft über keine ausrei-
chenden Reserven, um eine sol-
che Krise über Monate hinweg 
allein durchzustehen. Hier seien 
die staatlichen Hilfsprogramme 
besonders hilfreich.

Insgesamt sind die Gewinne 
im Mittelstand mit einem Minus 
von 44 Prozent deutlich stärker 
eingebrochen als die Umsätze. 
Dennoch blieben die Unterneh-
men im Durchschnitt rentabel 
und könnten 2020 eine Umsatz-
rendite von 3,5 Prozent erwirt-
schaften.

Finanzielle Stabilität

Wie der DSGV-Präsident be-
tonte, habe die Krise den Mit-
telstand zwar unerwartet, aber 
nicht unvorbereitet getroffen. 
Viele Unternehmen hätten in 
den vergangenen guten Jahren 
vorbildlich gewirtschaftet, Ge-
winne wurden überwiegend im 
Unternehmen gelassen. Dies 
komme den Betrieben nun zu-
gute. Mit einer Eigenkapitalquo-
te von 39 Prozent sei der Mittel-

stand ausreichend kapitalisiert, 
um Verlusten begegnen zu kön-
nen. „Die hohe finanzielle Sta-
bilität ermöglicht vielen Unter-
nehmen temporäre Verluste aus 
eigener Kraft über ihr Eigenkapi-
tal zu kompensieren.“

Schleweis rechnet deswegen 
derzeit auch nicht mit einer gro-
ßen Welle an Unternehmensin-
solvenzen. Er zeigt sich vorsich-
tig optimistisch. „Wir müssen al-
les daransetzen, damit aus den 
positiven Signalen der vergan-
genen Wochen ein nachhaltiger 
Wirtschaftsaufschwung wird.“ 
Positiv bewertete der Verbands- 
chef, dass 86 Prozent der Fir-
menkundenberater der Spar-
kassen davon ausgehen, dass 
ihre Kunden an langfristigen In-
vestitionsvorhaben festhalten, 
wenn auch mit einer kurzfristi-
gen Unterbrechung. Von einer 
unveränderten Investitionsbe-
reitschaft im Mittelstand berich-
ten elf Prozent der Firmenkun-
denberater, lediglich drei Pro-
zent gehen davon aus, dass ihre 
Kunden geplante Investitions-
vorhaben aufgegeben hätten.

Ein entscheidender Faktor im 
Umgang mit der Krise sei die  
Fähigkeit der Unternehmen, 
sich an Veränderungen anzu-
passen. Die Ergebnisse zeig-
ten, dass man die Flexibilität 
des Mittelstands nicht unter-
schätzen darf. 

Hohe Anpassungsbereitschaft

83 Prozent der Sparkassenbe-
rater berichteten von einer ho-
hen Anpassungsbereitschaft. 
So hätten zum Beispiel Beklei-
dungshersteller auf die Herstel-
lung medizinischer Schutzaus-
rüstung umgerüstet oder stati-
onäre Händler sich digitale Ab-
satzwege erschlossen. Lediglich 
14 Prozent der Sparkassen-Be-
rater hätten demnach mitge-
teilt, dass ihre Firmenkunden 
die jeweiligen Geschäftsmodel-
le nicht verändert hätten.

„Die Sparkassen werden auch 
weiter eng an der Seite ihrer 
Kunden stehen und sie durch 
die Krise begleiten“, unterstrich 
Schleweis. Auch wenn es in den 
ersten Monaten dieses Jahres 
mit der Wirtschaft steil bergab 
gegangen sei, habe der Mittel-
stand die Kraft zur Genesung; in 
manchen Teilen habe sie bereits 
eingesetzt. 

Allein im ersten Halbjahr die-
ses Jahres wurden rund 54 Mil-
liarden Euro an neuen Krediten 
an Unternehmen und Selbst-
ständige zur Verfügung ge-
stellt. Dies entspreche, vergli-
chen mit dem Vorjahreszeit-
raum, einem Plus von knapp 
23 Prozent, berichtete der  
DSGV-Präsident.� DK

HAUS DER STIFTER: 

100.000 Euro  
für die Region
Stiftergemeinschaft - gemeinsam stark

Gerne hätte Kuratoriumsvorsitzende Cornelia Kollmer al-
le Stifter und Vertreter der geförderten Einrichtungen per-
sönlich bei der traditionellen Jahresveranstaltung der HAUS 
DER STIFTER - Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse Augs-
burg begrüßt. Doch aufgrund der Corona-Pandemie muss-
te die alljährliche Spendenübergabe an zahlreiche regionale 
soziale Einrichtungen diesmal auf dem Postweg stattfinden: 
Ein Schreiben informierte die begünstigten Einrichtungen 
über „ihren“ Anteil an dem Ausschüttungsbetrag von rund 
100.000 Euro.

Insgesamt wurden 43 gemeinnützige Einrichtungen be-
dacht, die meisten hier in der Region. Das freut die Kurato-
riumsvorsitzende und stellvertretende Vorstandsvorsitzen-
de der Stadtsparkasse, Cornelia Kollmer. „Stiften ist eine tol-
le Sache, für alle Beteiligten“, so ihr Resümee. Ihr Dank gilt 
den Stifterinnen und Stiftern für die Übernahme gesellschaft-
licher Verantwortung und für das Vertrauen, das diese dem 
HAUS DER STIFTER und auch der Stadtsparkasse Augsburg ge-
schenkt haben.

Soziale Verantwortung in und für die Region

Über 70 Stiftungen tummeln sich seit der Gründung vor 
acht Jahren unter dem Dach der Stiftergemeinschaft. 21 För-
derstiftungen, die auf Spenden aus der Öffentlichkeit ange-
wiesen sind, und viele persönliche Namenstiftungen stehen 
für soziale Verantwortung in und für die Region. Das aktu-
ell verwaltete Stiftungsvermögen bewegt sich um die 7 Mil-
lionen Euro.

„Beeindruckt“ sei sie, so Cornelia Kollmer, „über die Viel-
falt an Möglichkeiten, die eine Stiftung bringen kann“. Dies-
mal konnte sogar ein Auto mitfinanziert worden. Gut, dass 
die Übergabe im Freien stattfinden musste, denn in den Ver-
anstaltungssaal der vergangenen Jahre hätte das neue Ge-
fährt des Fördervereins Wärmestube SKM-Augsburg e. V. 
nicht gepasst.

„Wir machen natürlich weiter“, versprach Cornelia Koll-
mer und gab gleichzeitig bekannt, dass die erfolgreiche Akti-
on „Wir doppeln Ihre Weihnachtsspende“ 2020 ins fünfte Jahr 
gehen wird. „Ich freue mich auf viele Spenden, die die wert-
volle Arbeit gemeinnütziger Organisationen in Augsburg un-
terstützen.“� r

Gemeinsam das Leben 
vor Ort gestalten

Neue Ausschreibung des Ehrenamtspreises 2021 „Stadt – Land – 
Lebenswert“ der Versicherungskammer Stiftung gestartet

Mit der diesjährigen Ausschreibung möchte die Versicherungs-
kammer Stiftung Kommunen, Städte und Gemeinden zusam-
men mit ihren Ehrenamtlichen ein sichtbares Dankeschön 
aussprechen, dass sie sich gemeinsam für ein lebenswertes 
Miteinander am Wohn- und Lebensort stark machen. Ausge-
zeichnet werden jeweils die Stadt oder Kommune zusammen 
mit ihren eingereichten Projekten. Gesucht werden erfolgrei-
che Projekte, die zusammen mit gemeinnützigen Organisatio-
nen durchgeführt werden.

Berücksichtigt werden Netz-
werke, Konzepte und Kooperati-
onen von Kommunen bzw. Städ-
ten im Bereich des Bürgerschaft-
lichen Engagements in Bay-
ern und der Pfalz, die entweder 
mit digitalen Lösungen oder mit 
„Hand und Hirn“ die Gemeinde 
oder Stadt lebenswert für und 
mit ihren Bürgerinnen und Bür-
gern gestalten.

Die Versicherungskammer Stif- 
tung dotiert den diesjährigen 
Ehrenamtspreis „Stadt – Land 
– Lebenswert“ mit insgesamt 
80.000 Euro. Auf jeden Regie-
rungsbezirk in Bayern sowie in 
der Pfalz je 10.000 Euro, aufge-
teilt auf zwei Preiskategorien à 
5.000 Euro.
Folgende Kategorien stehen 
zur Auswahl:
•	 Wir gestalten vor Ort

Gesucht werden Kommunen 
und Projekte, die kreative Begeg-
nungsräume und -aktivitäten bie-
ten sowie Initiativen wie Vereine 
oder Bürgerstiftungen, die sich lo-
kal in verschiedenen Themenbe-
reichen zusammen mit der Kom-
mune engagieren. Hier sollte das 
ehrenamtliche Engagement lo-
kal mit der Gemeinde oder Stadt 
verankert sein, Lebenswerte bie-
ten und so die Lebenssituation 
vor Ort unterstützten und verbes-
sern.
•	 Wir starten digital durch

Gesucht werden Projekte und 
Initiativen, bei denen gemeinnüt-
zige Organisationen in enger Zu-
sammenarbeit mit der Kommu-
ne oder Stadt, digitale Werkzeu-
ge, wie beispielsweise Apps, web-
basierte Plattformen oder digitale 
Unterstützungsangebote entwi-
ckeln oder bereits anbieten. Be-
werben können sich alle gemein-
nützigen Projekte/Initiativen, die 
zusammen mit ihrer Stadt/Ge-
meinde die Chancen der Digitali-
sierung nutzen und auf diese Wei-
se lokale Teilhabe und mehr Le-
bensqualität für ihre Bürgerinnen  
und Bürger ermöglichen.

Folgende Kriterien sollten 
von den Bewerbern erfüllt wer-
den:
•	 Angenommen werden aus-
schließlich lokal verankerte Pro-
jekte aus Bayern und der Pfalz.
•	 Die Einreichung ist in nur ei-
ner Kategorie möglich und er-
folgt durch die Kommune oder 
durch die beteiligte gemeinnüt-
zige Organisation (zum Beispiel  
Bürgerstiftung, gGmbH, Verein, 
Freiwilligenagentur, Feuerwehr, 
Rettungsdienst).
•	 Die Online-Bewerbung muss 
vollständig ausgefüllt sein.

Schirmherr ist Joachim Herr- 
mann,  Staat sminis ter  des 

Innern, für Sport und Integration.
Weitere Informationen zur Aus-

schreibung, den Flyer zum Down-
load und den Zugang für die On-
line-Bewerbung finden sich auf-
www.versicherungskammer- 
stiftung.de.

Interessenten können sich 
ausschließlich online über die-
se Website bewerben. Einsen-
deschluss ist der 30. November 
2020.� r

Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket des Bundes:

Freistaat gibt Fördermittel 
an Kommunen weiter

Neues Landesprogramm für bis zu 10.000 zusätzliche  
Kinderbetreuungsplätze 

Mit dem Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket stellt der Bund in 
den Jahren 2020 und 2021 weitere Mittel für den Ausbau von Betreu-
ungsplätzen für Kinder bis zur Einschulung und zur Finanzierung von Hy-
gienemaßnahmen zur Verfügung. Der Freistaat gibt diese Mittel in Höhe 
von knapp 160 Mio. Euro komplett an seine Kommunen weiter.

Bereits in den vergangenen bei-
den Jahren war der Freistaat bei 
der Schaffung von neuen Plätzen 
massiv in Vorleistung gegangen 
und hat die ursprünglichen 178 
Mio. Euro Bundesmittel um rund 
352 Mio. Euro Landesmittel auf-
gestockt. Dieses Programm wird 
aufgrund von Kostensteigerungen 
nochmal um weitere 10 Mio. Euro 
erhöht. Damit können insgesamt 
bis zu 63.500 Betreuungsplätze 
auf den Weg gebracht werden.

Der Ministerrat hat gleichzei-
tig beschlossen, ein neues Lan-
desprogramm im Umfang von 
bis zu 140 Mio. Euro für den Aus-
bau von Kindertageseinrichtun-
gen aufzulegen. Damit können bis 
zu 10.000 zusätzliche Plätze in die 
Förderung aufgenommen wer-
den. Nach Ausschöpfen dieses 
Förderprogramms steht den Kom-

munen selbstverständlich weiter 
die reguläre, attraktive Förderung 
nach dem Bayerischen Finanzaus-
gleichsgesetz zur Verfügung.

Die Staatsregierung legt auf-
grund der Corona-Pandemie auch 
einen Schwerpunkt auf den Schutz 
des Personals und der Kinder in 
den Kindertageseinrichtungen. Sie 
stellt deshalb weitere knapp zehn 
Millionen Euro für Hygienemaß-
nahmen in den Kindertageseinrich-
tungen bereit. Darunter fallen bei-
spielsweise die Anschaffung von 
mobilen Trennwänden bzw. Plexi- 
glasständern sowie Desinfektions-
spendern und kontaktlosen Fieber-
thermometern. Jeder Einrichtung 
in Bayern stehen somit im Schnitt 
rund 1.000 Euro zur Verbesserung 
der Hygiene zur Verfügung. Die-
se Hygienemaßnahmen können 
schnell umgesetzt werden.� r

BayernLB platziert Milliarden- 
Anleihe für den Freistaat Bayern

Die BayernLB hat eine weitere Anleiheemission des Freistaats 
Bayern als federführende Konsortialbank platziert. Das Volu-
men beläuft sich auf eine Milliarde Euro.

Mit der Bayern-Anleihe stellt die BayernLB als Hausbank des 
Freistaats ihre Platzierungskraft am Kapitalmarkt unter Beweis. 
Das Wertpapier hat eine Laufzeit bis zum Januar 2035 und 
konnte vornehmlich an inländische Investoren platziert wer-
den. Die BayernLB führte bei der Transaktion ein internationa-
les Konsortium aus sechs Banken an.

Bereits im März hatte die BayernLB federführend eine in Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie emittierte Anleihee-
mission des Freistaats Bayern platziert. Diese war mit einem 
Volumen von drei Milliarden Euro die größte Emission, die der 
Freistaat jemals begeben hat.� r
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Kommunale Antworten 
auf die Corona-Krise

Studie von Difu und ZEW Mannheim im Auftrag des Deutschen Städtetags

Die Corona-Pandemie verschlechtert dramatisch die Finanzlage der 
Kommunen in Deutschland und bedroht ihre Investitionsfähigkeit. 
Auch über 2020 hinaus brauchen die Kommunen Zusagen von Bund 
und Ländern für weitere Unterstützung in Milliardenhöhe. Nur dann 
können sie auch erfolgreich zur Stabilisierung der Konjunktur beitra-
gen. Ohne weitere Hilfen wird es hingegen vielen Kommunen un-
möglich sein, notwendige Investitionen zu tätigen und den beste-
henden Investitionsstau weiter abzubauen. Zu diesen Ergebnissen 
kommt eine gemeinsame Studie des ZEW (Leibniz-Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung) Mannheim und des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik (Difu) im Auftrag des Deutschen Städtetags.

Das Gewerbesteueraufkom-
men, eine der kommunalen 
Haupteinnahmequellen, wird laut 
Studie im Jahr 2020 um ca. 25 % 
zurückgehen. Bei Wirtschafts-
zweigen, die wie Gastronomie, 
Unterhaltung und Kultur in den 
Stadtzentren angesiedelt sind, ist 
mit einer erhöhten Anzahl an Fir-
meninsolvenzen zu rechnen. Die 
kommunalen Sozialausgaben, und 
dabei insbesondere die Kosten 
der Unterkunft im Rahmen des 
SGB II, werden voraussichtlich 
stark ansteigen. 

Bund und Länder haben mit 
dem beschlossenen und teilweise 
bereits verabschiedeten Konjunk-
turpaket der besonderen Situati-
on der Kommunen Rechnung ge-
tragen. Allerdings beziehen sich 
die geplanten Maßnahmen vor 
allem auf eine Stabilisierung der 
kommunalen Finanzen im Jahr 
2020. Das Konjunkturprogramm 
enthält auch keine regional pass-
genauen Antworten, weshalb 
flankierende Maßnahmen not-
wendig sind. 

Die erheblichen Einnahmen-

rückgänge im Jahr 2020 und in 
den Folgejahren bergen die Ge-
fahr, dass geplante kommunale 
Investitionen nicht getätigt wer-
den. Diese Gefahr wird durch die 
aktuelle Unsicherheit über das 
Ausmaß der Entlastungen durch 
Bund und Länder in den Jahren 
2021 und 2022 verstärkt.

Angesichts des erheblichen, in 
Vorkrisenzeiten entstandenen In-
vestitionsstaus auf kommunaler 
Ebene, ist nach Auffassung von 
Difu und ZEW Mannheim drin-
gend erforderlich, die geplanten 
Investitionen weitgehend zu si-
chern, damit diese die notwendi-
gen Wachstumsimpulse entfalten 
können. Dazu müssten die Mittel 
des Konjunkturpakets zum Aus-
gleich der Gewerbesteuerausfälle 
von den Kommunen vornehmlich 
für Investitionen genutzt werden. 
Hier seien Bund und Länder in der 
Pflicht, geeignete Mechanismen 
zu erarbeiten. Zudem müssten 
die haushalterischen Planungsun-
sicherheiten der Kommunen re-
duziert werden. Dies ließe sich er-
reichen, indem finanzielle Risiken 

von Kommunen auf die höheren 
Ebenen transferiert werden. 

Große regionale Unterschie-
de zeigen sich in der ökonomi-
schen Widerstandsfähigkeit (Kri-
senresilienz) und der Krisenan-
fälligkeit (erwartete Kriseninzi-
denz) zwischen den Kommunen. 
Eine ungünstige finanzielle sowie 
wirtschaftliche Ausgangslage in 
Kombination mit einer hohen er-
warteten Kriseninzidenz wird die 
entsprechend betroffenen Kom-
munen vor große Schwierigkei-
ten stellen, die Krise ohne weite-
re Hilfen zu bewältigen, lautet ein 
weiteres Ergebnis.

Gleichwertige 
Lebensverhältnisse wahren

Vor diesem Hintergrund sei 
es wichtig, dass Bund und Län-
der zeitnah ein Begleitprogramm 
für besonders krisengefährdete 
Kommunen vorbereiten. Andern-
falls ginge mittelbar die Schere 
zwischen finanzschwächeren und 
finanzstärkeren Kommunen wei-
ter auseinander. Dies aber ste-
he im Widerspruch zu dem im 
Grundgesetz postulierten Leitbild 
gleichwertiger Lebensverhältnis-
se im gesamten Bundesgebiet.

„Die Kommunen sind ein ent-
scheidender Akteur, um den Co-
rona-bedingten Einbruch der 
Konjunktur zu stabilisieren und 
langfristiges Wachstum zu erzeu-
gen“, heißt es weiter. Trotz des 
Konjunkturpakets der Bundesre-
gierung, das vor allem die kurz-

fristigen 20 Einnahmeausfälle der 
Kommunen kompensiert, beste-
he ohne zusätzliche Maßnahmen 
die Gefahr zweier Fehlentwick-
lungen. Erstens zeige die Entwick-
lung spätestens seit der Finanz- 
und Wirtschaftskrise 2008/2009, 
dass die berechtigte Sorge be-
steht, dass ursprünglich geplan-
te kommunale Investitionen im 
Zuge der Krise nicht getätigt wer-
den und sich bestehende Inves-
titionslücken vergrößern. Zwei-
tens zeigten die großen regiona-
len Unterschiede hinsichtlich der 
Krisenresilienz und der (zu erwar-
tenden) Kriseninzidenz, dass nöti-
ge Wachstumsimpulse gerade in 
den Regionen ausbleiben könn-
ten, in denen die Investitionslü-
cke schon vor der Krise beson-
ders groß war, was zu einem wei-
teren Anstieg der regionalen Un-
gleichheit führen dürfte. 

Folgende konkrete Maßnah-
men können laut ZEW und Di-

fu diesen beiden zu erwarten-
den Fehlentwicklungen entge-
genwirken: 

1. Investitionen stabilisieren, 
um Wachstum zu generieren: Ent-
scheidend ist, dass die bereitge-
stellten Finanzmittel für den Aus-
gleich der Gewerbesteuerausfälle 
von den Kommunen vornehmlich 
für Investitionen genutzt werden. 
Bund und Länder sollten prüfen, 
wie sie dies sicherstellen können. 
Zum Beispiel wäre zu klären, in-
wieweit ein Teil der Kompensati-
on der Gewerbesteuerausfälle in 
Form von Investitionszuweisun-
gen ausgezahlt werden könnte. 

2. Strukturschwache und kri-
senanfällige Regionen gezielt för-
dern: Mit Blick auf die Umsetzung 
der konjunkturstützenden Maß-
nahmen ist es wichtig, auf die re-
gional unterschiedlichen Situatio-
nen der Kommunen einzugehen. 
Der Investitionsstau und mithin 
auch der Investitionsbedarf sind 

gerade bei Kommunen mit nied-
riger Krisenresilienz und/oder ho-
her erwarteter Kriseninzidenz 
ausgeprägt. Denn Kommunen in 
strukturschwachen Regionen lei-
den meist über Jahre hinweg un-
ter den zum Teil selbstverstärken-
den Wechselwirkungen verschie-
dener Krisenfaktoren und Stand-
ortnachteile. 

Bis Ende 2020 sollten laut Un-
tersuchung sowohl die Investiti-
onstätigkeit der kreisfreien Städ-
te und Landkreise als auch die re-
gionale Insolvenz- und Arbeits-
marktentwicklung durch Bund 
und Länder in Echtzeit überprüft 
werden, so dass zum Jahresende 
ein genauer Befund über die tat-
sächliche Kriseninzidenz der Regi-
onen und die regionale Investiti-
onstätigkeit besteht.

Auf Grundlage dieses Befundes 
könnte der Bund dann in seinen 
Programmen eine an der Krisen-
resilienz und Kriseninzidenz der 
Kommunen orientierte Eigenbe-
teiligungsquote festsetzen oder 
spezielle Investitionsprogramme 
für besonders betroffene Kom-
munen auflegen, die mit einer 
geringen Eigenbeteiligungsquote 
versehen sind. „Allerdings stehen 
an dieser Stelle insbesondere die 
jeweils betroffenen Länder in der 
Pflicht, ihrer Verantwortung für 
die Finanzsituation ihrer Kommu-
nen gerecht zu werden.“ 

„Bund und Länder müssen … 
schnell die Frage beantworten, 
was die Kommunen mittelfristig 
stabilisiert. Der Bund übernimmt 
zwar für 2020 die Gewerbesteu-
erausfälle und will sich dauerhaft 
stärker an den Kosten der Unter-
kunft bei der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende beteiligen. Bei-
des ist gut. Doch damit allein lässt 
sich ein Einbruch der kommuna-
len Investitionen in den kommen-
den Jahren nicht verhindern“, 
bemerkte Städtetags-Hauptge-
schäftsführer Helmut Dedy. Nötig 
seien Zusagen von Bund und Län-
dern für eine Unterstützung über 
2020 hinaus. „Und wir brauchen 
ein Begleitprogramm für beson-
ders krisengefährdete Kommu-
nen, damit nicht gerade in den 
Städten die Investitionen beson-
ders stark wegbrechen, wo sie 
am nötigsten sind“, so Dedy ab-
schließend.� DK

Präzisionsarbeit mit 60 Tonnen schwerer Ladung: Der erste von 
zwei neuen Transformatoren erreicht das neue Umspannwerk 
Olching.� Bild: Thomas Riederer / Bayernwerk

Umspannwerk Olching:

Schwertransport liefert 
60-Tonnen-Trafo

Anfang KW 42 ist der erste von zwei je 60 Tonnen schweren Transfor-
matoren für das neue Umspannwerk Olching geliefert worden. Über 
ein Schienensystem wurde der Technik-Koloss vom zwölfachsigen 
Lastwagen millimetergenau auf das vorbereitete Fundament gezo-
gen. Das Umspannwerk nördlich der Bundesstraße 471 bei Neu-Es-
ting wird in Abstimmung mit der Stadtwerke Olching Stromnetz das 
bisherige Umspannwerk ersetzen und der neue Knotenpunkt für die 
regionale Stromverteilung werden. Die Kosten für den Bau und den 
Mittelspannungsanschluss liegen bei rund fünf Millionen Euro.

„Der Netztrafo ist deshalb so 
schwer, weil er neben knapp 19 
Tonnen Kernblech und über neun 
Tonnen Kupfer auch noch gut 14 
Tonnen Isolieröl enthält“, erklärt 

traler Netzknoten, der für die 
Bündelung und Verteilung von 
elektrischer Energie und die Inte- 
gration erneuerbarer Energien 
notwendig ist. „Bei der Strom-

beiten auf dem rund 8.000 Qua-
dratmeter großen Umspann-
werksgelände an der Grenze 
zu Gernlinden auf Hochtouren: 
Das Betriebsgebäude ist bau-
lich weitgehend fertiggestellt, 
die Montage der 20kV-Schalt-
anlage läuft und der Aufbau der 
110kV-Schaltanlage mit Anbin-
dung an die Stromkreise Maisach 
– Oberbachern und Fürstenfeld-
bruck – Oberbachern über ei-
nen neuen Mast hat begon-
nen. Künftig trägt die Stadtwer-
ke Olching Stromnetz GmbH Co. 
KG die Verantwortung für das lo-
kale Stromnetz. Das Bayernwerk 
wird als Partner die Betriebsfüh-
rung übernehmen. 

Verbesserte  
Versorgungssicherheit

Durch den Ersatz für die älte-
re Bestandsanlage und die voll-
ständige Erneuerung am neu-
en Standort wird die allgemeine 
Versorgungssicherheit in der ge-
samten Region verbessert. Das 
moderne Umspannwerk wird zu-
künftig in hohem Maß automati-
siert betrieben. Die Anlage wird 
über moderne Digitaltechnik 
überwacht und gesteuert. Bay-
ernwerk-Mitarbeiter in den Netz-
leitstellen können die Betriebszu-
stände über Fernsteuerung über-
wachen und anpassen.

Die Bauarbeiten sollen noch in 
diesem Jahr abgeschlossen wer-
den. Die technische Inbetrieb-
nahme ist in der zweiten Jahres-
hälfte 2021 geplant. Die Anbin-
dung des neuen Umspannwerks 
in das 20kV-Mittelspannungsnetz 
wird vom Kundencenter in Unter-
schleißheim ausgeführt. Nach der 
Außerbetriebnahme des alten 
Umspannwerks kann die Anla-
ge zurückgebaut und ein Teil der 
bisherigen Hochspannungsfreilei-
tung entfernt werden - ein zusätz-
liches Plus für das Landschafts-
bild.� r

Thomas Riederer, Projektleiter 
der Bayernwerk Netz GmbH (Bay-
ernwerk). Der neue Trafo kam in 
den frühen Morgenstunden per 
Schwertransport und wurde von 
den Mitarbeitern einer Spezialfir-
ma im Lauf des Vormittags in Prä-
zisionsarbeit vom LKW-Anhänger 
auf das Fundament gezogen. En-
de der Woche folgten der Trans-
port und die Montage des zwei-
ten Transformators. In der fol-
genden Woche werden mit Hilfe 
eines Krans noch die 110kV-An-
schlusskerzen auf dem Trafo 
montiert.

Das Umspannwerk ist ein zen-

verteilung ist die Wahl der op-
timalen Spannungsebene wich-
tig, um unnötige Energieverlus-
te zu vermeiden. Ob der Strom in 
der Hoch- oder Mittelspannung 
fließt, ist abhängig von der zu 
übertragenden Leistung und der 
Entfernung, die überbrückt wer-
den muss“, erklärt Projektleiter 
Thomas Riederer. Im Umspann-
werk werden die überregionalen 
und die lokalen Spannungsebe-
nen über Transformatoren mitei-
nander verbunden und die unter-
schiedlichen Netzbereiche ver-
knüpft.

Momentan laufen die Bauar-

200.000 PV-Anlagen droht 
der Vergütungsstopp

Während der Gesetzgeber noch an einer finanziellen Nachfol-
geregelung für einige wenige Photovoltaikanlagen arbeitet, die 
nach 20 Jahren Betrieb ab dem 31.12.2020 ausgefördert sind, 
bahnt sich für viele Photovoltaik-Anlagenbetreiber in Bayern ein 
hausgemachtes viel größeres Problem an: Wer seine Anlage bis 
zum 31.01.2021 nicht amtlich registriert hat, bekommt keine Ver-
gütung mehr für seinen eingespeisten Strom.

So will es der Gesetzgeber. Die 
erforderliche Meldung an das 
sog. Marktstammdatenregister 
haben nach Informationsstand 
des Verbands der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft 
e.V. - VBEW nur etwa zwei Drit-
tel der Anlagenbetreiber bisher 
erledigt. „Es wäre doch ein Jam-
mer, wenn die Anlagenbetreiber 
ab Februar 2021 kein Geld mehr 
für den eingespeisten Strom 
vom Netzbetreiber erhalten. 
Da hilft nur schnell die Anmel- 
dung im Marktstammdatenregis-
ter-Webportal der Bundesnetz-
agentur nachzuholen und da-
mit ist der Zahlungsfluss sicher-
gestellt“, sagt Detlef Fischer, Ge-
schäftsführer des Verbands der 
Bayerischen Energie- und Was- 
serwirtschaft e.V. - VBEW.

Fast alle der rund 600.000 Pho-
tovoltaik-Anlagen in Bayern er-
halten für den in das öffentliche 
Netz eingespeisten Strom regel-
mäßig eine Vergütung von ihrem 
Netzbetreiber. Diese Zahlung 
liegt deutlich über dem Markt-
wert. Für die Differenz kommen 
alle Stromkunden die Elektrizität 
aus dem Netz beziehen über die 
EEG-Umlage auf. Neben vielen 
Privilegien haben die Anlagenbe-
treiber aber auch die Pflicht, ihre 

Anlage(n) im Marktstammdaten-
register der Bundesnetzagentur 
(www.marktstammdatenregis-
ter.de) anzumelden. 

Vor dem 31.01.2019 in Be-
trieb genommene Photovol-
taik-Anlagen (einschließlich  
Stromspeicher) müssen bis zum 
31.01.2021 registriert sein; da-
nach in Betrieb genommene 
Anlagen bereits einem Monat  
nach Inbetriebnahme der An-
lage. Bundesnetzagentur und 
Stromnetzbetreiber informieren 
die Anlagenbetreiber regelmä-
ßig über diese von ihnen zu erle-
digende Aufgabe.

In Bayern sind derzeit rund 
200.000 Anlagen noch nicht re-
gistriert. Diese Arbeit ist mit ein 
paar Klicks im Internet erledigt. 
Auch für ungeübte Internetnut-
zer ist das in einer halben Stun-
de geschafft. Es gibt diverse Ver-
mutungen, warum das so schlep-
pend vonstattengeht.

„Die Daten im Marktstamm-
datenregister sind für jeder-
mann zugänglich. Da werden 
wohl einige Anlagenbetreiber 
auch Angst vor dem Finanzamt 
haben, denn der recht ordent- 
liche Gewinn aus dem Betrieb 
einer Photovoltaik-Anlage muss 
regelmäßig versteuert wer-

den“, resümiert Detlef Fischer.
Der Verband der Bayerischen 

Energie- und Wasserwirtschaft – 
VBEW hat seit dem 07.10.2020 
eine Hotline geschaltet, bei der 
sich betroffene Anlagenbetrei-
ber über ihre Pflichten und die 
weitere Vorgehensweise infor-
mieren können: 089-380182-65 
(Siglinde Sonnenholzer).� r

Initiative „Wärmewende durch 
Geothermie“ geht in die Offensive

Die Wärmewende gehört zu den Top-Themen in Deutschland und Eu-
ropa – ökologisch, ökonomisch und sozial. Die Nutzung der Erdwär-
me hat das Potenzial, der Wärmewende einen nachhaltigen Schub 
zu geben und die Fernwärmeversorgung in städtischen Regionen zu 
dekarbonisieren. Wie dieses Potenzial der Geothermie wirtschaftlich 
genutzt werden kann, zeigen Geothermie-Versorgungsunternehmen 
in Deutschland seit vielen Jahren. Jetzt haben sie sich in der Initia-
tive „Wärmewende durch Geothermie“ zusammengeschlossen, um 
dieses Potenzial der Geothermie auf die wirtschafts- und energiepo-
litische Agenda zu heben. Sie werden dabei unterstützt von Unter-
nehmen der Bau- und Zulieferindustrie, Verbänden und Forschungs-
instituten und sind offen für weitere Teilnehmer.

Der Erstimpuls für diese 
deutschlandweite Initiative kam 
von den Geothermie-Unterneh-
men der drei Münchner Land-
kreis-Gemeinden Grünwald, Un-
terhaching und Pullach sowie 
dem größten kommunalen Ener-
gieversorger Deutschlands, den 
Stadtwerken München. Gemein-
sam leben sie seit Jahren vor, 
dass die Geothermie in der Lage 
ist, die Wärmewende in großen 
Schritten nach vorn zu bringen. 
Der Weg dorthin geht über die 
Nutzung der erneuerbaren Ener-
giequelle Erdwärme zur Wärme-
versorgung, den Bau neuer sowie 
den Umbau und die Vernetzung 

bestehender Fernwärmenetze.
Hierfür braucht es faire, nach-

haltige Rahmenbedingungen, ins- 
besondere auf Ebene der För-
derung von Geothermieprojek-
ten und Wärmenetzen, die Un-
terstützung durch Wissenschaft 
und Forschung und einen breiten 
gesellschaftlichen Diskurs zu den 
Chancen dieses ökologisch hoch-
wertigen Bodenschatzes. 

Deutschlandweiter Dialog

Heute gehören zur Initiative 
„Wärmewende durch Geother-
mie“ bereits zwölf kommunale 
und privatwirtschaftliche Geother-

mie-Versorgungsunternehmen 
aus Bayern und Baden-Württem-
berg mit einer Gesamtwärmever-
sorgung von über 760 GWh p.a. 
Ebenfalls Teil der Initiative sind der 
Bundesverband Geothermie, der 
AGFW e.V., der VKU, Landesgruppe 
Bayern, der Bayerische Bauindust-
rieverband e.V., das Fraunhofer-In-
stitut für Energieinfrastrukturen 
und Geothermie IEG sowie die 
beiden Mittelständler Pfaffinger 
Unternehmensgruppe und Josef 
Weiß Elektrotechnik.

Weil Geothermie grundsätz-
lich allen Menschen in Deutsch-
land zur Verfügung steht, gehen 
die Mitglieder der Initiative „Wär-
mewende durch Geothermie“ 
jetzt deutschlandweit in den Dia-
log: mit Städten, Landkreisen und 
Kommunen, mit Stadtwerken, 
Verantwortlichen in Landes- und 
Bundesministerien, Wirtschafts-
forschungsinstituten, Multiplika-
toren der Energiebranche sowie 
mit Unternehmen aus Industrie 
und Finanzbranche. 
Nähere Informationen auf der 
Website www.waermewende- 
durch-geothermie.de� r

http://www.waermewende- durch-geothermie.de 
http://www.waermewende- durch-geothermie.de 
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Echt fair für  
Ihre Zukunft
erdgas-schwaben.de

Energie für  
heute und  
morgen
Mein GünstigStrom –  
 100 % aus Wasserkraft

Technik für die Zukunft
Staatssekretär Roland Weigert besucht Brennstoffzellen-Pilotprojekt von erdgas schwaben

Roland Weigert, Staatssekretär im Bayerischen Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, informierte 
sich in Langweid über ein Brennstoffzellen-Pilotprojekt von erd-
gas schwaben. Die hocheffizienten und damit supersparsamen 
Brennstoffzellen laufen aktuell mit Gas und Biogas, das in Refor-
mern zu Wasserstoff umgewandelt wird.

Damit sind sie schon jetzt fit 
für die Zukunft: Denn in Zukunft 
kann klimaschonender Wasser-
stoff durch die vorhandenen Lei-
tungen fließen. Die Gasnetze ge-
währleisten die zuverlässige und 
sichere Versorgung von Industrie, 
Gewerbe und Haushalten mit Gas 
und Biomethan. Zukünftig dienen 
diese Netze als großer Speicher 
für das im Zuge der Energiewen-
de immer grüner werdende Gas.

„Umwelt- und klimaschonende 
Wasserstoff-Technologien spielen 
eine wichtige Rolle für die Ener-
giewende. Brennstoffzellen rü-
cken da in den Fokus, denn Was-
serstoff hat das Potenzial, den 
CO2-Ausstoß im Gebäudesektor 
nachhaltig zu reduzieren“, sagte 
Weigert. „erdgas schwaben und 
seine Partner leisten mit dem Pi-
lotprojekt wertvolle Pionierar-
beit. Denn sie zeigen, dass die 

Technik alltagstauglich ist und 
breit eingesetzt werden kann.“

Kleine Zelle, große Wirkung: 
Brennstoffzellen arbeiten sauber, 
nachhaltig, hocheffizient und su-
perleise. erdgas schwaben hat 
für ein Neubaugebiet in Lang-
weid nördlich von Augsburg ein 
innovatives Energiekonzept ent-
wickelt. 30 Einfamilien- und Dop-
pelhaushälften sowie Reihenhäu-
ser wurden zum ersten Mal in 
Deutschland standardmäßig mit 
Brennstoffzellen ausgestattet, 30 
weitere kommen im zweiten Bau-
abschnitt dazu.

„Die Brennstoffzellentechnik ist 
ein wichtiger Baustein für die 
Energie- und Wärmewende“, 
sagte Markus Last, Sprecher der 
Geschäftsführung erdgas schwa-
ben. „Denn die Brennstoffzellen 
erzeugen supereffizient und kli-
maschonend gleichzeitig Wär-
me und Strom. Wir von erdgas 
schwaben setzen uns dafür ein, 
dass sich die innovative Techno-
logie durchsetzen wird.“

erdgas schwaben hat bereits 
umfangreiche Erfahrungen mit 
Wasserstoff-Technologien gesam- 

melt. Schon 2014 war erdgas  
schwaben an einer Power-to- 
Gas-Demonstrationsanlage betei-
ligt, die reinen Wasserstoff in ein 
Gasverteilnetz eingespeist hat.

Die Brennstoffzelle liefert 
gleich mehrere Vorteile frei Haus: 
Innovative und sichere Tech-
nik fast wartungsfrei und ge- 
räuschlos, Strom- und Wärmeer-
zeugung in den eigenen vier Wän-
den und damit ein Plus an Unab-
hängigkeit. Wer mit Brennstoff-
zelle heizt, trägt aktiv zur Ener-
gie- und Klimawende bei. Mit 
Brennstoffzelle erreichen die neu 
gebauten Häuser in Langweid so-
gar KfW-Standard 55 plus. Das 
zahlt sich auch für die Käufer aus, 
die damit Anspruch auf hohe För-
derbeträge haben.

Jede Brennstoffzelle spart 1,1 
Tonnen CO2 im Jahr ein. Wird die 
Brennstoffzelle mit Bio-Erdgas 
versorgt, läuft sie sogar CO2- und 
damit klimaneutral.

Klimaschutz auch im Mehrpar- 
teienhaus: Zwei Mehrfamilien-
häuser im selben Baugebiet wer-
den über ein hocheffizientes 
Blockheizkraftwerk (BHKW) nach 
dem KWK-Prinzip versorgt. KWK 
bedeutet Kraft-Wärme-Kopplung: 
Eine Anlage erzeugt Strom und 
Wärme hocheffizient und klima-
schonend vor Ort.� r

Roland Weigert (2.v.r.), Staatssekretär im Bayerischen Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, informierte sich 
in Langweid am Lech über ein Brennstoffzellen-Pilotprojekt von erd-
gas schwaben. V.l.: Markus Last, Sprecher der Geschäftsführung erd-
gas schwaben, Jürgen Gilg, Erster Bürgermeister in Langweid, Jens 
Dammer, Leiter Vertrieb erdgas schwaben.� Bild: erdgas schwaben

Auch Kinder 
verbrauchen Strom

Im Rahmen des Förderprojekts „Energiecoaching PLUS“ hat die Ge-
meinde Piding gemeinsam mit der Energieagentur Südostbayern  
GmbH einen Energie-Aktionstag für ihre Vorschulkinder angeboten – 
ganz nach dem Motto „Kinder sind die Energieverbraucher von morgen“.

Mithilfe von Energieagentur- 
Mitarbeiter Gerhard Marx haben 
die Pidinger Vorschulkinder schnell 
gewusst, wofür sie selbst und ihre 
Eltern im Haus Strom brauchen. 
„Mit Fernseher, Licht, Radio, Han-
dy und Laptop brauchen wir ganz 
schön viel Strom, das ist klar“, so 
Marx. Wie der Strom aber in die 
Steckdose kommt, zeichnete der 
Energieexperte leicht verständlich 
mit Strommasten und -leitungen 
auf – die kannte natürlich jedes 
Kind. Spannend wurde es dann an 
der „Strom-Fabrik“ im Sinne eines 
Kohlekraftwerks, den Rauch aus 
dem Kamin fanden die Kinder je-
doch nicht so toll, weil der nun mal 
stinkt und in den Augen brennt.

Mit bildlicher Unterstützung 
wurde den Kindern gleich klar, 
dass auch sie zu Hause schon viel 
Strom sparen und damit dafür sor-
gen können, dass weniger Rauch 
aus den Kaminen der „StromFabri-
ken“ kommt. „Licht aus, wenn nie-
mand im Raum ist!“ sowie „Kühl-
schranktüre zu!“ und „Deckel auf 
den Kochtopf!“, wissen die Pidin-
ger Kinder nun. „Schon die Kleins-
ten für das Energiesparen zu sen-
sibilisieren, ist sehr wichtig, da 
sie die Energiesparer von morgen 

sind“, so Bürgermeister Hannes 
Holzner, der sich für den Energie-
Aktionstag im Kindergarten extra 
Zeit genommen und mit einleiten-
den Worten die Wichtigkeit des 
Energiesparens deutlich gemacht 
hat.

Mit dem sonnigen Spätsom-
merwetter konnte die Energie-
agentur mit einem Solarlicht, So-
larhubschraubern und solarbetrie-
benen Ventilator-Mütze den wiss-
begierigen Energiesparern von 
morgen eindrucksvoll zeigen, wie 
viel Energie Sonnenstrahlen zur 
Erde schicken, um diese in saube-
ren, erneuerbaren Strom umzu-
wandeln – und das ganz ohne Feu-
er und Rauch. 

Wind- und Wasserkraft

Natürlich nicht fehlen durf-
ten beim Energie-Aktionstag die 
Wind- und Wasserkraft. Mit fes-
tem Pusten haben die kleinen 
Energieerzeuger Windräder mit 
LED-Lämpchen zum Leuchten ge-
bracht und Wasser über Wasser-
räder gegossen. Die Begeisterung 
war groß, da sie selbst ohne wei-
teres, ganz sauber und erneuerbar 
Strom produziert haben.� r

BMU fördert die ersten 
Elektrobusse in Erlangen

Das BMU fördert die Anschaffung von sieben Elektrobussen in Er-
langen mit rund 1,8 Millionen Euro. Der Parlamentarische Staats-
sekretär Florian Pronold übergab den Förderbescheid an die Stadt-
werke Erlangen. Damit steigt die Zahl der bundesweit durch das 
Bundesumweltministerium geförderten Elektrobusse auf 1.165. 
Zu Beginn des Förderprogramms im Jahr 2018 gab es in ganz 
Deutschland nur rund 100 solcher Busse.

Parlamentarischer Staatssekre-
tär Florian Pronold: „Elektrobus-
se sind eine saubere Lösung für 
die Umwelt: Sie stoßen weder Ab-
gase noch Treibhausgase aus. Au-
ßerdem sind die Stromer deut-
lich leiser als herkömmliche Bus-
se. Das steigert die Lebensquali-
tät in unseren Städten. Ich freue 
mich daher, dass Erlangen nun ei-
ne Elektrobusflotte aufbaut.“

Das BMU-Förderprogramm zur  
Anschaffung von Elektrobussen 
im öffentlichen Personennahver- 
kehr soll den Markthochlauf von 
Bussen mit Elektroantrieb unter-
stützen. Die Anschaffungskosten 
für ein solches Fahrzeug sind 
noch immer zwei- bis dreimal so 
hoch wie bei einem Dieselbus. 
Die anteilige Finanzierung der 
Elektrobusse macht sie für Kom-
munen zu einer aussichtreichen, 
ökologischen Alternative. Zent-
rales Kriterium der Förderung ist 
der nachgewiesene Einsatz er-
neuerbarer Energien beim Laden 
der Busbatterien.

Bundesweit stellt das Bundes- 

umweltministerium für die Elek-
trobus-Förderung 620 Millionen 
Euro zur Verfügung. Aktuell wer-
den Vorhaben in 48 Städten mit 
insgesamt rund 439 Millionen Eu-
ro gefördert. Größte Einzelprojek-
te sind die Vorhaben in Wiesba-
den (120 Busse), Berlin (120), Köln 
(101) und Hamburg (96). Weite-
re Bewilligungen werden noch in 
diesem Jahr erteilt.

Im Rahmen des Projekts wer-
den sieben rein elektrische Nah-
verkehrsbusse beschafft. In Erlan-
gen entsteht damit eine neue 100 
Prozent emissionsfreie CityLinie. 
Neben der Anschaffung der Busse 
fördert das BMU auch die notwen-
dige Ladeinfrastruktur sowie wei-
tere Kosten im Zusammenhang mit 
dem Einsatz der Fahrzeuge, wie 
notwendige Werkstattausrüstung 
oder Schulungen von Fahr- und 
Werkstattpersonal. Dabei werden 
bei den Fahrzeugen die gegenüber 
einem Dieselbus entstehenden 
Mehrkosten zu 80 Prozent finan-
ziert. Die übrigen Ausgaben wer-
den mit 40 Prozent unterstützt. r

Neuer Aufsichtsrat im 
kommunalen EBERwerk 

Im Zuge der Kommunalwahl im März 2020 haben die Mitglieds-
kommunen des EBERwerks ihre neuen Aufsichtsräte in das Kontroll- 
und Beratergremium des EBERwerks entsandt. In der konstituieren-
den Sitzung übergab Albert Hingerl seinen Aufsichtsratsvorsitz an  
Michael Stolze, erster Bürgermeister der Gemeinde Markt Schwa-
ben. Den stellvertretenden Vorsitz übernimmt erneut Hans Fent, 
erster Bürgermeister der Gemeinde Aßling.

In seinem Rückblick verwies 
Herr Hingerl auf die bisherigen 
Erfolge in der noch jungen Fir-
mengeschichte des EBERwerks. 
So hat das EBERwerk die Betei-
ligung an den Stromnetzen im 
Landkreis vollzogen, mit EBER-
strom eine regionale Strommar-
ke „aus der Region, für die Re-
gion“ aufgebaut und mit viel En-
gagement den Ausbau der Pho-
tovoltaik betrieben, um die 
Nachfrage nach EBERstrom zu 
decken. 

Energiewende voranbringen

Ein Paradebeispiel für die-
se lokale Energiewende ist die 
jüngst vom EBERwerk errichtete 
Photovoltaik-Dachanlage mit ei-
ner Leistung von 1,5 Megawatt. 
Sie versorgt die fünf Werkshal-
len der Firma Canon in Poing  

mit Sonnenstrom und ist die 
größte ihrer Art in der Region. 
„Die Konstellation, dass 19 Kom-
munen zusammen ein Ener-
gieversorgungsunternehmen 
gründen und betreiben, ist ein-
zigartig. Das EBERwerk ist ein 
wichtiger Baustein, um die Ener-
giewende im Landkreis voranzu-
bringen.“, so Albert Hingerl. 

Michael Stolze greift auf: „Ich 
freue mich auf die künftigen Her- 
ausforderungen im EBERwerk 
und die Zusammenarbeit im Auf-
sichtsrat. Im EBERwerk bündeln 
wir idealerweise die kommuna-
len Interessen mit energiewirt-
schaftlicher Expertise und unter-
nehmerischer Herangehensweise 
zum Wohle unserer Energiewen-
de-Bestrebungen. Ich bin über-
zeugt davon, dass wir den einge-
schlagenen Weg erfolgreich wei-
terführen werden.“� r

Die Energiezukunft in Bibertal (Landkreis Günzburg) hat begonnen. 
schwaben netz, 100prozentige Unternehmenstochter von erdgas 
schwaben, ist in Zukunft für Planung, Ausbau und Erhalt des Gasnet-
zes in der Gemeinde zuständig. Roman Gepperth, erster Bürgermeis-
ter in Bibertal (r.), und Uwe Sommer, Prokurist schwaben netz, un-
terzeichneten den neuen Wegenutzungsvertrag offiziell im Rathaus.
„Wir brauchen eine sichere, nachhaltige und bezahlbare Energie-
versorgung für unsere Gemeinde“, sagte Bürgermeister Gepperth. 
„erdgas schwaben und schwaben netz haben wir als zuverlässige 
und kompetente Partner kennengelernt. Gemeinsam stellen wir 
die Energiezukunft für unsere Bürgerinnen und Bürger sicher. Da-
mit tragen wir alle aktiv zur Energiewende bei.“ Sommer betonte: 
„Unsere Gasnetze gewährleisten die zuverlässige und sichere Ver-
sorgung von Industrie, Gewerbe und Haushalten mit Gas und Bio-
methan. Zukünftig dienen diese Netze als großer Speicher für das 
im Zuge der Energiewende immer grüner werdende Gas.“ Der Ver-
trag läuft bis 2040.� Bild: erdgas schwaben
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Gesetzentwurf zur EEG-Reform
Deutscher Städtetag, DStGB und VKU:  

EEG 2021 muss ambitionierten EE-Ausbau besser unterstützen 
Die nächste Hürde ist genommen: Das Bundeskabinett hat den Gesetz-
entwurf zur Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) verab-
schiedet. Das EEG 2021 wird jetzt in einem nächsten Schritt im parla-
mentarischen Verfahren im Bundestag und Bundesrat beraten. Ziel ist 
der Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens noch in diesem Jahr.

Im Kern enthält das EEG 2021 
unter anderem folgende Rege-
lungen:
•	 Gesetzlich verankert wird ein 
neues Langfristziel: „Treibhaus-
gasneutralität vor 2050 des in 
Deutschland erzeugten und ver-
brauchten Stroms“. Gleiches gilt 
für ambitionierte Ausbaupfade 
für die Erneuerbaren Energien bis 
2030, um einen Anteil der Erneu-
erbaren von 65 Prozent bis 2030 
zu erreichen.
•	 Kommunen können künftig fi-
nanziell am Ausbau der Winde-
nergie beteiligt werden. Eben-
so werden die Anreize für Mie-
terstrom und die Rahmenbedin-
gungen für Eigenstromerzeugung 
verbessert.
•	 Die Förderkosten für Erneu-
erbare Energien werden durch 
verschiedene Einzelmaßnahmen 
(unter anderem Anpassung der 
Höchstwerte in Ausschreibun-
gen, Erweiterung der Flächenku-
lisse für PV-Freiflächenanlagen) 
reduziert, es wird ein neues Aus-
schreibungssegment für große 
PV Dachanlagen geschaffen und 
durch Verlängerung und Aufsto-
ckung der Innovationsausschrei-
bungen werden starke Impulse 
für Innovationen gesetzt.
•	 Durch Anpassungen bei der Be-
sonderen Ausgleichsregelung er-
hält die stromkostenintensive In-

dustrie mehr Planungssicherheit 
bei zukünftigen EEG-Entlastungen.
•	 Es werden verbesserte Anreize 
für neue Anlagentechnik und bes-
sere Steuerbarkeit der Anlagen 
(Smart-Meter-Gateway) gesetzt. 
Durch eine „Südquote“ für Wind 
an Land und Biomasse kommt es 
zu einer besseren Abstimmung 
zwischen Erneuerbaren-Ausbau 
und Netzausbau.
•	 Die Sektorkopplung wird vor-
angetrieben: Für Seeschiffe wird 
die Möglichkeit geschaffen, sich 
in den Seehäfen kostengüns-
tig mit Landstrom zu versorgen, 
statt Dieselgeneratoren einzuset-
zen. Der Regierungsentwurf ent-
hält außerdem die Zusage, dass 
im weiteren Verfahren noch ei-
ne Regelung zur Befreiung grünen 
Wasserstoffs von der EEG-Umla-
ge vorgelegt wird. Damit wird ein 
zentrales Element der nationalen 
Wasserstoffstrategie umgesetzt.
•	 Ausgeförderte Anlagen erhal-
ten übergangsweise die Mög-
lichkeit, den Strom weiter über 
den Netzbetreiber zu vermark-
ten und den Marktwert abzüg-
lich der Vermarktungskosten zu 
erhalten. Diese reduzieren sich, 
wenn die Anlagen mit intelligenter  
Messtechnik ausgestattet werden.
•	 Bei der Solarenergie sieht der 
Entwurf vor, dass die jährlich aus-
geschriebene Leistung für Anla-

gen auf großen Gebäuden von 2,1 
Gigawatt (im Jahr 2021) auf 2,8 Gi-
gawatt (im Jahr 2028) steigen soll. 
Gleiches gilt für Freiflächen. Zum 
Vergleich: Im Jahr 2018 lag der 
Wert bei einem Gigawatt. Bei klei-
nen Dachanlagen soll die Leistung 
auf 4,6 bis 5,6 Gigawatt pro Jahr 
gesteigert werden. Aktuell sind es 
2,5 Gigawatt.
•	 Beim Ausbau der Windkraft 
steht vor allem die Akzeptanz in 
der Bevölkerung im Weg. Deshalb 
sollen Bürger und Kommunen 
künftig finanziell an neuen Winde-
nergieanlagen beteiligt werden. 
•	 Wohngebäude haben einen 
hohen Anteil am CO2-Ausstoß. 
Bis 2030 sollen die Emissionen 
deshalb um 40 Prozent im Ver-
gleich zum Jahr 2014 sinken, um 
im Idealfall bis 2050 einen klima-
neutralen Gebäudebestand er-
reichen zu können.

Schlüsselrolle der Kommunen

Laut einer gemeinsamen Mit-
teilung von Deutschem Städte-
tag, Deutschem Städte- und Ge-
meindebund und Verband kom-
munaler Unternehmen muss 
sich die anstehende Novelle des 
Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) daran messen lassen, ob 
sie den notwendigen Ausbau von 
Energieerzeugung aus Sonne, 
Wind und Co. ambitioniert ge-
nug unterstützt. „Dabei ist klar: 
Die dezentralen Erneuerbaren 
Energien werden vor Ort ausge-
baut. Die Kommunen und kom-
munalen Unternehmen spielen 

eine Schlüsselrolle bei der Ener-
giewende.“

Helmut Dedy, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städteta-
ges, fordert eine stärkere Unter-
stützung für die klimafreundliche 
Energiegewinnung in den Städ-
ten: „Wir brauchen rasch mehr 
saubere Energie, um die Klima-
ziele zu erreichen. Dazu kann 
auch eine bessere Förderung des 
Mieterstroms beitragen. In räum-
licher Nähe zu den Wohnungen 
erzeugte, saubere Energie ist kli-
maschonend – und ein Versor-
gungsmodell der Zukunft für ur-
bane Räume. Die Städte wollen 
deshalb den Ausbau von Photo-
voltaikanlagen auf Dächern stär-
ker voranbringen. Dafür brauchen 
wir bessere Anreize über das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz. Die 
vorgesehene Festlegung, dass 
die Nutzung erneuerbarer Energi-
en im öffentlichen Interesse liegt, 
kann außerdem Planungsträgern 
und Genehmigungsbehörden hel-
fen, den Ausbau erneuerbarer 
Energien voranzubringen. Weite-
re Hemmnisse im Planungs-, Ge-
nehmigungs- sowie Natur- und 
Artenschutzrecht müssen aber 
noch abgebaut werden.“ 

Akzeptanz der Windkraft

Der Ausbau der Windenergie 
hängt wesentlich von der Akzep-
tanz vor Ort ab. Der Ansatz, dass 
Standortkommunen künftig stär-
ker vom Windenergieausbau pro-
fitieren sollen, ist auch nach Auf-
fassung des DStGB richtig, wie Dr. 
Gerd Landsberg, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, unterstreicht: 
„Wir werten die vorgesehene fi-
nanzielle Beteiligung als wichtigen 
Teilerfolg. Mit Inkrafttreten der 
EEG-Novelle können alle Stand-
ortkommunen, auf deren Ge-
meindegebiet ab dem Jahr 2021 
eine Windenergieanlage betrie-
ben wird und die EEG-gefördert 
ist, direkte Zahlungen des Anla-
genbetreibers erhalten. Die zu-
sätzlichen Einnahmen können von 
der jeweiligen Gemeinde für An-
liegen der örtlichen Gemeinschaft 
frei verwendet werden. Dies stei-
gert erheblich die Akzeptanz für 
Windkraft in der Bevölkerung.“

Tropfen auf den heißen Stein

VKU-Hauptgeschäftsführerin 
Katherina Reiche zufolge macht 
der Anstieg der EEG-Umlage 
deutlich, dass die Belastung des 
Strompreises mit Abgaben, Umla-
gen und Steuern weiter zunimmt. 
Im europäischen Vergleich zahle 
der deutsche Stromkunde schon 
heute die höchsten Endkunden-
preise. „Die Bundesregierung 
hätte im Rahmen ihres Klima-
schutzprogramms die Gelegen-
heit nutzen müssen, eine grund-
legende Reform des Systems der 
Abgaben, Umlagen und Steuern 
in Verbindung mit einer sektor-
übergreifenden CO2-Bepreisung 
auf den Weg zu bringen. Stattdes-
sen hat sie nur eine geringfügi-
ge Entlastung bei der EEG-Umla-
ge beschlossen. Dies ist ein Trop-
fen auf den heißen Stein, der mit 
der Umlageerhöhung wieder ver-
dampft. So sieht die Bundesre-
gierung in 2021 eine Reduzierung 
der EEG-Umlage um 0,25 Cent 
vor. Die verkündete Erhöhung 
macht allein 0,35 Cent aus und 
übersteigt damit die Entlastung.“ 

Der Bundesrat habe erkannt, 
wie wichtig die Entlastung bei den 
Strompreisen für die Flexibilisie-
rung der Energieversorgung ist. 
Nur durch niedrige Endkunden-
preise könne Strom auch wett-
bewerbsfähig zu Öl und Benzin in 
Wärme und Verkehr werden. Die 
Länderkammer habe sich daher 
mit einer Zweidrittelmehrheit da-
für ausgesprochen, dass die Bun-
desregierung die Abgaben und 
Umlagen im Energiebereich sys-
tematisch prüfen soll. „Diese In-
itiative sollte die Bundesregie-
rung jetzt aufgreifen und bei der 
rechtlichen Umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 berück-
sichtigen“, fordert Reiche.� DK

Energie- und Ressourcen-
Wende in der  

(kommunalen) Verwaltung 
Gemeinsame Veranstaltung der Regierung von Unterfranken  

und C.A.R.M.E.N
Bei einem gemeinsamen WebSeminar der Regierung von Unter-
franken und von C.A.R.M.E.N. e.V. informierten sich rund 70 Teil-
nehmende über Möglichkeiten für mehr Klimaschutz und Nach-
haltigkeit in Verwaltungen. Unter dem Motto „Energie- und 
Ressourcenwende in der (kommunalen) Verwaltung“ beleuchteten 
die Referentinnen und Referenten neben nachhaltiger Beschaffung 
unter anderem Möglichkeiten des systematischen Energiesparens.

„Mit Blick auf die aktuellen  
Umweltprobleme rücken Klima-
schutz und Nachhaltigkeit wieder 
verstärkt in den Fokus der Öffent-
lichkeit“, stellte C.A.R.M.E.N.-Mo-
derator, Keywan Pour-Sartip, in 
seiner Begrüßung fest. Insbe-
sondere die Reduktion des Wär-
mebedarfs kommunaler Liegen-
schaften berge ein hohes Ener-
gieeinspar- und Klimaschutzpo-
tenzial führte Pour-Sartip an und 
leitete damit über in den ers-
ten Vortrag zur Digitalisierung in 
der Wärmeerzeugung von Rafael 
Sporysz, ENER-IQ GmbH.

Sporysz konnte anhand von Da-
ten eindrucksvoll zeigen, dass ho-
he Investitionen in energetische 
Verbesserungen nicht zwangs-
läufig einen eindeutigen Einspar- 
effekt nach sich ziehen. Rund 
57 Prozent aller Heizungen in 
Deutschland laufen demnach in-
effizient. Die Gründe dafür seien 
vielfältig und reichten von Fehl- 
einstellungen und falsch mon-
tierten Bauteilen bis hin zu ei-
nem hohen Wartungsaufwand. 
Eine Lösung sieht Sporysz in der 
datenbasierten Betriebsführung 
der Heizungsanlage. Hierbei un-
terstützen Sensordaten und 
künstliche Intelligenz, die Anla-
ge optimal zu betreiben und den 
CO2-Ausstoß zu reduzieren.

Energiecoaching Plus 
in Unterfranken

Einen anderen Ansatz ver-
folgt Ralf Deuerling von der EVF 
– Energievision Franken GmbH. 
Er stellte das 2017 von der Regie-
rung von Unterfranken gestar-
tete Förderprojekt „Energiecoa-
ching Plus in Unterfranken“ vor. 
Ziel des Projekts sei eine intensi-
vierte Beratung von Gemeinden 
zur Umsetzung der Energiewen-
de vor Ort. Im Rahmen eines Coa-
chings unterstützen Expertinnen 
und Experten die ausgewählten 
Kommunen durch eine Initial- so-
wie vertiefende Beratung im Be-
reich der Energieeinsparung und 
dem Einsatz Erneuerbarer Ener-
gien. Die ausgewählten Gemein-
den konnten sich im Vorfeld des 
Projekts bei der Regierung von 
Unterfranken bewerben. In Zu-
sammenarbeit mit dem jeweili-
gen Energiecoach wählen die Ge-
meinden die für sie sinnvollen Be-
ratungsleistungen aus. Diese ha-
ben pro Gemeinde einen Umfang 
von etwa zehn Beratungstagen. 

Die Kosten werden zu 100% vom 
Freistaat Bayern getragen.

Ein weiterer wichtiger Faktor 
beim Sparen von Energie- und 
Ressourcen im kommunalen Ver-
antwortungsbereich stellt die Be-
schaffung von Produkten und 
Dienstleistungen dar. Jedes Jahr 
gibt die öffentliche Hand erheb-
liche Beträge für Energie, Gü-
ter, Waren und Dienstleistungen 
aus und übernimmt dabei eine 
entscheidende Vorbildfunktion. 
Doch die Umsetzung von nach-
haltigen Konzepten bei der Be-
schaffung ist nicht selten mit Hür-
den verbunden. Anna Schlan-
ge-Schöningen vom Auftragsbe-
ratungszentrum Bayern e.V. gab 
daher einen Einblick in den ver-
gaberechtlichen Rahmen für eine 
nachhaltige Beschaffung.

Nachhaltige Beschaffung

Phillipp Abel von der Stadt 
Fürth berichtete im Anschluss aus 
der Praxis der nachhaltigen Be-
schaffung und machte dabei ein-
mal mehr klar, wie komplex der 
kommunale Beschaffungsprozess 
mitunter sein kann. Dennoch ge-
be es verschiedene Faktoren, die 
bei der erfolgreichen Umsetzung 
helfen können. Dabei spiele ne-
ben dem politischen Willen zum 
Beispiel die Mitarbeitenden, de-
ren Eigeninitiative sowie positive 
Vorbildprojekte eine große Rolle.

Um ein anderes Thema ging 
es beim Vortrag von Manuel Po-
rasil, Heilmann Software Gesell-
schaft für Informationstechnolo-
gie mbH. Er stellte mit „digibase“ 
eine softwarebasierte Möglich-
keit zum Ressourcensparen im 
Schornsteinfegerhandwerk vor. 
Diese Software würde sich gemäß 
Herrn Porasil aber auch für Kom-
munen eignen. Das System sorge 
durch den „Smart-Versand“ von 
Korrespondenzen schnell für ei-
ne hohe Digitalisierungsrate vor 
Ort und berge so entsprechende 
Energieeinsparungseffekte.

Den Abschluss machte Stefan 
Heins von C.A.R.M.E.N. e.V. mit 
seinem Vortrag „Energie im Büro 
– Weniger ist mehr!“ und richte-
te seinen Blick dabei vor allem 
auf das Nutzerverhalten der Bü-
romitarbeitenden. Anhand eini-
ger Rechenbeispiele belegte er 
eindrucksvoll die Einsparpoten-
ziale, die bereits kleinere Verhal-
tensänderungen nach sich ziehen 
können.� r

Energieminister Hubert Aiwanger:

Startschuss für Gaskraftwerke 
und Wasserstoff-Tankstellen

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger begrüßt die Rückkehr der Gas-
kraftwerke Irsching 4 und 5 in den Energiemarkt. „Es ist gut, dass die 
hocheffizienten und modernen Gaskraftwerksblöcke zukünftig wieder 
mehr genutzt werden, insbesondere in Zeiten geringer Einspeisung aus 
regenerativen Erzeugungsanlagen. Gaskraftwerke sind bei uns aktuell 
der richtige Weg, um im Energiemix die Energieversorgung sicherzustel-
len“, betonte Aiwanger beim symbolischen Startschuss nahe Ingolstadt. 

Die Rückkehr auf den regulä-
ren Strommarkt entlaste auch die 
Verbraucher, die bisher die Kos-
ten der sogenannten Netzreser-
ve, in der sich die Kraftwerksblö-
cke seit sieben Jahren befanden, 
über die Netzentgelte zu tragen 
haben. Aiwanger: „Nach Kerne-
nergie- und Kohleausstieg muss 
auch zukünftig ausreichend ge-
sicherte Erzeugungsleistung zur 
Verfügung stehen. Daher forde-
re ich vom Bund die Schaffung ei-
nes systematischen Investitions-
rahmens für solche Kraftwerke.“

Hintergrund der Rückkehr in 
den Markt sind insbesondere die 
gesunkenen Gaspreise, die ei-
nen wirtschaftlichen Betrieb der 
Gaskraftwerke möglich machen, 
nicht nur Betrieb als Netzreser-
ve. Die Eigentümer Uniper, N-ER-
GIE, Mainova und Entega hatten 
angekündigt, die Situation von 
Jahr zu Jahr neu zu bewerten.

Die beiden Kraftwerksblöcke Ir-
sching 4 und 5 fielen bislang un-
ter die so genannte Netzreser-
veverordnung. Das bedeutet, dass 
sie ausschließlich dann zum Ein-
satz kamen, wenn ihre Leistung 
zur Stabilisierung des Netzes ge-
braucht wurde. Das war dann der 
Fall, wenn das Netz in Süddeutsch-
land wegen temporärer Engpässe 
gestützt werden musste.

Gestartet wurde zudem ein 
ambitioniertes Förderprogramm 
für 100 Wasserstoff-Tankstellen 
im Freistaat. Mit 50 Millionen Eu-
ro Fördersumme wird das Wirt-
schaftsministerium bis 2023 die 
Basis für eine Wasserstoff-Tank-
stelleninfrastruktur legen sowie 
heimische Unternehmen bei der 
Anschaffung oder dem Umbau 
von Wasserstoff-Nutzfahrzeugen  

unterstützen. Zudem werden 
Elektrolyseure zur Erzeugung von 
grünem Wasserstoff gefördert.

Aiwanger zufolge ist beim The-
ma Wasserstoff „jetzt genug ge-
redet, jetzt wird umgesetzt“. Das 
Tankstellen-Förderprogramm 
sei ein weiterer Baustein in der 
Strategie, Wasserstoff als wichti-
gen Energieträger für die Mobi-
litäts- und Energiewende zu ent-
wickeln. „Wir fördern bayerische 
H2-Technologie, um unsere Wirt-
schaft und Industrie fit zu ma-
chen für den wachsenden inter-
nationalen Wasserstoffmarkt.“

Hightech-Standort stärken

„Wir werden ‚Made in Bava-
ria‘ zu einem Wasserstoff-Güte-
siegel entwickeln“, zeigte sich der 
Minister überzeugt. „Wir vernet-
zen unsere hervorragenden For-
scher mit den innovativen Un-
ternehmen des Freistaates, um 
den Hightech-Standort Bayern zu 
stärken, Arbeitsplätze zu schaf-
fen und zugleich mit dem Aus-
stieg aus der Nutzung fossiler 
Energieträger die Mobilitäts- und 
Energiewende voranzubringen.“

Mit dem am 1. Oktober 2020 
begonnenen Förderprogramm 
werden öffentliche wie nichtöf-
fentliche Wasserstofftankstellen 
für Nutzfahrzeuge, Busse sowie 
Logistikfahrzeuge unterstützt. Im 
Sinne des Baukastenprinzips un-
terstützt der Freistaat zudem an-
teilig und bedarfsgerecht Elek-
trolyseure zur Erzeugung von 
grünem Wasserstoff vor Ort wie 
auch die Anschaffung bzw. Um-
rüstung von H2-Nutzfahrzeugen 
und Bussen sowie Logistikfahr-
zeugen in Kombination mit be-

triebsinternen Tankstellen. Da-
mit werden neue Wertschöp-
fungsmöglichkeiten für Tank-
stellen-Standorte in der breiten 
Fläche geschaffen: an kommuna-
len Betriebshöfen, bei Stadtwer-
ken, für Fuhrpark- und Omnibus- 
unternehmen. 

Mit Blick auf den Münchner 
Flughafen kündigte Aiwanger 
verstärkte Bemühungen an, den 
Airport in eine nachhaltige und 
klimafreundliche Zukunft zu füh-
ren und dadurch den Standort zu 
stabilisieren. Jetzt müssten die 
Weichen für einen ökologischen 
Umbau des Flughafens gestellt 
werden. Künftig werde es darum 
gehen, vermehrt CO2-neutrale 
Antriebstechniken und Kraftstof-
fe, beispielsweise Wasserstoff 
und Power-to-liquid-Kraftstoffe, 
einzusetzen. Dies bringe weniger 
Belastungen für die Umwelt und 
damit auch wieder mehr Akzep-
tanz fürs Fliegen und sichere Ar-
beitsplätze.

Die Nutzung synthetischer 
Kraftstoffe aus erneuerbaren 
Energien, zum Beispiel E-Fuels, 
kann laut Aiwanger zum Klima-
schutz beitragen. Diese Kraft-
stoffe seien aufgrund ihrer 
hohen Energiedichte gut im 
Schwerlastverkehr und im Flug-
verkehr einsetzbar. Mit synthe-
tischen Kraftstoffen, die aller-
dings noch relativ teuer seien, 
könne die vorhandene Infra-
struktur genutzt werden. 

Laut Aiwanger „muss es un-
ser Ziel sein, dass synthetische 
Kraftstoffe günstiger und damit 
konkurrenzfähiger werden. Da-
her planen wir, im Kompetenz-
zentrum für nachwachsende 
Rohstoffe in Straubing mit Un-
terstützung der Bundesregie-
rung die Forschungsaktivitä-
ten zu synthetischen Kraftstof-
fen erheblich zu stärken und in 
einem Nationalen Forschungs-
zentrum für Biokraftstoffe und 
synthetische Kraftstoffe zu 
bündeln.“� DK

Über 450 Firmen 
in BEEN-i vernetzt

„Viele Unternehmen haben noch Reserven, ihre Energiekosten sen-
ken. Gemeinsam Synergien nutzen ist das Motto“, erklärt Bayerns 
Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger. Damit nicht jedes Unterneh-
men das Rad neu erfinden muss, sondern erprobte Lösungen von 
anderen übernehmen kann, gibt es die Bayerische EnergieEffizi-
enz-Netzwerk-Initiative (BEEN-i), in der bereits über 450 bayerische 
Unternehmen vernetzt sind.

Mit einer Kickoff-Veranstal-
tung im Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie ist jetzt 
BEEN-i 2.0 gestartet. Künftig wer-
den das Institut für Energietech-
nik an der OTH Amberg-Wei-
den und die Forschungsstelle für 
Energiewirtschaft e. V. die Koor- 
dinierungsstelle konzeptionell  
unterstützen. 

„Wir geben der sehr erfolgrei-
chen BEEN-i Initiative noch mehr 
Schub! Wir wollen bis 2022 die 

Anzahl der Netzwerke auf etwa 
70 bis 80 und der teilnehmenden 
Unternehmen auf rund 700 erhö-
hen“, kündigt der Staatsminister 
an. Er lobt die massiven Anstren-
gungen der Wirtschaft, die Ener-
gieeffizienz zu verbessern: „Von 
rund 278 Netzwerken sind knapp 
60 in Bayern. Unsere Unterneh-
men zeigen, wie man Wirtschafts-
wachstum vom Energieverbrauch 
abkoppeln kann, indem sie inno-
vative Konzepte umsetzen und 
gemeinsam weiterentwickeln.“�r
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In unserem Büro in München bieten wir 
folgende Dienstleistungen für Sie an:

Elektrifizierung des ÖPNV der Stadtwerke Landshut: 

e-troFit Bus fährt  
im Linienbetrieb

Offizielle Übergabe mit  
OB Alexander Putz und Staatsminister Aiwanger

Stellvertretend für seine Stadtwerke übernahm Oberbürgermeis-
ter Alexander Putz im Messepark Landshut den ersten e-tro-
Fit-Serienbus. Der ausgemusterte Diesel-Stadtbus der Stadtwerke 
Landshut erhielt im Rahmen eines Pilotprojektes mit der e-tro-
Fit GmbH ein zweites Leben. Seit Mitte September 2020 wird er 
als Elektrobus im Linienbetrieb eingesetzt. Bayerns Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger hält dieses Umrüstungskonzept zur Re-
duzierung der CO2-Emissonen für vielversprechend.

Oberbürgermeister Putz er-
klärte die hohen Anforderungen 
an Kommunen und Verkehrsbe-
triebe und die damit verbun-
denen Beweggründe, die da-
zu führten, auf neue innovati-
ve Lösungen zu setzen: „Die Ver-
kehrswende im ÖPNV stellt uns 
vor große Herausforderungen. 
Um die europäischen Ziele der 
Clean Vehicles Directive im vor-
gegebenen Zeitrahmen umzu-
setzen, benötigen Städte und 
Gemeinden schnell umsetzbare, 
nachhaltige und dabei techno-
logisch absolut zuverlässige Lö-
sungen. Die e-troFit GmbH hat 
uns mit ihrem Technologie-Kon-
zept überzeugt und darum ha-
ben wir das Pilotprojekt sehr 
gerne gestartet.“

Projekt ‚Made in Bavaria‘

In einer knapp vierwöchigen 
Testphase im August 2020 konn-
te der e-troFit Bus bereits mit 
einem reibungs- und störungs-
freien Betrieb mit überdurch-
schnittlich hohen Reichweiten 
überzeugen. Im nun begonne-
nen Langzeiteinsatz im Linien-
betrieb für rund ein Jahr geht es 
darum, zusätzliche wertvolle Er-
kenntnisse für die Praxistauglich-
keit und Leistungsfähigkeit des 
e-troFit Umrüstkits zu erlangen.

Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger zeigte sich überzeugt: 
„Diese Technologie ist viel-
versprechend und könnte mit 
der Umrüstung von Diesel-Be-
standsfahrzeugen auf Elektroan-
trieb eine wirtschaftlich effizien-
te Elektrifizierung von Transport- 
und Nutzfahrzeugen beschleu-
nigen. Ein spannendes Projekt 
‚Made in Bavaria‘, das nachhal-
tig ist und die Innovationsführer-
schaft in Bayern untermauert.“

Andreas Hager, Geschäftsfüh-
rer der e-troFit GmbH, freute 
sich sichtlich über den Meilen-
stein für sein junges Unterneh-
men, aber auch für den ÖPNV 
im Allgemeinen: „Was unsere 
Mannschaft in den vergange-
nen Monaten hier geleistet hat, 
ist überragend. Dadurch bieten 
wir nun eine schnell umsetzba-
re und die derzeit kosteneffizi-

enteste Lösung zur nachhaltigen 
Reduktion der CO2 Emissionen. 
Mit unseren weltweit anerkann-
ten Zulieferpartnern bieten wir 
Serienqualität nach den höchs-
ten Automotive-Standards für 
funktionale Sicherheit und kön-
nen Verfügbarkeit in höheren 
Stückzahlen kurzfristig gewähr-
leisten. Fuhrparkbetreiber im 
Öffentlichen Personennahver-
kehr wie die Stadtwerke Lands-
hut erhalten mit unserem Retro-
fitting-Kit ein wichtiges Instru-
ment zur Gestaltung ihres emis-
sionsfreien Fuhrparks.“

Bei der anschließenden Pro-
befahrt konnte die Corona-be-
dingt reduzierte Gästezahl den 
Fahrkomfort selbst erleben. Un-
ter den Fahrgästen waren auch 
mehrere Bundestags- und Land-
tagsabgeordnete aus der Regi-
on, die sich so ihr persönliches 
Bild vom neuen umgerüsteten 
Elektrobus machen konnten.

Eine von allen Beteiligten als 
maßgebend erachtete Grund- 
voraussetzung für den Erfolg  
innovativer Umrüstlösungen ist 
die Schaffung neuer Förder-
richtlinien des Bundes.

Fairer Wettbewerb gefordert

Andreas Hager appellierte 
deshalb an die politischen Ent-
scheider: „Wir benötigen drin-
gend eine Gleichstellung bei 
der Förderung von Umrüstun-
gen und der Anschaffung von 
Neufahrzeugen sowie eine Neu-
ordnung der Regularien im Be-
trieb von Bussen, wie zum Bei-
spiel das maximal erlaubte Alter 
der Busse. Diese machten in der 
Vergangenheit mit den Emis- 
sionsklassen des Diesels Sinn, 
sind jedoch bei emissionsfreien 
Fahrzeugen irrelevant. Nur so 
wird ein freier Wettbewerb er-
möglicht, erhalten Verkehrsbe-
triebe bei der Umgestaltung ih-
rer Fuhrparks Entscheidungs-
freiheit und setzen sich letztend-
lich die effizientesten Lösungen 
im Markt durch. Darum muss 
es doch gehen bei der nachhal-
tigen und umweltfreundlichen 
Gestaltung der Mobilität in un-
serer Gesellschaft.“� r

Neuer Konzessionsvertrag abgeschlossen:

N-ERGIE stärkt  
Partnerschaft mit Rohr 

Nach dem Konzessionsvertrag für die Stromversorgung, den 
die Gemeinde Rohr im Juli unterzeichnet hat, wurde nun die 
N-ERGIE Aktiengesellschaft auch mit der Versorgung durch 
Erdgas beauftragt. Felix Fröhlich, Erster Bürgermeister der 
Gemeinde Rohr, hat zusammen mit Volker Laudien, Leiter 
Kommunale Kunden bei der N-ERGIE, den Konzessionsver-
trag für die Gasversorgung der Gemeinde unterschrieben.

Dieser hat eine Gültigkeit von mindestens zehn Jahren. Mit 
dem Konzessionsvertrag gestattet die Gemeinde Rohr der 
N-ERGIE, im öffentlichen Raum ihrer Ortsteile das Erdgasnetz 
zu betreiben, wofür die Kommune eine gesetzlich festgelegte 
Konzessionsabgabe erhält. Der bereits in den letzten Wochen 
erfolgte Bau von Gasleitungen war auf Basis einer Nutzungs-
vereinbarung erfolgt.

Die N-ERGIE wird während der Vertragslaufzeit die Erdgas-
versorgung im Interesse der Kommune und der Kunden si-
cherstellen. Zudem wird sie das bestehende Netz ausbauen 
und somit die Entwicklung der Kommune unterstützen. Die 
N-ERGIE garantiert mit ihrem 24-Stunden-Entstörungsdienst 
eine sichere und zuverlässige Energieversorgung an sieben Ta-
gen in der Woche.

Die Gemeinde hatte für die Konzession das gesetzlich vorge-
schriebene Interessensbekundungsverfahren mit öffentlicher 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger gemäß §46 Abs. 3 Satz 
1 des Energiewirtschaftsgesetzes durchgeführt. Die N-ERGIE 
hatte sich hierauf form-und fristgerecht beworben.

„Die Versorgung mit Erdgas ist derzeit ein zentrales Thema 
im Westen unserer Flächengemeinde, in der größten Ortschaft 
unserer Kommune, in Rohr“, erklärte Bürgermeister Felix Fröh-
lich. „Wir setzen dabei auf die N-ERGIE, die uns auch im Strom-
bereich seit Jahren eine zuverlässige und starke Partnerin ist. 
Mit der Errichtung der Gasdruckregelstation im Süden von 
Rohr ist bereits ein erster Schritt für eine Infrastruktur mit Zu-
kunft erfolgt. Denn: Die Anbindung unseres Gewerbegebiets 
an die Gasversorgung ist ein wesentlicher Standortfaktor.“

Um die Versorgungssicherheit auf hohem Niveau zu hal-
ten, sind umfangreiche und beständige Investitionen notwen-
dig. In ihre Erdgasnetze investierte die N-ERGIE über die N-ER-
GIE Netz GmbH deshalb alleine im vergangenen Jahr rund 15 
Millionen Euro. Hierunter fällt neben der Instandhaltung et-
wa die Erschließung von Neubau- oder Gewerbegebieten. Das 
zahlt sich aus: Lediglich durchschnittlich 9,3 Sekunden blieben 
Haushalte im Netzgebiet der N-ERGIE Aktiengesellschaft auf-
grund ungeplanter Ereignisse 2019 ohne Erdgas.  � r

Wasserstoff als Energieträger der Zukunft 
Bundestagsabgeordneter Florian Oßner diskutiert mit Echings Bürgermeister Max Kofler über Wasserstofftechnologie

„Wasserstoff ist der Energieträger der Zukunft“, sind sich Bundes-
tagsabgeordneter Florian Oßner und der neu gewählte Echinger 
Bürgermeister Max Kofler einig. Bei Oßners Besuch im Rathaus 
besprachen die beiden, welch entscheidende Rolle Eching beim 
Ausrollen der Technologie in der Region spielen könnte. 

Echings neuer Bürgermeister 
Max Kofler sieht die Gemeinde 
gut aufgestellt: „Dank unserer 
günstigen Lage sind wir stetig 
gewachsen.“ Die Gemeinde wol-

le zur Schaffung von Wohnraum 
künftig maßvoll Neubaugebie-
te ausweisen und sehr moderat 
auch weitere Gewerbebetriebe 
ansiedeln. Gut vorstellen kön-

nen sich Oßner und Kofler hier-
bei ein echtes Aushängeschild: 
Die Errichtung des anwendungs-
orientierten Wasserstoffzen- 
trums auf Gemeindeboden. 

Die Weichen dafür wurden 
dank langer Vorarbeit bereits ge-
stellt, erläuterte Oßner. Die Ini-
tiative Wasserstoffregion Lands- 
hut, deren Schirmherr er ist, ar-
beitet schon lange daran, die 
Wasserstofftechnologie in der 
Region Landshut zu etablieren. 
Ein wesentlicher Baustein dafür 
war die Bewerbung im Rahmen 
des bundesweiten Wettbewer-
bes „Hy-Land-Wasserstoffregi-
onen in Deutschland“ des Bun-
desverkehrsministeriums. 

Förderbescheid übergeben

Ende 2019 gelang der große 
Durchbruch: Bundesverkehrsmi- 
nister Andreas Scheuer über-
reichte den Vertretern der Initi-
ative den Förderbescheid: Bis zu 
20 Millionen Euro fließen damit 
in das Projekt. Die Region ist of-
fiziell Modellregion für die Erzeu-
gung und Nutzung von Wasser-
stoff aus erneuerbaren Energien. 

Deutschlandweit  
die Nase vorn

„Jetzt geht es darum, ein Was-
serstoff-Zentrum in der Regi-
on aufzubauen“, gab Oßner das 
nächste Ziel aus. Dort soll die 
Technologie zur Anwendung 
gebracht und für Zulieferer er-
forscht werden. Sobald es kon-
kreter werde, wolle Kofler den 
Gemeinderat umfassend über 
das Projekt informieren und um 

breite Unterstützung werben. 
Mit dem Anwendungs-Zen- 

trum hätte die Region Landshut 
deutschlandweit die Nase vorn. 
Die Besonderheit: Hier könnte 
echter „grüner“ Wasserstoff, al-
so Wasserstoff, der aus erneuer-
baren Energien gewonnen wird, 
erzeugt werden. Während man 
andernorts etwa Gas zur Was-
serstoffherstellung verwendet, 
könnte die Region Landshut vor 
allem Photovoltaik und Wasser-
kraft nutzen. „Damit vereinen 
wir technologischen Fortschritt 
mit klugem Klimaschutz“, fasste 
Oßner zusammen. 

Ortsmitte aufwerten

Neben diesem außergewöhn-
lichen Vorhaben gebe es aber 
noch andere Baustellen, wie 
Kofler berichtete. So müsse der 
Bauhof erweitert und neu ge-
baut werden.

Auch altersgerechtes Wohnen 
ist ein Thema. Der Bedarf ist da“, 
führte Kofler aus. Außerdem in 
Planung sei ein neues gemeinsa-
mes Feuerwehrhaus für die Feu-
erwehren Viecht und Eching/
Kronwinkl. Wegen der Grö-
ße und der Ausstattung stim-
me man sich mit den Feuerweh-
ren ab, um möglichst bedarfsge-
recht zu bauen. „Diese Koope-
ration ist vorbildlich“, so Oßner, 
der selbst aktives Mitglied der 
Feuerwehr ist. Neben dem neu-
en Feuerwehrhaus möchte die 
Gemeinde auch die übrige Orts-
mitte in Viecht aufwerten: „Wir 
wollen sowohl Wohnen als auch 
Gewerbe im Ortskern halten 
und ausbauen. � r

Über ein anwendungsorientiertes Wasserstoff-Zentrum für die 
Region Landshut in der Gemeinde Eching tauschten sich Bürger-
meister Max Kofler und Florian Oßner, MdB aus. � r 

Wärmeversorgung Peißenberg  
ist fit für die Zukunft

Die Peißenberger Wärmegesellschaft (PWG) hat ihre Heizzentra-
le ausgebaut und weiter modernisiert. Damit setzt PWG auch in 
Zukunft auf dezentrale und klimafreundliche Wärmeerzeugung. 

Die Anlage für das Peißenber-
ger Fernwärmenetz wurde be-
reits 2017 grundlegend moder-
nisiert. Nun folgte die zweite 
Modernisierungsstufe, bei der 
ein weiteres Blockheizkraftwerk 
(BHKW) errichtet wurde.

Bereits 2017 hat PWG ein neu-
es BHKW mit einer elektrischen 
und thermischen Leistung von 
je 1,6 Megawatt (MW) und zwei 
gasbefeuerte Kessel mit einer 
Heizleistung von je 8 MW instal-
liert. Im Rahmen einer zweiten 
Modernisierungsstufe wurde 
nun ein weiteres, noch größe-
res BHKW mit einer elektrischen 
Leistung von 3,4 MW und einer 
Wärmeleistung von 3,9 MW er-
gänzt. So kann PWG noch mehr 
klimafreundlich erzeugte Wär-
me ins rund 22 Kilometer lange 
Fernwärmenetz einspeisen. 

Errichtet wurde das neue BH-
KW in der alten Maschinenhal-
le. Bis 2016 waren dort alte Mo-
tor-Heizkraftwerke verbaut, die 
seit den 1980er Jahren zuverläs-
sig ihren Dienst verrichtet hat-
ten. Die Anlagen haben aber 
nicht mehr dem neuesten Stand 
der Technik entsprochen und 
waren, gemessen am heutigen 
Wärmebedarf der Kunden, zu 
groß dimensioniert. Daher hat 
PWG sie 2016 außer Betrieb ge-
nommen und die Maschinenhal-
le entkernt.

Anlage wird effizienter  
und klimafreundlicher

Als Brennstoff kommt dank 
der Modernisierung bereits seit 
2017 nahezu ausschließlich um-
weltfreundliches Erdgas zum 
Einsatz. Durch den Umbau auf 
moderne Technik stieg auch die 
Effizienz der Anlage. „Mit der 
Heizzentrale und dem Fernwär-
menetz in Peißenberg erzeugen 
wir Wärme für unsere Kunden 
effizient und klimafreundlich – 
und das direkt vor Ort. Die An-

lage erreicht inzwischen einen 
Wirkungsgrad von mehr als 90 
Prozent. Mit den Modernisie-
rungsprojekten machen wir den 
Standort fit für die Zukunft“, 
sagt PWG Geschäftsführer Dr. 
Martin Reh.

Die Anlagen sind auf den ak-
tuellen Wärmeverbrauch ab-
gestimmt und benötigen weni-
ger Brennstoff als die alten Mo-
tor-Heizkraftwerke. Durch die 
Modernisierungsprojekte 2017 
und 2020 werden im Vergleich 
zum vorherigen Betrieb et-
wa 4.000 Tonnen CO2 pro Jahr 
eingespart. Die Kunden merk-
ten von den in den vergange-
nen Monaten laufenden Moder-
nisierungsarbeiten nichts. Sie 
wurden über das bestehende 
BHKW weiterhin zuverlässig mit 
Wärme versorgt.

Wärmenetz wird erweitert

Parallel zur Modernisierung 
der Anlage erweitert PWG aktu-
ell auch das Fernwärmenetz. Im 
Südwesten von Peißenberg wer-
den derzeit mehrere Gebiete 
angeschlossen, wofür das Netz 
um etwa 500 Meter verlängert 
wird. Die ersten neuen Kunden 
sind bereits am Netz.

Die Peißenberger Wärmege-
sellschaft ist ein gemeinsames 
Unternehmen der Lechwer-
ke AG und der Bayernwerk Na-
tur GmbH. Über das rund 22 Ki-
lometer lange Fernwärmenetz 
werden in Peißenberg derzeit 
rund 1.000 Kunden – Haushal-
te, Unternehmen und öffentli-
che Einrichtungen – mit Wärme 
versorgt. 

Die Projektdurchführung ver-
antworten die Bereiche Ener-
giedienstleistungen der Lech-
werke AG und Projekte der Bay-
ernwerk Natur GmbH. 
Informationen zur Wärmever-
sorgung über PWG gibt es unter 
www.pwg-waerme.de. � r

http://www.pwg-waerme.de
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Vergabeverfahren Donau-Isar: 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
erteilt Zuschlag an DB Regio

Die DB Regio AG betreibt ab Dezember 2024 den elektrischen Re-
gionalzugverkehr auf den Strecken von München Hbf bzw. Mün-
chen Flughafen über Landshut nach Passau bzw. Regensburg. Den 
endgültigen Zuschlag im Vergabeverfahren Donau-Isar hat die 
Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG), die den Regional- und 
S-Bahnverkehr im Auftrag des Freistaats plant, finanziert und 
kontrolliert, an die DB Regio AG erteilt. Der Vertrag hat eine Lauf-
zeit von zwölf Jahren. Er endet demnach im Dezember 2036.

„Im Netz Donau-Isar steht den 
Fahrgästen künftig auf allen Stre-
cken von frühmorgens bis späta-
bends ein Stundentakt zur Verfü-
gung. Damit machen wir das An-
gebot noch attraktiver und die 
Entscheidung für das Bahnfah-
ren noch einmal leichter“, erklärt  
Bayerns Verkehrsministerin Ker-
stin Schreyer. „Dass wir einige 
Verbesserungen sogar noch vor 
dem Vertragsbeginn im Dezem-
ber 2024 auf die Schiene bringen, 
ist ein zusätzlicher Mehrwert“, 
fügt Bärbel Fuchs, Geschäftsfüh-
rerin der BEG, hinzu.

Das künftige Netz Donau-Isar in-
tegriert den heutigen Flughafen- 
express (ÜFEX), den Donau-Isar- 
Express und die Regionalbahn 
von Freising nach Landshut. Es 
umfasst zwei Betriebsstufen. Die 
BEG bestellt rund 5,3 Millionen 
Zugkilometer pro Jahr (Betriebs-

stufe 1). Ab Betriebsstufe 2, 
die mit Inbetriebnahme der 2. 
S-Bahn-Stammstrecke in Mün-
chen beginnt, sind es 4,9 Mil-
lionen Zugkilometer pro Jahr. 
Das Bestellvolumen reduziert 
sich, da die Regionalbahn Frei-
sing – Landshut zu diesem Zeit-
punkt als neue Regional-S-Bahn 
an das Münchner S-Bahn-Netz 
angeschlossen und dann in ei-
nen anderen Vertrag überführt 
wird.

Zum Netz Donau-Isar gehö-
ren die Regionalzugverbindun-
gen auf den folgenden Strecken:
•	 München Hbf – Landshut Hbf 
– Plattling – Passau Hbf (Be-
triebsstufen 1 und 2)
•	 (Schwaigerloh –) München 
Flughafen Terminal – Lands-
hut Hbf – Regensburg Hbf (Be- 
triebsstufen 1 und 2)
•	 (München Hbf –) Freising – 

Moosburg – Landshut Hbf (Be-
triebsstufe 1)
•	 Zur Hauptverkehrszeit: Mün-
chen Hbf – Landshut Hbf – Platt-
ling/Regensburg Hbf (Betriebs-
stufe 2) 

Züge fahren öfter

Die Fahrgäste profitieren von 
einem deutlich verbesserten Fahr- 
planangebot: Auf allen Linien fah-
ren die Bahnen künftig im Stun-
dentakt. Zudem werden früh-
morgens und spätabends Taktlü-
cken geschlossen, teilweise noch 
vor dem Start des neuen Netzes. 
So wird es beim Donau-Isar-Ex-
press bereits zum Fahrplanwech-
sel 2021/22 zusätzliche Verbin-
dungen geben, beispielsweise ab 
München Hbf und Passau Hbf: 
Durch je eine zusätzliche Verbin-
dung gegen 22.25 Uhr besteht 
dann bis nach 23 Uhr ein durchge-
hender Stundentakt.

Die Regionalbahn von Frei-
sing nach Landshut, die der-
zeit außerhalb der Hauptver-
kehrszeiten nur sporadisch ver-
kehrt, fährt ab Vertragsbeginn 
im Dezember 2024 jede Stunde; 
im Berufsverkehr häufiger und 

bis München Hbf. Mit Eröffnung  
der 2. S-Bahn-Stammstrecke (vor- 
aussichtlich Ende 2028) werden 
auch die Regionalexpress-Züge 
auf den Strecken zwischen Mün-
chen und Plattling bzw. Regens-
burg in den Hauptverkehrszeiten 
halbstündlich fahren. Unter Be-
rücksichtigung paralleler Verkeh-
re, etwa den künftig stündlichen 
RE-Zügen nach Schwandorf und 
der bis dahin eingerichteten Regi-
onal-S-Bahn, wird es dann im Be-
rufsverkehr bis zu vier Zugverbin-
dungen pro Stunde nach Lands-
hut geben.

Barrierefreie, klimatisierte  
Neufahrzeuge mit WLAN

Die BEG forderte für das Netz 
Donau-Isar elektrisch angetriebe-
ne, klimatisierte Neufahrzeuge. 
Im Vorgriff auf eine voraussicht-
lich weiter zunehmende Nachfra-
ge, beispielsweise auf der heute 
bereits stark nachgefragten Stre-
cke München – Landshut, müs-
sen die Fahrzeuge hohe Sitzplatz-
kapazitäten aufweisen. Das Kon-
zept von DB Regio sieht 25 Züge 
des Typs Siemens Desiro HC für die 
RE-Linie München – Passau und 
die RB-Linie Freising – Landshut 
und sechs Züge des Typs Siemens 
Mireo für den Flughafenexpress 
vor. Die Fahrzeuge vom Modell 
Desiro HC sind vierteilige Trieb-
züge mit einstöckigen Endwagen 
und zwei doppelstöckigen Mittel-
wagen mit insgesamt 370 Sitzplät-
zen. Bis zu drei solcher Garnituren 
können zwischen München und 
Landshut gekuppelt verkehren.

Die Züge des Typs Mireo sind 
vierteilige, einstöckige Triebzü-
ge mit 264 Sitzplätzen. An jedem 
zweiten Einstiegsbereich können 
in variabel ausgestatteten Mehr-
zweckbereichen Fahrräder, Kin-
derwagen oder Reisegepäck pro-
blemlos transportiert werden. 
Die Fahrzeuge entsprechen den 
aktuellen Standards der Barri-
erefreiheit und ermöglichen an 
Bahnsteigen mit einer Höhe von 
76 Zentimetern an allen Türen ei-
nen stufenfreien Einstieg. Auch an 
allen anderen Bahnsteigen kön-
nen Reisende mit eingeschränkter 
Mobilität mit der fahrzeuggebun-
denen Einstiegshilfe ohne Voran-
meldung ein- und aussteigen.� r

Staatsministerin Kerstin Schreyer: 

Verkehrsbelastungen reduzieren
Die vorübergehende Förderung von Verstärkerbussen im Schülerver-
kehr soll nach einem Beschluss der Bayerischen Staatsregierung fort-
gesetzt werden. Dafür stellt der Freistaat weitere 15 Millionen Euro 
bis zum Beginn der Weihnachtsferien zur Verfügung. Mit den Ver-
stärkerbussen können Kommunen laut Verkehrsministerin Kerstin 
Schreyer das Platzangebot im Schülerverkehr erhöhen und die Schü-
ler vor einer Ansteckung mit dem Corona-Virus geschützt werden.

Bis zu den Herbstferien hat-
te der Freistaat zunächst 15 Mil-
lionen Euro für Verstärkerfahr-
ten im Schülerverkehr bereit-
gestellt. „Das Förderprogramm 
ist gut angelaufen“, berichte-
te Schreyer. Nach Angaben der 
Verkehrsverbünde und einzelner 
ÖPNV-Aufgabenträger haben die 
Kommunen bislang rund 350 Ver-
stärkerbusse bestellt. Laut Lan-
desverband Bayerischer Omni- 
busunternehmen e.V. (LBO) ste-
hen weitere 300 Busse für Ver-
stärkerleistungen zur Verfügung, 
die bei Bedarf aktiviert werden 
können.

„Wo noch Busse benötigt wer-
den, vermittelt der LBO auf Nach-
frage zwischen den Kommunen 
und seinen Mitgliedsunterneh-
men“, erklärte die Ministerin. Die 
entsprechenden Förderanträge 
sind bis zum 30. November bei 
der jeweils zuständigen Bezirksre-
gierung zu stellen.

Landkreise und Städte 
auf gutem Weg

Eine Vielzahl von Vorteilen bie-
ten auch leistungsfähige Ver-
kehrs- und Tarifverbünde, weshalb 
sie nach dem Willen der Staatsre-
gierung auch möglichst flächen-
deckend etabliert werden sol-
len. Schreyer sieht dabei auch die 
Landkreise und Städte in der Me-
tropolregion München auf einem 
guten Weg: „Dort ist schon jetzt 
knapp die Hälfte der Kommunen 
in einem Verbund zusammenge-
schlossen. Fast alle anderen ma-
chen gerade Studien oder bereiten 
welche vor.“ Da damit viel Gutes 
für die Fahrgäste bewirkt werden 
kann, fördert der Freistaat solche 
Studien mit bis zu 90 Prozent.

Auf dem Gebiet der Europäi-
schen Metropolregion München 
gibt es derzeit mit AVV, MVV und 
VGI drei Verkehrsverbünde, in de-
nen bislang 16 der in der Region 
liegenden Kommunen integriert 
sind. Neun weitere Kommunen 
untersuchen derzeit einen mög-
lichen Beitritt zu einem der Ver-
bünde. Vorbereitende Untersu-

chungen laufen beispielsweise zu 
einer Erweiterung des MVV um 
die Kommunen von Landsberg im 
Westen bis Landshut im Osten. 
Auch die mögliche Gründung ei-
nes neuen Verkehrsverbundes 
in Südostoberbayern soll geprüft 
werden.

Da gerade in der Metropolre-
gion München erhebliche Pend-
lerbeziehungen in die fünf gro-
ßen Zentren Augsburg, Ingolstadt, 
Landshut, München und Rosen-
heim bestehen, spielen hier leis-
tungsfähige Verkehrs- und Tarif-
verbünde eine wichtige Rolle. Ein 
optimiertes Verkehrsangebot und 
attraktive Tarife führen dazu, dass 
der ÖPNV eine möglichst vollwer-
tige Alternative zum motorisier-
ten Individualverkehr darstellt. 
So können Verkehrsbelastungen 
reduziert und die Lebensqualität 
der Bürger in vom Verkehr beson-
ders betroffenen Gemeinden ver-
bessert werden. Und auch der 
ökologische Nutzen liegt für Mi-
nisterin Schreyer auf der Hand: 
„Ein breites, gutes und vernetztes 
Angebot unterschiedlicher Ver-
kehrsträger ist nicht zuletzt auch 
ein wertvoller Beitrag zum Klima- 
und Umweltschutz“, unterstrich 
die Ministerin. 

Die Verkehrsminister der Län-
der haben in einer Verkehrsminis-
terkonferenz den Bund aufgefor-
dert, die DB mittels stärkerer fi-
nanzieller Anreize anzuhalten, dass 
die Mängel in der Infrastruktur flä-
chendeckend weniger werden.

Strafzahlungen möglich

„Weichen- und Stellwerksstö-
rungen führen durch dadurch ent-
stehende Verspätungen und ver-
lorene Anschlüsse immer wie-
der zu Frust bei den Fahrgästen“, 
stellt Bayerns Verkehrsministe-
rin Kerstin Schreyer fest. „Viele 
mobilitätseingeschränkte Men-
schen können ihre Bahnfahrt nur 
mit äußerster Mühe oder über-
haupt nicht beginnen, weil Aufzü-
ge in den Bahnhöfen oftmals tage- 
oder gar wochenlang nicht repa-
riert werden. Wenn die Bahn das 

nicht selbst in den Griff bekom-
men will, muss sie es eben am 
Bankkonto spüren!“, so die Mi-
nisterin weiter.

Schreyers Vorschlag, dass die 
DB Netz empfindliche Strafzah-
lungen leisten muss, wenn Män-
gel an der Infrastruktur oder auch 
mangelhafte Disposition der Zug-
fahrten zu Verspätungen führen, 
fand unter den Verkehrsministern 
der übrigen 15 Bundesländer ein-
hellige Zustimmung – ebenso wie 
die Forderung, dass die DB Sta- 
tion&Service weniger Geld erhal-
ten soll, wenn Lifte oder Rolltrep-
pen oft oder lange ausfallen. Mit 
der Initiative setzt die Ministerin 
eine Forderung um, die im baye-
rischen Koalitionsvertrag vor zwei 
Jahren fixiert worden ist.

Qualitätsziele

Die Idee, bei schlechten Leistun-
gen die staatlichen Mittel zu kür-
zen, setzt der Freistaat in seinem 
Zuständigkeitsbereich schon seit 
Längerem mit Erfolg um. Die Bay-
erische Eisenbahngesellschaft be-
wertet bereits seit vielen Jahren 
die Pünktlichkeit der Zugfahrten, 
die Funktionsfähigkeit und Sau-
berkeit der Fahrzeuge sowie das 
kompetente und freundliche Auf-
treten des Personals. Je nachdem, 
ob die Qualitätsziele verfehlt oder 
auch übertroffen werden, sind Bo-
nus- bzw. Maluszahlungen fällig. 
„Der Erfolg kann sich sehen lassen, 
denn auf den allermeisten bayeri-
schen Bahnlinien ist die Qualität in 
den letzten Jahren deutlich gestie-
gen“, so die Ministerin.

Der Freistaat bzw. die Ver-
kehrsunternehmen können je-
doch bislang kaum Maluszahlun-
gen einbehalten, wenn der Zu-
stand der Bahnhöfe und der Gleis- 
anlagen mangelhaft ist. Bund und 
DB haben zwar in der Vergangen-
heit auch für das Strecken- und Sta-
tionsnetz gewisse Qualitätsmess-
systeme geschaffen, allerdings ent-
falten diese bislang nicht die ge-
wünschte Wirkung. So muss die DB 
zwar seit Kurzem für baustellenbe-
dingte Verspätungsminuten 16 Eu-
ro im Nahverkehr und 51 Euro im 
Fernverkehr zahlen, bei Verzöge-
rungen durch Gleismängel oder 
Personalausfall jedoch lediglich 1 
Euro. Ministerin Schreyer: „Ich er-
warte vom Bund, dass er unserem 
Vorschlag folgt und die DB stärker 
in die Pflicht nimmt.“� DK

V.l.: Elisabeth Freundel (Koordinatorin Landkreis beim ADFC Mün-
chen), Martina Schumacher (Landratsamt München, Abt. Hoch-
bau), Jens Diehr, Fahrradbeauftragter des Landkreises München, 
Landrat Christoph Göbel, ADFC-Landesvorsitzende Bernadette 
Felsch, Petra Husemann-Roew, Landesgeschäftsführerin des ADFC 
Bayern, sowie Genevieve Cory, Auditorin „Fahrradfreundlicher Ar-
beitgeber“ beim ADFC Bayern.� Bild: LRA München

Landratsamt München ist  
fahrradfreundlicher Arbeitgeber

Behörde erhält ADFC-Siegel in Silber für ihre Bemühungen  
um die Fahrradmobilität

Das Landratsamt München darf sich ab sofort offiziell „Fahrrad-
freundlicher Arbeitgeber“ nennen. Der Allgemeine Deutsche 
Fahrrad-Club (ADFC) hat die Behörde mit dem Siegel in Silber zer-
tifiziert. Landrat Christoph Göbel und der Fahrradbeauftragte des 
Landkreises München, Jens Diehr, nahmen Anfang Oktober die 
Urkunde aus den Händen der Landesvorsitzenden des ADFC Bay-
ern, Bernadette Felsch, entgegen.

„Ein wesentlicher Bestandteil  
unserer Klima- und Energieini-
tiative 29++ ist auch der Klima-
schutz im eigenen Aufgabenbe-
reich. Diesem Aspekt tragen wir 
mit unseren kontinuierlichen 
Verbesserungen für die Rad- 
infrastruktur auch an unseren ei-
genen Standorten Rechnung. So 
setzen wir für Dienstgänge im 
Stadtgebiet bereits seit längerem 
auch auf Dienstfahrräder mit und 
ohne elektrischen Antrieb, stel-
len Radständer und eine öffent-
lich zugängliche Radreparatur-
station zur Verfügung und bieten 
in regelmäßigen Abständen Fahr-
rad-Checks an, bei denen unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ihre Zweiräder auf Verkehrs-
sicherheit prüfen lassen können. 
Der Auf- und Ausbau einer fahr-

radfreundlichen Infrastruktur er-
möglicht es uns als Arbeitgeber 
zudem, die Gesundheit unserer 
Mitarbeitenden aktiv zu beför-
dern. Dass uns das ganz gut ge-
lingt, zeigt nun auch die Zertifizie-
rung durch den ADFC“, so Landrat 
Christoph Göbel erfreut.

Von Austauschtreffen ...

In den vergangenen Jahren hat 
das Landratsamt seine Anstren-
gungen beim Thema Fahrrad-
mobilität kontinuierlich inten- 
siviert und zahlreiche Angebo-
te etabliert. Zu den langjährigen 
Teilnahmen am Stadtradeln und 
jährlichen gemeinsamen Rad-
ausflügen in der Freizeit wurde 
ein Netzwerk zum Thema Rad-
verkehr aufgebaut, ein regelmä-
ßiger Austausch mit dem ADFC 
auf Kreisebene etabliert und der 
Fuhrpark des Landratsamts um 
Dienstfahrräder ergänzt. Seit 
diesem Jahr können die Dienst-
fahrräder an Wochenenden und 
Feiertagen auch für private Nut-
zung angemietet werden. Auch 
ein Schwerlastenrad steht den 
Mitarbeitenden für berufliche 
und private Zwecke zur Verfü-
gung. 

... bis Streckenberatung

Aktuell arbeiten die Verant-
wortlichen im Landratsamt unter 
anderem daran, eine individuel-
le Streckenberatung für Mitarbei-
tende zu etablieren und ein Men-
torsystem für betriebliche Mobi-
lität aufzubauen. Die bestehende 
Infrastruktur soll zudem noch im 
Lauf des Jahres modernisiert und 
noch bedarfsgerechter ausgestal-
tet werden.

„Wir freuen uns sehr, dass das 
Landratsamt München als ers-
te Behörde in der Landeshaupt-
stadt den Zertifizierungsprozess 
gewagt und auf Anhieb ein Zerti-
fikat in Silber geschafft hat“, sagt 
Bernadette Felsch, Landesvorsit-
zende des ADFC in Bayern und er-
gänzt: „Die Behörde setzt sich mit 
einer Vielzahl von Maßnahmen 
dafür ein, dass ihre Mitarbeiten-
den gut und gerne mit dem Rad 
zur Arbeit kommen können. Wer-
den die fahrradfreundlichen Akti-
vitäten weiter ausgebaut, z.B. zu-
sätzliche Stellplätze für Spezial- 
und Lastenräder, eine Landkreis 
München Anfahrtsbeschreibung 
auch für Radfahrende oder ver-
besserte Dusch- und Umkleide-
möglichkeiten, steht bei der Re-
zertifizierung in drei Jahren sogar 
eine Auszeichnung in Gold in Aus-
sicht.“� r

Feierliche Einweihung in Plattling:

Neues Forschungszentrum 
Moderne Mobilität

Fortschritt von der Region aus denken: Das ist die Formel, die hin-
ter dem neuen Forschungszentrum „Moderne Mobilität“ steckt, 
dass nun in Plattling seiner Bestimmung übergeben wurde. Da-
mit betreibt die TH Deggendorf laut Wissenschaftsminister Bernd 
Sibler als bayernweit einzige Hochschule insgesamt neun Techno-
logietransferzentren an zehn Standorten.

Mit seiner langen Tradition 
als Eisenbahnerstadt und Ver-
kehrsknotenpunkt eignet sich Sib-
ler zufolge der Standort Plattling 
hervorragend, um an der Mobili-
tät von morgen zu arbeiten. „Un-
sere Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften und Technischen 
Hochschulen sind starke Innova-
tionstreiber. Von hier aus wird Zu-
kunft gestaltet – für die Region, für 
Niederbayern und den Freistaat.“

Das Forschungszentrum „Mo-
derne Mobilität“ (Kostenpunkt 
rund 4,6 Mio. Euro) legt seinen 
Schwerpunkt auf zwei Bereiche: 
Zum ersten zählen die Entwicklung 
von modernen Energiespeicher-
systemen oder etwa von Hybrid-
lösungen für die Deutsche Bahn, 
Leistungselektronik – auch im Um-
feld von Schienenfahrzeugen – so-
wie das Thema autonomes Fahren 
und Fahrerassistenzsysteme. Der 
zweite Schwerpunkt „Robotik“ 
umfasst die Forschungsfelder ro-
boterbasierte Computertomogra-
phie und autonome intelligente 
Roboter. Hier geht es etwa um die 
3D-Digitalisierung großer Objekte 
bis hin zu kompletten Fahrzeugen 
mit Hilfe einer roboterbasierten 
Digitalisierungszelle auf Basis der 
Röntgen-Computertomographie 
sowie um die Entwicklung ler-
nender Roboter, die selbststän-

dig komplexe Aufgaben bewälti-
gen können.

Richtungsweisende Themen

Diese große Investition ist für 
Bürgermeister Hans Schmalhofer 
ein richtiger und wichtiger Schritt 
für die Entwicklung der Stadt. Platt-
ling sei der Jobmotor des Landkrei-
ses und verfüge jetzt über einen 
Ableger der Hochschule. „Auto-
nome intelligente Roboter, Che-
mie und Technologie elektroche-
mischer Energiespeicher, Autono- 
mes Fahren, Fahrerassistenzsys-
teme, roboterbasierte Computer-
tomographie und Leistungselek-
tronik: Das alles sind richtungs-
weisende Forschungsthemen, die 
hier ihre neue Heimat haben“, un-
terstrich der Rathauschef.

Durch diese Megainvestition er-
warte sich die Stadt Plattling, ein 
Magnet für neue und innovative 
Firmen zu sein. So trug beispiels-
weise die Ansiedlung des For-
schungszentrums zur Standortent-
scheidung des internationalen Prü-
fungsunternehmens CSA bei. Sei-
nem Amtsvorgänger Erich Schmid 
dankte Schmalhofer für seine Be-
mühungen um das MoMo. Den 
Ableger der TH nach Plattling zu 
holen, sei eine richtungsweisende 
Entscheidung gewesen.� DK
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Verkehrspolitik: 

VDV-Positionspapier 
zur EU-Strategie

Bis Ende des Jahres 2020 wird die Europäische Kommission eine 
umfassende Strategie für eine nachhaltige und intelligente Mobi-
lität vorlegen, die die Leitlinien der europäischen Verkehrspolitik 
für die nächsten Jahre darlegt. Während das Verkehrsaufkommen 
in der EU immer weiter wächst, erfordert der „Green Deal“ bis 2050 
eine Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor 
um 90 Prozent gegenüber 1990. In einem neuen Positionspapier 
nennt der VDV Möglichkeiten, wie der Europäische Verkehrssektor 
sich weiterentwickeln und fit für die Zukunft werden kann.

Mit Blick auf die Herausforde-
rung Klimaschutz sollte sich die 
Kommission in ihrer Strategie 
laut VDV ausdrücklich zu den um-
weltfreundlichsten Verkehrsträ-
gern bekennen: zum Schienen-
güterverkehr sowie zum öffent-
lichen Personenverkehr mit Bus-
sen und Bahnen als Rückgrat der 
täglichen Mobilität in Europa. Ziel 
muss sein, dass bis 2030 bzw. 2050 
signifikant mehr Verkehr als heu-
te auf den Umweltverbund (ÖPNV, 
Radverkehr und Fußgänger) sowie 
die Bahn entfällt.

„Herausforderungen meistern 
und Chancen nutzen“ laute das 
Motto in der Corona-Krise. Es sei 
von großer Bedeutung, dass die 
kurz- und mittelfristigen Verluste 
der Eisenbahnen und ÖPNV-Un-
ternehmen aufgefangen werden, 
damit diese nachhaltigen Ver-
kehrsträger zukünftig leistungs-
stark bleiben. Denn es dürfe nicht 
außer Acht gelassen werden, dass 
der ÖPNV ausgesprochen mar-
genschwach ist. Die Bundesregie-
rung habe mit ihrem ÖPNV-Ret-
tungsschirm diesbezüglich rasch 
und sinnvoll gehandelt. 

Auch die Europäische Union 
sollte den ÖPNV und Bahnverkehr 
in ihrem Paket für den wirtschaft-
lichen Aufschwung berücksichti-
gen, nicht zuletzt, da Investitio-
nen in den öffentlichen Personen-
verkehr die Wirtschaft ankurbeln. 
Jeder Euro, der für den ÖPNV be-
reitgestellt wird, entfalte einen 
fünffach größeren positiven Ef-
fekt auf die lokale Wirtschaft. 

Stichwort Digitalisierung im 
Verkehrssektor: Bei der Förde-
rung und Beschleunigung durch 
die Europäische Union kann es 
nach Auffassung des VDV nicht 
nur um Industrieförderung ge-
hen, sondern darum, primär sol-
che Projekte zu fördern, die den 
Zielen des „Green Deals“ und der 
Strategie für nachhaltige und in-
telligente Mobilität dienen.

Beim Verkehrsträger Schiene 
könne die umfassende Moderni-
sierung der Leit- und Sicherungs-
technik einschließlich der Um-
stellung auf ETCS (European Trail 
Control System) wesentlich zur 
Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Eisenbahnen bei-
tragen. Sie ermögliche unter an-

derem eine bessere Anschluss-
sicherung, höhere Pünktlichkeit 
und eine optimierte Netzauslas-
tung. Um dies zu beschleunigen, 
sei finanzielle Unterstützung so-
wohl für die Infrastruktur als auch 
für die Ausrüstung der Fahrzeu-
ge nötig. Die flächendeckende ET-
CS-Ausrüstung erfordere zudem 
die Bereitstellung ausreichender 
Datenübertragungskapazitäten. 

Schienengüterverkehr

Die Digitale Automatische Kupp-
lung (DAK) ist aus Sicht des VDV 
der entscheidende Baustein auf 
dem Weg zum automatisierten,  
digitalen Schienengüterverkehr. 
Als Schlüsseltechnologie sollte ihre 
Entwicklung vorangetrieben wer-
den, damit spätestens 2030 Güter-
wagen in ganz Europa automatisch 
kuppeln. Wesentliche Vorausset-
zungen dafür seien die Finanzie-
rung, die Festlegung auf einen 
standardisierten Kupplungstyp, 
sowie ein europäischer Fahrplan 
für die Migration der DAK. 

Der ÖPNV spielt im Rahmen 
der Daseinsvorsorge und auf-
grund seines großen Umweltvor-
teils eine wichtige Rolle in diesem 
System. MaaS (Mobility as a ser-
vice) sollte kein Selbstzweck sein, 
sondern dabei helfen, verkehrs- 
politische Ziele wie z. B. die Ver-
ringerung von Staus und die För-
derung des Umweltverbundes 
(ÖPNV, Radfahren, Fußgänger) 
zu erreichen. Daher müsse der 

ÖPNV-Aufgabenträger eine zen-
trale und leitende Rolle in einem 
MaaS-System einnehmen und da-
rüber wachen, dass das System 
für alle Bürger zugänglich und be-
zahlbar ist, Daten und Dienstleis-
tungen in beide Richtungen und 
zu fairen Konditionen miteinan-
der ausgetauscht und kombiniert 
werden, die einzelnen Betreiber 
ihre Auflagen einhalten und sich 
die verkehrliche Bilanz verbessert.

Gleichermaßen sollten auch  
Zukunftsprojekte wie Vernetzung 
(C-ITS) und das autonome Fahren 
dahingehend entwickelt werden, 
den strategischen Fokus auf die Er-
reichung verkehrspolitischer Zie-
le (Verkehrsverlagerung, -vermei-
dung und -verbesserung) zu legen. 
So zeigten viele Szenarien, dass 
mit Blick auf die Mobilitätsbedürf-
nisse in Städten autonome Fahr-
zeuge den größten Vorteil dann 
entfalten, wenn sie als Flotten 
aus kollektiv genutzten Stadtfahr-
zeugen in Verbindung mit einem  
ausgebauten Hochleistungs-ÖPNV 
zum Einsatz kommen. Ohne ent-
sprechende Lenkungsinstanzen 
hingegen würde der (autonome) 
Pkw-Verkehr zunehmen.

Elektronisches Ticket im Visier

Nutzer des Nah- und Fernver-
kehrs sollten künftig mit einem 
elektronischen Ticket bargeldlos 
europaweit fahren können. Zu-
gleich sei wichtig, dass die Branche 
bei diesem Prozess selbst Gestalter 
und Treiber bleibt. So hätten erste 
Erfahrungen gezeigt, dass es sinn-
voll ist, die Markenidentität jedes 
einzelnen Verkehrsunternehmens 
und -verbundes zu erhalten. Jeder 
Fahrgast sollte also in Zukunft die 
App seines Heimatverkehrsunter-
nehmens bzw. -verbundes nutzen 
können, um durchgängig mit Bus, 
Bahn und ergänzenden Mobilitäts-
angeboten fahren zu können.� DK

Deutscher Mobilitätspreis 2020:

Bayerische Dominanz
Die zehn Sieger des Deutschen Mobilitätspreises 2020 stehen 
fest. Gemäß dem Jahresmotto „Intelligent unterwegs: Gemein-
sam. Vernetzt. Mobil“ beweisen die von der Initiative „Deutsch-
land – Land der Ideen“ und dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (BMVI) ausgezeichneten Projekte, wie 
digitale Vernetzung dabei hilft, Mobilität noch sicherer, effizien-
ter und nachhaltiger zu gestalten. 

309 Unternehmen, Startups, 
Forschungseinrichtungen und 
Vereine haben sich um die Aus-
zeichnung beworben, die in die-
sem Jahr zum fünften Mal ver-
geben wurde. Eine Expertenjury 
aus den Bereichen Wirtschaft, 
Wissenschaft, Gesellschaft und 
Politik wählte die besten Projek-
te, darunter zahlreiche aus Bay-
ern, aus. 

Fahrerlose Fahrzeuge

Über eine Auszeichnung freu-
en darf sich die Fernride GmbH 
aus München mit ihrer Teleope-
rationslösung, die ermöglicht, 
dass fahrerlose Fahrzeuge Rea-
lität werden. Die Valeo Schalter 
und Sensoren GmbH, Driving As-
sistance Research Kronach wie-
derum wird geehrt für eine in-
telligente kontaktlose Ampel-
steuerung, die hilft, Menschen-
ansammlungen im Wartebereich 
von Fußgängerampeln zu ver-
meiden. Die betternotstealmybi-
ke UG, Dachau, ist Preisträger für 
das Projekt „Upride – Fahrradda-
ten für die Planung“: Ein Tracker 
sammelt Radverkehrsdaten zu 
Nutzung und Zustand der Infra- 
struktur sowie Verkehrssicher-
heitsdaten, um Kommunen bei der 
Instandhaltung und zukunftssi-
cheren Planung der Radverkehrs- 
infrastruktur zu unterstützen.

Die Software Virtual City@FMS 
der FMS Future Mobility Solutions 

GmbH, Gaimersheim, ermöglicht 
wiederum die Visualisierung und 
Simulation von Mobilitätskonzep-
ten und verkehrlichen Schwer-
punkten. Das Projekt „Der RXX - 
digital und optimal vernetzt“ der 
Siemens Mobility/Erlangen und 
Dortmund steht schließlich für ei-
ne intelligente Wartung und In-
standhaltung, die die Lebenszyk-
len der Rhein-Ruhr-Expresszüge 
ebenso verbessern wie den Ser-
vice für Fahrgäste. 

Sonderpreis  
Bürgerschaftliches  
Engagemant

Den erstmals in diesem Jahr 
vergebenen Sonderpreis für bür-
gerschaftliches Engagement im 
Mobilitätsbereich erhält das 
Netzwerk Women in Mobili-
ty (WIM). Die Begründung der 
Jury: WIM setzt sich mit heraus-
ragendem Engagement bundes-
weit dafür ein, dass sich Frauen 
in der Mobilitätsbranche auf al-
len Ebenen vernetzen und sicht-
bar werden. WIM möchte Frauen 
aus Unternehmen und Startups, 
Organisationen und Verbänden, 
aus Medien und Politik eine Platt-
form sein –  zum Netzwerken, für 
gemeinsame Projekte, Koopera-
tionen und Austausch. Durch die-
ses Engagement trägt das Netz-
werk nachhaltig zu einer vielseiti-
gen, starken und modernen Mo-
bilitätsbranche bei.� DK

Abschlussbilanz zur Würzburger Verkehrskampagne:

„Sicherheit im Straßenverkehr“
Eine mehrtägige, informierende Verkehrskampagne zur Stärkung 
der Sicherheit im Straßenverkehr fand in Würzburg statt. „In die-
ser Form ist die Kampagne eine Premiere und geht zurück auf ei-
nen Beschluss im Bau- und Ordnungsausschuss“, wie der Sicher-
heitsreferent Wolfgang Kleiner mitteilt.

Ziel der Kampagne war es 
laut Kleiner, dass der städtische 
Kommunale Ordnungsdienst in 
Zusammenarbeit mit der Ver-
kehrswacht und der Polizeiin-
spektion die Verkehrsteilneh-
mer sensibilisieren für mehr ge-
genseitiges Verständnis und 
mehr Rücksichtnahme im Stra-
ßenverkehr, insbesondere für 
mehr Verantwortungsbewusst-
sein gerade für die schwächeren 
Verkehrsteilnehmer. „Daher 
stand insbesondere der Schutz 
von Kindern, Senioren, Radfah-
rern und Menschen mit Behin-
derungen in ihrer Funktion als 
Verkehrsteilnehmer im Vorder-
grund“, so Kleiner.

Schulwegsicherung

Montag bis Freitag wurden 
Flyer zu bestimmten Verkehrs-
situationen verteilt und elektro-
nisch über soziale Medien ver-
öffentlicht. Parallel dazu wur-
den vor Ort Schwerpunktkon-
trollen durchgeführt: Dabei 
stand z.B. das Thema „Schul-
wegsicherung“ im Mittelpunkt. 
Neben täglichen Geschwindig-
keitsmessungen im 30 km/h-Be-
reich vor Schulen wurde gezielt 
an der Josef-Grundschule Grom-
bühl, an der Maria-Ward-Schu-
le, an der Goetheschule und an 
der Mönchbergschule verbots-
widriges Parken auf Gehwegen 
kontrolliert. Erfreulicherweise 
wurde die Präsenz der Parkkon-
trolleure gerade von den Eltern 
des Bring- und Abholverkehrs 
für aufklärende Gespräche zum 
Thema „sicherer  Schulweg“ vor 
Ort genutzt.

Nicht allen war dabei be-
wusst, welches Gefahrenpo-
tential wartende bzw. parken-
de Autos auf dem Schulweg für 
die Schulkinder in sich bergen. 
Letztendlich zeigten nicht nur 

Verwarnungen, sondern insbe-
sondere Aufklärung und Sensi-
bilisierung bereits einen augen-
scheinlichen Erfolg: Wurden zu 
Beginn der Aktionswoche noch 
rund 30 Parkverstöße vor den 
Schulen verwarnt, reduzier-
te sich die Zahl der Verwarnun-
gen am Ende der Aktion deut-
lich. „Ein Erfolg durch die Prä-
senz und Aktklärung“, wie Klei-
ner sagt.

Verkehrs- und 
Gefahrensituationen

Manche mangelnde Sensibili-
tät der Verkehrsteilnehmer trat 
zum Vorschein, wenn sie oh-
ne Berechtigung „nur mal kurz“ 
auf einem freien Behinderten-
parkplatz parkten wollten. Um 
die Mobilität im Straßenver-
kehr gehbehinderter Menschen 
zu verbessern, wurden Parker-
leichterungen geschaffen und 
im Zuge dessen so genannte Be-
hindertenparkplätze eingerich-
tet. „Für Nichtberechtigte sind 
solche Stellplätze aber tabu“, so 
Kleiner. „Da gilt auch nicht die 
leichtfertige Ausrede, dass man 
gleich wieder wegfahre.“ Die-
se Parkverstöße wurden gebüh-
renpflichtig verwarnt und ein 
aufklärender Text an der Wind-
schutzscheibe hinterlassen. Al-
lein an dem Schwerpunkttag zu 
diesem Thema, wurden in der 
Innenstadt zehn Mal Verwar-
nungen zu je 35 Euro ausgespro-
chen.

Ein weiterer Schwerpunkt lag 
im Thema Radverkehr in der 
Fußgängerzone. „Das Radfah-
ren in der Würzburger Fußgän-
gerzone ist ausdrücklich erlaubt 
und erwünscht“, so Kleiner, 
„Allerdings dürfen Radfahrer 
nur Schrittgeschwindigkeit fah-
ren, also nicht schneller als 7 
bis 10 km/h“, erklärt er. Im Rah-

men der zwei Schwerpunkttage  
wurden knapp 400 Radfahrer 
in der Fußgängerzone angehal-
ten. Auch bei diesen Kontrollen 
standen Prävention, Kommuni-
kation und Aufklärung im Vor-
dergrund.

Wenngleich die Rücksicht-
nahme und die Verkehrsdiszi-
plin mancher Radfahrer in der 
Fußgängerzone nicht auf dem 
wünschenswerten Niveau sei-
en, so sind doch Radfahrer ins-
besondere in anderen Situati-
onen dringend schutzwürdig: 
Die Radwege in Würzburg sol-
len sichere Verkehrswege für 
die Fahrradfahrer sein. Parken-
de Fahrzeuge auf Radwegen be-
hindern einerseits die Radfah-
rer und bringen diese anderer-
seits zusätzlich in Gefahr, wenn 
sie auf die Straße plötzlich aus-
weichen müssen. So wurden im 
Rahmen der Verkehrskampagne 
auch schwerpunktmäßig die Rad-
wege und Radschutzstreifen kon-
trolliert. Erfreulicherweise waren 
die festgestellten Parkverstöße 
in der Anzahl eher minimal. Den-
noch bedeutet jedes verbotswid-
rige Parken auf Radwegen und 
Schutzstreifen eine nicht zu un-
terschätzende Gefahr.

Für ein faires Miteinander

Kleiners Fazit: „Die verschie-
denen Verkehrs- und Gefahren-
situationen haben gezeigt, wie 
wichtig Sensibilisierung aller Ver- 
kehrsteilnehmer für rücksichts-
volles Verkehrsverhalten und ge-
genseitigen Respekt ist.“ Die Ak-
tionswoche verdeutliche, dass 
Aufklärungsarbeit wichtig ist und 
auch angenommen wird. „Man-
ches kann noch besser werden“, 
so Kleiner. „Mit der Verkehrswo-
che sei aber durch den Kommu-
nalen Ordnungsdienst, die Po-
lizei und die Verkehrswacht ein 
guter Schritt in Richtung faires 
Miteinander und mehr Rücksicht 
im Straßenverkehr gemacht wor-
den. Daher werden wir diese Ak-
tion für das Frühjahr 2021 wieder 
planen.“� r
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Qualität fordern, Werte schaffen

Abschluss des Nationalen Wasserdialogs:

Empfehlungen für 
Wasserwirtschaft der Zukunft

Das Bundesumweltministerium hat nach zwei Jahren intensiver Be-
ratungen den Nationalen Wasserdialog abgeschlossen, der sich mit 
der Wasserwirtschaft der Zukunft beschäftigt. Ergebnis des Dialogs 
sind umfassende Handlungsempfehlungen zu unterschiedlichen 
Themenfeldern. 

Mehr als 200 Teilnehmen-
de aus Wasserwirtschaft, Land-
wirtschaft, der Forschung, von 
Verbänden, Ländern und Kom-
munen erkundeten, wie Länder 
und Kommunen künftig besser 
mit klimabedingter Wasserknapp-
heit umgehen können und wie 
deutschlandweit der natürliche 
Wasserhaushalt erhalten und ge-
schützt werden kann. Die Emp-
fehlungen werden nun in die na-
tionale Wasserstrategie einflie-
ßen, die Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze im nächsten Som-
mer vorstellen will.

Nach einer Auftaktkonferenz 
vertieften die Teilnehmenden ihre 
Diskussionen in mehreren Einzel-
foren zu „Vernetzten Infrastruk-
turen“, dem „Risikofaktor Stoff- 
einträge“, dem Verhältnis von 
„Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz“, dem Nexus „Gewäs-
serentwicklung und Naturschutz“ 
sowie zu „Wasser- und Gesell-

schaft“. Der Nationale Wasserdi-
alog ist auch ein Beitrag Deutsch-
lands zur Umsetzung der UN-Was-
serdekade (2018-2028).

Für stärkere Wertschätzungl

Eine der Kernbotschaften, die 
nicht nur der Kommunikation der 
Ergebnisse des Nationalen Was-
serdialogs im politischen Raum 
dienen, sondern auch den wei-
teren gegenseitigen Austausch 
fördern soll, lautet: Wasser und 
aquatische Ökosysteme mit all ih-
ren lebensnotwendigen Funktio-
nen und Bedeutungen bedürfen 
einer stärkeren Wertschätzung 
in Politik und Gesellschaft. Die-
se Wertschätzung gesellschaft-
lich zu verankern und damit die 
Wahrnehmung von Verantwor-
tung zu stärken, sei eine wichtige 
Zukunftsaufgabe. Die Schaffung 
stärker vernetzter und intersekto-
raler Governance-Strukturen so-

wie die gezielte Erweiterung des 
Angebots schulischer, betriebli-
cher und akademischer Aus- und 
Fortbildung und eine gezielte 
Kommunikation seien dafür not-
wendig.

Investitionen in die Infrastruk-
tur der Wasserwirtschaft sollen 
deren Resilienz steigern und sie 
klimaneutral machen. Dies erfor-
dert von der Kommune bis zur 
Bundesebene neue strategische 
Ansätze (z.B. Stärkung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit), 
Finanzierungs- und Förderkon-
zepte.

Regionale Konzepte erarbeiten

Drohenden Nutzungskonkurren- 
zen und -konflikten ums Wasser 
müsse angesichts häufiger auftre-
tender Dürreperioden frühzeitig, 
flexibel und unter Beteiligung aller 
Interessengruppen begegnet wer-
den, heißt es weiter. Dafür müss-
ten die zuständigen Behörden re-
gionale Konzepte für Maßnah-
men der Klimaanpassung und für 
die Festlegung von Nutzungspri-
oritäten von Grund- und Oberflä-
chengewässern erarbeiten. Bund  

und Länder werden gebeten, ein 
entsprechendes Rahmenkonzept 
zu entwickeln. 

Beim Umgang mit Flächenkon-
kurrenzen sollte besonderes Au-
genmerk auf folgende Aspekte 
gelegt werden: 1. Um die Ziele der 
EU-WRRL und HWRM-RL zu errei-
chen, sollte zukünftig ausreichend 
Raum für die Auen- und Fließ-
gewässerentwicklung, für Was- 
serschutzgebiete, für Gewäs-
serrandstreifen zum Nähr- und 
Schadstoffrückhalt sowie für die 
Entwicklung von Gewässerent-
wicklungskorridoren zur Verfü- 
gung gestellt werden. 2. Die 
Raum- und Flächenplanung sollte 
in Zukunft stärker und zielgerich-
tet mit wasserwirtschaftlichen 
Planungen verknüpft werden. Sie 
stellt ein geeignetes Instrument 
zum Umgang mit Nutzungskon-
flikten dar.

Effektive und multifunktionale 
Maßnahmen, die dem gewässer-
bezogenen Naturschutz und der 
Gewässerentwicklung sowie Kli-
maanpassung gleichermaßen zu-
gutekommen, sollten bei der Flä-
chenplanung und -verteilung im 
Rahmen der regionalen Raumpla-
nung, der Finanzierung und der 
Umsetzung prioritär betrachtet 
werden. Dabei sind auch die Nut-
zungsansprüche der Landwirt-
schaft in einer Kulturlandschaft zu 
berücksichtigen.

Gewässermonitoring

Ferner wurde vorgeschlagen, 
das Gewässermonitoring der Län-
der und des Bundes mit landwirt-
schaftlichen Daten zu kombinie-
ren, um die Ursachen für Stoff- 
einträge besser zu verstehen und 
daraus zielgerichtete Maßnah-
men ableiten zu können. Um den 
Schutz der Trinkwasserressour-
cen, auch vor dem Hintergrund 
des risikobasierten Ansatzes der 
neuen EU-Trinkwasserrichtlinie zu 
verbessern, sollten diese Daten 
nach Sichtweise einiger Teilneh-
mer auch der Fachöffentlichkeit 
zur Verfügung gestellt werden. 
Verschiedene Teilnehmer äußer-
ten den Wunsch, den begonne-
nen Dialog von Land- und Was- 
serwirtschaft in einem neuen For-
mat fortzusetzen, um auch ne-
ben stofflichen Belastungen wei-
tere Konfliktpunkte, wie Draina-
gen, Erosion, Hochwasserschutz 
und Mehrfachnutzungen von Flä-
chen, zu diskutieren.

Um die Funktionsfähigkeit der 
wasserabhängigen Ökosysteme 
zu erhalten, die Nutzungsansprü-
che an Oberflächengewässer und 
Grundwasserressourcen zu erfül-
len sowie die Resilienz gegenüber 
den klimatischen Änderungen zu 
erhöhen, sei zudem der regiona-
le Wasserhaushalt zu sichern und 
zu erhalten. 

Dialogprozess erforderlich

Handel und Verbraucher sol-
len Mehraufwendungen für um-
weltfreundliche und/oder gewäs-
serschonende landwirtschaftliche  
Produktionsweisen wertschätzen. 
BMU und BMEL werden aufgefor-
dert, zeitnah in einen intensiven 
moderierten Dialog entlang der 
Produktions- und Vermarktungs-
ketten mit relevanten Akteuren 
zu treten. In diesem Dialogpro-
zess sollen Lösungen zur Stärkung 
der Produktion und Vermarktung 
von gewässerschonenden, land-
wirtschaftlichen Produkten erar-
beitet und vereinbart werden. Die 
Ergebnisse sind aktiv an die Ver-
braucher zu kommunizieren. Die-
se müssen informiert werden, 
welchen wichtigen Beitrag nach-
haltiger Konsum zum Klima- und 
Gewässerschutz leistet.

Bund und Länder werden 
schließlich aufgefordert, ein Kon- 
zept zur anwendungsfreundli-
chen Umsetzung des Verursa-
cherprinzips im Wassersektor 
mit dem Ziel zu erarbeiten, Ge-
wässerbelastungen zu vermei-
den oder zu verringern und die 
Verursacher von Umweltbelas-
tungen an den anfallenden „Um-
weltkosten“ zu beteiligen.� DK

Zukunftssicherung für die 
niederbayerischen Thermen

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich stimmt sich  
mit kommunalen Verantwortlichen ab

Der Bezirk Niederbayern ist über Bäderzweckverbände zu 60 Prozent 
an den fünf niederbayerischen Thermen beteiligt und brachte zuletzt 
eine Umlage von fünf Millionen Euro dafür auf. Bezirkstagspräsident 
Dr. Olaf Heinrich ist davon überzeugt, dass es für die geplante zukunfts-
sichernde Neuausrichtung der Bäder sehr wichtig ist, die kommunalen 
Verantwortlichen eng in den Planungsprozess einzubeziehen. 

V. l.: Dr. Benedikt Grünewald, Bürgermeister Bad Abbach, Bezirks-
tagspräsident Dr. Olaf Heinrich, Thomas Memmel, Bürgermeister 
Neustadt a. d. Donau, und Thomas Klaus, Geschäftsleiter der Bä-
derzweckverbände.� Bild: Bezirk Niederbayern/Bäter

Aus diesem Grund führte Hein-
rich bereits im August Gespräche 
mit den Bürgermeistern von Bad 
Griesbach und Bad Birnbach und 
den Werkleitern der dort ansäs-
sigen Bäder. Nun tauschte er sich 
mit Dr. Benedikt Grünewald, Bür-
germeister von Bad Abbach, und 
Thomas Memmel, Bürgermeis-
ter von Neustadt a. d. Donau, 
über die nächsten Schritte aus, 
die unter anderem auf die Kai-
ser-Therme und die Limes-Ther-
me wirken werden.

Fortbestand sichern

„Die Bäder sind sehr wertvoll 
für Niederbayern, daher wollen 
wir ihren langfristigen Fortbe-
stand mit einem zukunftsfähigen 
Konzept sichern“, so Heinrich. Ei-
ne Strategie für die Neuausrich-
tung könne nur dann aufgehen, 
wenn an vielen kleinen Stell-
schrauben gedreht werde. Vor al-
lem sei der Konsens zu den erfor-
derlichen Maßnahmen zwischen 
allen Beteiligten und ein stetiger 
Abstimmungsprozess nötig, um 
den maximalen Gestaltungsspiel-
raum zu gewinnen. 

Thomas Memmel: „Die Coro-
na-bedingten Beschränkungen  
haben uns einen realen Eindruck 
davon vermittelt, wie sehr die 
Städte und Gemeinden in der Re-
gion unter der Schließung eines 
Bades oder gar mehrerer Bäder 
leiden würden. Gemeinsam an ei-
nem Strang zu ziehen, ist die logi-
sche Konsequenz“. „Neben der Si-
cherung von Arbeitsplätzen geht 
es auch um den Erhalt der tou-
ristischen Attraktivität aller be-
troffenen Gemeinden“, ergänzt 
Benedikt Grünewald. „Ohne die 
Thermalbäder wäre auch das 

‚Bayrische Golf- und Thermen-
land‘ in seiner jetzigen Form ob-
solet.“

Für einen dauerhaften Er-
folg müsse ein übergreifendes 
Konzept auf die jeweiligen Stär-
ken eines jeden einzelnen Hau-
ses eingehen, so Heinrich weiter. 
Durch eine laufende gegenseiti-
ge Abstimmung könnten die Bä-
der ihre Vorzüge besser nutzen 
und neue Zielgruppen gewinnen, 
ohne untereinander zu konkur-
rieren. Zusätzlich zu den bereits 
vorhandenen Angeboten sollten 
solche geschaffen werden, die 
zumindest auf regionaler Ebene 
ein Alleinstellungsmerkmal dar-
stellen. „Welche Angebote das 
sein können, eruieren wir derzeit 
mit verschiedenen potentiellen 
Partnern wie beispielsweise der 
AOK, der Deutschen Rentenver-
sicherung und der Technischen 
Hochschule Deggendorf sowie 
demnächst auch mit Hilfe eines 
Fachbüros“, so Heinrich.

Strukturen optimieren

Neben der Neuausrichtung 
nach außen gelte es aber auch, 
die internen Strukturen zu opti-
mieren wie etwa im Personalbe-
reich. So hätten die Bäder meist 
keine personellen Kapazitäten 
für qualifizierte Vertretungen 
in Urlaubszeiten oder im Krank-
heitsfall. Die Schaffung von ther-
menübergreifenden Abteilun-
gen könne Abhilfe schaffen und 
für mehr Raum zur Weiterquali-
fizierung des Personals sorgen. 
Dies führe nicht nur zu effekti-
veren, konsistenteren Abläufen, 
sondern käme auch den Mitar-
beitern durch verbesserte beruf-
liche Perspektiven zugute.� r

Verbundprojekt 
„NOWATER“ gestartet

Einrichtungen des Gesundheitswesens, insbesondere Krankenhäuser, 
sind für die Gesellschaft eine unverzichtbare Kritische Infrastruktur. 
Ein funktionierender Betrieb ist für die Krisenbewältigung maßgeb-
lich. Während das Szenario eines Stromausfalls in der Notfallplanung 
von Krankenhäusern fest verankert ist, wurde die Aufrechterhaltung 
der Wasserversorgung und -entsorgung bisher kaum betrachtetet. Sie 
ist Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit eines Krankenhauses und 
damit für die Sicherheit der Patienten.

Die Universität der Bundeswehr 
München ist im Verbundprojekt 
„NOWATER“ Teil eines interdiszi-
plinären Forschungsteams, das im 
Austausch mit Akteuren des Ge-
sundheitswesens, des Bevölke-
rungsschutzes und der Siedlungs-
wasserwirtschaft technische und 
organisatorische Lösungsstrate-
gien für das Risikomanagement 
von Krankenhäusern und weite-
ren Einrichtungen des Gesund-
heitswesens erarbeitet. Diese Lö-
sungen werden übertragbar und 
skalierbar gestaltet, um eine brei-
te Anwendung sicherzustellen.

Das dreijährige Forschungsvor-
haben läuft seit Mai 2020 und 
wird vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung im Pro-
gramm „Forschung für die zivile 
Sicherheit“ mit 2,37 Mio. Euro ge-
fördert.

Am Projekt NOWATER (Notfall-
vorsorgeplanung der Wasserver- 
und -entsorgung von Einrichtun-

gen des Gesundheitswesens – or-
ganisatorische und Technische Lö-
sungsstrategien zur Erhöhung der 
Resilienz) sind neben der Uni ver-
sität der Bundeswehr München 
als Projektkoordinator die Tech-
nische Hochschule Köln, das In-
stitut für Umwelt und menschli-
che Sicherheit der Universität der 
Vereinten Nationen, das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe, die Agaplesion 
Frankfurter Diakonie Kliniken gG-
mbH, Strecker Wassertechnik Gm-
bH und teckons GmbH & Co.KG 
beteiligt. Zusätzlich unterstützt 
wird es von sieben assoziierten 
Partnern, vor allem aus dem Ge-
sundheitssektor und kommuna-
len Unternehmen im Bereich der 
Wasserver- und -entsorgung.

Im Rahmen des Projektes wird 
ein praxisnaher Leitfaden für die 
Betreiber von Kritischen Infra-
strukturen im Gesundheitswesen 
erarbeitet. Dieser Leitfaden um-

fasst den gesamten Bereich des 
Risiko- und Krisenmanagements 
zur Sicherstellung der Wasserver- 
und -entsorgung: Angefangen 
mit praxistauglichen Methoden 
der Kritikalitäts-, Vulnerabilitäts- 
und Risikoanalyse, über die Not-
fallvorsorgeplanung bis hin zur 
Erstellung entsprechender Ein-
satzpläne im Rahmen der Kran-
kenhausalarmplanung. Somit soll 
dieser Leitfaden sowohl die Kran-
kenhäuser als auch die zustän-
digen Behörden und Betreiber 
Kritischer Infrastrukturen darin  
unterstützen, eine bestmögliche 
Vorbereitung auf solche außerge-
wöhnlichen Schadenslagen zu er-
reichen.

Als weiteres Hauptziel des Pro-
jekts soll ein Demonstrator zur 
Aufrechterhaltung der Wasser-
versorgung gebaut und getestet 
werden. Dieser soll eine Möglich-
keit zur Aufbereitung und Einspei-
sung von Ersatz- bzw. Notwas-
ser für den Fall darstellen, dass 
eine leitungsgebundene Versor-
gung zeitweise nicht zur Verfü-
gung steht. Insbesondere soll der 
Demonstrator modular konzipiert 
werden und eine kurzfristige In-
betriebnahme ohne Unterstüt-
zung von Hilfsorganisationen oder 
Einsatzkräften möglich sein.� r

Gewässerkompetenzzentrum 
in Landau a. d. Isar eröffnet

„Damit unsere bayerischen Gewässer noch besser geschützt wer-
den, müssen wir immer mehr Menschen für diese wichtige Aufga-
be zu sensibilisieren. Und je mehr sie über die Gewässer wissen, 
umso engagierter sind sie beim Gewässerschutz“, erklärte Land-
wirtschaftsministerin Michaela Kaniber bei der Eröffnung des Ge-
wässerkompetenzzentrums in Landau an der Isar. 

Die Einrichtung sei „ein echtes 
Leuchtturmprojekt für die Angelfi-
scherei und den Gewässerschutz“, 
so die Ministerin. Das Gebäu-
de bietet nicht nur den 830 Mit-
gliedern des Kreisfischereivereins 
Landau, sondern auch der inter-
essierten Öffentlichkeit Raum für 
Lehrveranstaltungen, Fortbildun-
gen und gewässerkundliche Un-
tersuchungen. Die Schulungsräu-
me, die Lehrküche und der 500 
Quadratmeter große Lehrteich 
stehen allen offen.

Die Umsetzung des Gewässer-
kompetenzzentrum wurde durch 
das EU-Förderprogramm zur Stär-
kung ländlicher Räume „LEADER“ 

mit 200.000 Euro unterstützt. Die 
Sanitäranlagen sowie die behin-
dertengerechten Angelplätze an 
den Vereinsgewässern wurden 
mit rund 12.000 Euro aus der Fi-
schereiabgabe gefördert.

„Das Kompetenzzentrum ist ein  
Paradebeispiel für Vernetzung 
und Nachhaltigkeit. Mit dem Pro-
gramm LEADER haben wir ein wir-
kungsvolles Instrument, um nach-
haltige, eigenverantwortliche Ent-
wicklung in ländlichen Regionen 
zu unterstützen. Es ist ein wich-
tiger Baustein in unserer Strate-
gie für starke ländliche Räume“, 
machte Kaniber in ihrer Festre-
de deutlich.� r



WA S S E R  ·  A B WA S S E R 17GZ 22. Oktober 2020

Feldbach 25
D-86647 Buttenwiesen

Telefon  +49(0)8274 1001
Fax        +49(0)8274 1004

info@jumbo-group.de 
www.jumbo-group.de

trocknen, pelletieren und pyrolysieren
ein energetisches perpetuum mobile

Dezentrale Lösung für Klärschlamm

Finale Aufbereitung bei hoher Wirtschaftlichkeit
für kleine, mittlere und große Kläranlagen

Kontaktieren Sie uns!

Feldbach 25
D-86647 Buttenwiesen

Telefon  +49(0)8274 1001
Fax        +49(0)8274 1004

info@jumbo-group.de 
www.jumbo-group.de

Dezentrale Lösung für Klärschlamm

Trocknen, pelletieren und pyrolysieren: 
ein energetisches Perpetuum mobile

Finale Aufbereitung bei hoher Wirtschaftlichkeit 
für kleine, mittlere und große Kläranlagen

Kontaktieren Sie uns!

Leuchtturmprojekt des  
Zweckverbands Frohnbach
Klärschlamm Trocknungs-, Pelletierungs- und Pyrolyseanlage in Niederfrohna

Mut und Innovationskraft haben sich gelohnt: Der Zweckverband 
Frohnbach in Sachsen hat auf dem Gelände des zentralen Klärwerks 
in Niederfrohna eine Anlage zur Klärschlammverwertung durch Trock-
nung, Pelletierung und anschließender Pyrolyse gebaut, die mit gro-
ßem Erfolg seit Januar 2020 in Betrieb ist. Das Pilotprojekt unter maß-
geblicher Beteiligung der Jumbo Group ist ebenso einzigartig wie 
zukunftsweisend, da es das Klärschlammproblem regional final zu lö-
sen vermag. Gefördert wurde es vom Freistaat Sachsen mit Mitteln der 
Europäischen Union aus dem Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE).

In den vergangenen Jahrzehn-
ten bereits hatte sich der Zweck-
verband intensiv mit der ständi-
gen technischen Vervollkomm-

nung der Kläranlage in Nieder-
frohna befasst und den Betrieb 
an die Herausforderungen der 
Zukunft angepasst. Da jedoch die 

Kosten für die Klärschlammbesei-
tigung nach wie vor steigen, die 
gesetzlich bestimmte Entsorgung 
nicht mehr gesichert ist und die 
Abhängigkeit von Entsorgungs-
unternehmen wächst, galt es, ei-
ne Lösung herbeizuführen. 

Keine teure Entsorgung 
des Klärschlamms

Nach Darstellung von Dr.  
Steffen Heinrich, Geschäftsleiter 
Zweckverband Frohnbach, „zeigt 
die neue Anlage, dass wir mit 
dem Verfahren der Klärschlamm-
veredlung in der Lage sind, um-
weltfreundlichen Phosphordün-
ger, der äußerst schadstoffarm 
und keimfrei ist und darüber hin- 
aus praktisch keine organischen 
und sonstigen Fremdstoffe ent-
hält, herzustellen“. Damit muss 
der Klärschlamm nicht teuer 
entsorgt werden. Darüber hin-
aus wird durch dieses energie-
effiziente Verfahren Primärener-
gie eingespart und mit der Py-
rolyse Kohlenstoff gespeichert. 
Dadurch entsteht ein CO2-posi-
tiver Prozess. Durch die Pyroly-
se wird in der Kläranlage Nie-
derfrohna die Menge an Klär-
schlamm von etwa 1.450 Ton-
nen im Jahr um etwa 90 Prozent 
auf unter 170 Tonnen reduziert 
und vormals Klärschlamm in ein 
Korbonisat (Black Carbon) um-
gewandelt. 

Und so funktioniert’s: Auf dem 
Gelände der Kläranlage wird der 
dort anfallende Klärschlamm mit 
dem Abgas der Mikrogasturbi-

V.l.: Regierungspräsident Dr. Eugen Ehmann, Schulleiter Ingolf John, 
Landrat Thomas Ebert, Oberbürgermeister Christian Schuchardt und 
Altlandrat Eberhart Nuß mit der ersten Abrechnung.� Bild: Christian Weiß

Nordbad mit Sprung 
ins kühle Naß eröffnet

Es ist ein eindrucksvolles Beispiel der Zusammenarbeit zwi-
schen Stadt und Landkreis Würzburg: Das Nordbad an der Wolffs-
keel-Schule im Würzburger Stadtteil Lindleinsmühle. Das neue 
Schul- und Vereinshallenbad wurde eröffnet.

„Es ist etwas ganz Besonderes, 
was hier entstanden ist“, beton-
te OB Christian Schuchardt. Denn 
nachdem das alte Schulschwimm-
bad in der Lindleinsmühle in die 
Jahre gekommen war, planten 
Stadt und Landkreis ein gemein-
sames Bad für Schule und Ver-
eine im Würzburger Norden. Im 
Vordergrund stand dabei das  
Thema, Kindern und Jugendlichen 
das Schwimmen beizubringen. 
Denn rund ein Drittel der Kinder 
in Würzburg und Umgebung kann 
nicht Schwimmen. 

Ein Herzensanliegen

„Es war mir daher eine Her-
zensangelegenheit, dieses Pro-
jekt des Hallenschwimmbades zu 
unterstützen“, sagte Schuchardt. 
Ein Glücksfall sei dabei auch 
Alt-Landrat Eberhart Nuß gewe-
sen, der sich dem gleichen Ziel 
verschrieben und finanzielle Mit-
tel bereitgestellt habe. „Es war 
nicht immer ein Einfaches, aber 
immer ein einvernehmliches Vor-
gehen“, unterstrich Schuchardt 
die Zusammenarbeit zwischen 
Stadt und Landkreis.

Nach langen Planungsarbeiten 
wurde am 2. Mai 2019 der Bau mit 
dem ersten Spatenstich begon-
nen. Dr. Jochen Fritz vom gleich-
namigen Planungsbüro erläu-
terte Details zum Neubau. Beim 
Bad werde nahezu ein Passiv- 
haus-Standard verwirklicht. Wei-
tere Herausforderungen lagen für 
die Kranarbeiten in der Stromtras-
se, die über dem Grundstück ver-
läuft, sowie im Untergrund, der 
durch fast 200 Betonstopfsäulen 
gesichert wird. Das Bad hat mo-
dernste Technik im Inneren.

Die Gesamtkosten liegen der-
zeit bei voraussichtlich 8,5 Milli-
onen Euro, von denen Stadt und 
Landkreis jeweils 2,8 Millionen 
Euro tragen werden. Weitere 2,5 
Millionen Euro steuert der Frei-

staat Bayern aus dem FAG-Pro-
gramm bei. Davon seien allein ges-
tern 400.000 Euro als eine erste 
Auszahlung zur Finanzierung des 
Bades angewiesen worden, er-
klärte der unterfränkische Regie-
rungspräsident Dr. Eugen Ehmann.

„Die Eröffnung des Wolffs-
keel-Bades ist ein gelungenes 
Beispiel, wie Stadt und Landkreis 
gemeinsam wichtige Projekte ver-
wirklichen können. Das Bad er-
gänzt die Bäderlandschaft in un-
serer Region bestens und verfolgt 
als Schul- und Vereinsschwimm-
bad wichtige Ziele: Die Schwimm-
fähigkeit unserer Kinder und Ju-
gendlichen zu verbessern so-
wie den Vereinen Raum für ihren 
Sport anzubieten, der dem Wett-
kampf und der Gesunderhaltung 
der Mitglieder dient“, betonte 
Landrat Thomas Eberth.

Schwimmfähigkeit verbessern

Die Freude über diesen Tag ist 
ihm anzusehen: „Mir war es nicht 
nur als Landrat wichtig, sondern 
vor allem auch als Vater, dass Kin-
der schwimmen lernen“, sagt der 
ehemalige Landrat Eberhart Nuß 
bei der Eröffnung. Deshalb un-
terstütze er die Schwimminitiati-
ve „Tauch nicht ab! Lern‘ Schwim-
men“ und als er die Möglichkeit 
sah auch den Bau des Nordbades. 

Eine MHKW-Sonderausschüt-
tung als Deckungsvorschlag aus 
dem Landkreis brachte die Finan-
zierung maßgeblich voran. Und: In 
Vorfreude auf die Eröffnung des 
gemeinsamen Schwimmbades hat- 
te sich Nuß bei einem Auslandsur-
laub eine Badehose gekauft. Diese 
wurde, nachdem das Bad an Schul-
leiter Ingolf John übergeben war, 
direkt ausprobiert. Denn statt ein 
Band durchzuschneiden sprangen 
Schuchardt, Nuß und Ebert vom 
Beckenrand als erste Schwimmer 
des Stadt- und Landkreis-Bads ins 
Wasser.� r

ne (Faulturm) im Speed Rotati-
onstrockner zuerst getrocknet. 
Binnen weniger Minuten stellt 
der Trockner die für eine höchst-
mögliche Effizienz notwendi-
gen physikalischen Idealbedin-
gungen her. Schnell rotierende 
Wurfschaufeln halten den Klär-
schlamm ständig in einer Mate-
rialwolke in der Trocknungskam-
mer. Die hohe Thermokinetik 
führt zu einer Turbotrocknung. 
Der Klärschlamm wird von vor-
mals 80 % Feuchtigkeit auf eine 
Restfeuchte von 10 % getrocknet 
und im Anschluss pelletiert. 

Die thermische Behandlung er-
folgt dann bei einer Temperatur 
von ca. 600 °C. Auf diesem Wege 
wird ein mineralisiertes schwar-
zes Karbonisat gewonnen. Es ist 
sehr reich an Phosphat, das noch 
dazu überwiegend in gut pflan-
zenverfügbarer Form vorliegt. 

Bei der Entwicklung des Pro-
jekts wurde darauf Wert gelegt, 
alle vorhandenen Energieträger 
wie Klärgas, Elektroenergie und 
die Abwärme des Blockheizkraft-
werks einzubinden, um eine mög-
lichst gute Energie- und CO2-Bi-
lanz zu erreichen. Kernstück des 
Neubaus bilden die Trocknungs- 
sowie die Pyrolyseeinheit, die in 
das bestehende Kläranlagenareal 
integriert werden.

Besuch des 
Ministerpräsidenten 

Davon konnte sich Sachsens Mi-
nisterpräsident Michael Kretsch-
mer überzeugen, als er kürzlich 
die zentrale Kläranlage in Nieder-
frohna mit einer Reinigungskapa-
zität für 40.000 Einwohnerwer-
te besuchte. Vor der laufenden 
Anlage erklärte Geschäftsleiter 
Heinrich u.a. die Technologie der 
Trocknung und Konditionierung 
des anfallenden Schlammes un-
ter Nutzung der auf dem Klärwerk 
gewonnenen Energie (Klärgasver-
stromung, Solarenergie und Was-
serkraft) in einem mehrstufigen 
Prozess. Hervorgehoben wurden 
zudem die Vorzüge des Granu-
lats für landwirtschaftliche Nutz-
flächen als Strukturgeber und Hu-
musaufbausubstanz für Böden. 
Laut Heinrich besteht dafür an-
gesichts des Klimawandels großer 
Bedarf.

PS: Zwei weitere Projekte die-
ser Art befinden sich auch in Bay-
ern in der Umsetzung. Auf der 
Anlage in Bissingen, über die die 
GZ bereits mehrfach berichtet 
hat, wird das erste Projekt im De-
zember dieses Jahres in Betrieb 
gehen, das zweite in Hamlar bei 
Donauwörth im ersten Halbjahr 
2021. Die Besonderheit liegt da-
rin, dass die Trocknung mit dem 
Pyrolyseabgas betrieben wird 
und damit ein energetisches Per-
petuum mobile entsteht. Das be-
deutet, der Klärschlamm wird 
getrocknet, pelletiert und kar-
bonisiert. Für den gesamten Pro-
zess muss also keine Fremdener-
gie eingesetzt werden.� DK

Geschäftsleiter Steffen Heinrich (l.) erklärte Sachsens Ministerprä-
sident Michael Kretschmer die Anlagentechnologie. Bild: ZV Frohnbach 

Umweltminister Glauber:

Kernstücke des  
Hochwasserschutzes

Eine sichere Trinkwasserversorgung und Schutz vor Hochwasser 
haben in Bayern höchste Priorität. Der neue Trinkwasserbrunnen 
Götting ist ein wichtiger Teil des Hochwasserschutzprojekts an der 
Mangfall. Das betonte Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber 
bei der Einweihung des Trinkwasserbrunnens in Bruckmühl.

Nach Glaubers Worten „ent-
steht an der Mangfall ein Mus-
terprojekt. Eine zukunftssichere 
Versorgung der Menschen mit 
hochwertigem Trinkwasser und 
wirkungsvoller Schutz vor Hoch-
wasser gehen hier Hand in Hand. 
Wer das Hochwasser 2013 mit-
erlebt hat, weiß um die Bedeu-
tung des Hochwasserschutzes 
für die Bewohner im Mangfall- 
tal. Mit dem neuen Trinkwasser-
brunnen Götting sind wir einen 
deutlichen Schritt vorangekom-
men: Die Wasserversorgung 
in Bruckmühl ist auf lange Zeit 
gesichert. Das war Vorausset-
zung für den Bau des Hochwas-
serrückhaltebeckens Feldolling, 
dem Kernstück des Hochwasser-
schutzes an der Mangfall. Dieser 
Weg hin zu mehr Sicherheit und 
Lebensqualität ist jetzt frei.“ 

Mit einem Volumen von 75 
Millionen Euro ist das Projekt 
das größte Hochwasserschutz-
vorhaben in Oberbayern. Der 
Freistaat und der Bund finan-
zieren das Projekt gemeinsam. 
Im Bedarfsfall können durch die 
Schutzmaßnahme insgesamt gut 
6,6 Millionen Kubikmeter Was-
ser gespeichert werden. Nahezu 
abgeschlossen ist bereits die Er-
tüchtigung der Deiche.

Mit der Errichtung des Brun-
nens Götting und den dazuge-
hörigen Anlagen kann der Markt 
Bruckmühl nun auch während 
der Bauphase und später wäh-
rend des Betriebs des Rückhal-
tebeckens zuverlässig mit ein-
wandfreiem Trinkwasser ver-
sorgt werden. Bisher hat Bruck-
mühl die Brunnen „Vagen“ als 
Hauptbrunnen genutzt. Glau-
ber: „Unser Ziel ist, dass mög-
lichst jede öffentliche Wasser-
versorgung zur Erhöhung der 
Sicherheit über zwei Standbei-
ne verfügt – seien es eigene Ge-
winnungsgebiete oder Verbund-
leitungen zu Nachbarn.“

Der Hochwasserschutz in Bay-
ern soll auch in Zukunft kraft-
voll ausgebaut werden: Ins-
gesamt zwei Milliarden Euro 

sollen im Rahmen des Baye-
rischen Gewässer-Aktionspro-
gramms 2030 bis Ende 2030 
investiert werden. Weitere 
150.000 Menschen sollen da-
mit in Bayern gezielt vor einem 
Jahrhunderthochwasser ge-
schützt werden.

Neues Rückhaltebecken 
in Merching 
als vorbildliches Projekt

Ebenfalls eingeweiht wurde 
das Rückhaltebecken an der Stei-
nach, einem Zufluss der Paar. 
Damit ist das zweite Kernstück 
des Hochwasserschutzes im 
Paartal fertiggestellt. Das neue 
Hochwasserrückhaltebecken in 
Merching stärkt die Sicherheit 
der Menschen in den Gemein-
den Kissing und Mering sowie in 
der Stadt Friedberg erheblich. 

Glauber zufolge ist der Hoch-
wasserschutz an der oberen 
Paar einen großen Schritt vor-
angekommen. „Das Pfingsthoch-
wasser 1999 hatte auch an der 
Paar sehr große Schäden ver-
ursacht. Diese Gefahr ist jetzt 
weitgehend gebannt. Die Pla-
nung der Becken ‚Putzmühle‘ 
und jetzt ‚Merching‘ wurde mit 
allen Beteiligten erarbeitet und 
vorbildlich umgesetzt. Der Bau 
des Hochwasserrückhaltebe- 
ckens bei Merching zeigt zu-
dem ein hohes Maß an Solida-
rität zwischen Ober- und Unter-
liegergemeinden. Das ist eine 
starke Leistung, für die der Ge-
meinde Merching großer Dank 
gebührt.“ 

Das Hochwasserrückhaltebe- 
cken Merching ist nach der 
Fertigstellung von ‚Putzmüh-
le‘ im Jahr 2007 der zwei-
te Baustein des Konzepts für 
die Paar. Beide Becken liegen 
fast vollständig auf Merchin-
ger Gemeindegebiet, wobei 
das neue Becken überwie-
gend dem Schutz der Nach-
bargemeinden Kissing, Me- 
ring und der Stadt Fried- 
berg dient. Mehr als 2 Millio-

nen Kubikmeter Wasser können 
die beiden Becken aufnehmen. 
Damit setzen sie auch den not-
wendigen Rückhalt im Einzugs-
gebiet der Donau-Zuflüsse um.

Der Damm des neuen Beckens 
hat eine Länge von 720 Metern, 
eine Höhe von maximal 5,25 
Metern und ein Baukörpervolu-
men von 55.000 Kubikmetern. 
Begleitend zum Bau des Be-
ckens wurden die Steinach, der 
Finsterbach und die umliegen-
den Flächen als Ausgleichsmaß-
nahme ökologisch aufgewer-
tet: So wurde die Durchgängig-
keit an Querbauwerken herge-
stellt, ein mäandrierender Lauf 
der Steinach angelegt, und land-
wirtschaftliche Flächen wurden 
in extensives Grünland umge-
wandelt. Zusätzlich wurden die 
Steinach und der Finsterbach 
unter anderem durch Uferabfla-
chungen renaturiert.

Innerörtliche 
Ausbaumaßnahmen

Der Hochwasserschutz an der 
Paar umfasst eine Kombination 
mehrerer Projekte. Neben den 
Rückhaltebecken sollen auch 
innerörtliche Ausbaumaßnah-
men in Mering und Kissing den 
Schutz vor Hochwasser reduzie-
ren. Die Kosten für das Rückhal-
tebecken „Merching“ liegen ins-
gesamt bei 7,6 Millionen Euro, 
von denen der Freistaat knapp 
zwei Drittel übernimmt.

Das Hochwasserschutzkon-
zept Paar ist Teil des in diesem 
Jahr auslaufenden Aktionspro-
gramms 2020plus. Die Bayeri-
sche Staatsregierung hat mit 
dem Bayerischen Gewässer- 
Aktionsprogramm 2030 (BAP 
2030) eine neue gesamtbaye-
rische Offensive für den Hoch-
wasserschutz, die Gewässeröko- 
logie und die Sozialfunktion der 
Gewässer aufgelegt. Bis Ende 
2030 sollen insgesamt zwei Mil-
liarden Euro in den Hochwasser-
schutz investiert werden. Wei-
tere 150.000 Menschen sollen 
damit in Bayern gezielt vor ei-
nem Jahrhunderthochwasser ge- 
schützt werden.� r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten 
Sie?
Den Bezirksverband Ober-
franken beim Bayerischen 
Landkreistag; Oberfrankens 
Landkreise mit 826.318 Ein-
wohnern (31.1.2019)
Wann haben Sie Ihr Amt 
angetreten? 
01.05.2020.
Was war Ihr persönlicher 
Anreiz in die Kommunalpoli-
tik zu gehen?
In den Jahren 1998 bis 2011 
durfte ich den Landkreis Lich-
tenfels als Abgeordneter im 
Bayerischen Landtag vertre-
ten. Bereits in meiner Jugend 

gerinnen und Bürger. Manche Anträge und An-
fragen muss ich schon aus rechtlicher Sicht ab-
lehnen. Mir ist es allerdings wichtig, dem Bür-
ger dies verständlich mitzuteilen und ggf. einen 
Lösungsweg aufzuzeigen, wie eine Genehmi-
gung vielleicht doch noch möglich ist. 
Selbstverständlich ist mir auch der Austausch 
mit meinen Führungskräften aber auch der 
Sachbearbeiter in meinem Haus sehr wichtig 
und unerlässlich, um zu einer ausgewogenen 
Entscheidung zu gelangen. 
Die Landkreise haben über 500 Pflichtaufga-
ben zu erfüllen. Das Spektrum ist daher sehr 
breit. Auf Bezirksverbandsebene mit meinen 
Landratskollegen ist mir der offene Austausch 
genauso wichtig. Diesen pflegen wir im Üb-
rigen auch mit den vier Oberbürgermeistern 
der Kreisfreien Städte in Oberfranken, der Re-
gierungspräsidentin von Oberfranken Heid-
run Piwernetz und der Verbandsspitze in Mün-
chen mit Präsident Christian Bernreiter und Dr.  
Johann Keller.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?
Die Digitalisierung, insbesondere auch die  
Sozialen Medien, haben einen nicht unerhebli-
chen Einfluss auf die Kommunalpolitik. Die Digi-
talisierung hat aber auch ihre Grenzen.
Es ist immens wichtig, dass man sich auch  
Face-to-face austauscht und miteinander 
spricht und nicht nur übereinander schreibt und 
liest. Kern der Kommunalpolitik ist doch die Dis-
kussion in Gremien und der Austausch mit den 
Bürgerinnen und Bürgern. 
Manches ist hier sicherlich digital möglich, den-
noch schätze ich das persönliche Gespräch – 
gerne auch als Streitgespräch – sehr, denn so 
entsteht eine gute Kommunikationskultur im-
mer auf Augenhöhe, freundlich und sachlich, 
aber hart in den Sachthemen mit guten Argu-
menten. Diese „Kultur“ ist im Digitalen nicht 
immer sehr ausgeprägt.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?
Was auch immer Du tust, tue es klug und  
bedenke das Ende.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?
Als Landrat, der für alle ein offenes Ohr hat.�r

Wie haben Sie sich vorbereitet? 
In enger Abstimmung mit den anderen acht 
oberfränkischen Landräten wurde das Team 
im Bezirksverband für die nächsten Jahre für 
Oberfranken gewählt. Ich bin sehr dankbar, 
dass ich dieses Amt ausführen darf, da wir viele 
Themen nur gemeinsam lösen können.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt 
die Herausforderungen? 
Die Wahl beim Bayerischen Landkreistag fand 
bereits unter „Corona-Bedingungen“ statt. 
Selbstverständlich beschäftigt die Pandemie 
gerade die Landkreise und „ihre“ Gesund-
heitsämter. Seither und auch aktuell liegt der 
Schwerpunkt natürlich bei diesem Thema.
Welche Themen beschäftigen Sie
momentan? 
Was thematisch die Krise begleitet, sind die 
Auswirklungen auf die Wirtschaft und die kom-
munalen Haushalte.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 
Neben der Digitalisierung insbesondere in 
Schulen, werden die Themen ÖPNV, Förde-
rungen für den Ländlichen Raum, Tourismus 
und seine Infrastruktur, Breitbandausbau aber 
auch die medizinische Grundversorgung die 
Schwerpunkte meiner Arbeit auf Bezirksver-
bandsebene sein.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?
Man braucht einen langen Atem und man 
muss auch kritikfähig sein. Wichtig ist immer, 

Christian Meißner
Bezirksverbandsvorsitzender des  

Bayerischen Landkreistags Oberfranken 
Landrat im Landkreis Lichtenfels

die Bodenhaftung nicht zu 
verlieren und für alle ein 
offenes Ohr zu haben. An-
regungen, Beschwerden 
oder auch Ängste muss 
man von den Bürgern erst 
nehmen – egal welcher 
politischen Couleur sie an-
gehören.
Wie beziehen Sie Kolle-
ginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Ihre Ar-
beit und in Ihre Entschei-
dungsfindung ein?
Bei meiner Arbeit als 
Landrat bin ich gerne An-
sprechpartner für die Bür-

war ich kommunalpolitisch sehr aktiv. Nach 
dem altersbedingten Ausscheiden von Landrat 
Reinhard Leutner habe ich mich um das Amt 
als Landrat beworben. Seit 15.12.2011 darf ich 
Landrat des Landkreises Lichtenfels sein.

Bundeswettbewerb  
zur kommunalen Suchtprävention

Landkreis Schweinfurt mit vorbildlicher Strategie 
Im Rahmen des 8. Bundeswettbewerbs „Vorbildliche Strategien zur 
kommunalen Suchtprävention“ wurden elf Städte, Gemeinden und 
Landkreise für ihre Aktivitäten zur wirkungsvollen Suchtprävention 
gewürdigt. Als einziger bayerischer Vertreter stand dabei der Land-
kreis Schweinfurt auf der Liste der Preisträger. 

Insgesamt wurden 51 Beiträ-
ge bei dem vom Deutschen In-
stitut für Urbanistik (Difu) in-
haltlich und organisatorisch be-
treuten und von den kommuna-
len Spitzenverbänden und dem 
GKV-Spitzenverband unterstütz-
ten Wettbewerb eingereicht. 
Diese hohe Zahl der Wettbe-
werbsbeiträge und die insgesamt 
beeindruckenden Aktivitäten in 
der wirkungsvollen Suchtpräven-
tion vor Ort sollen anderen Kom-
munen einen Anreiz zur Nach-
ahmung geben. Für die prämier-
ten Wettbewerbsbeiträge stellte 
die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) ein 
Preisgeld in Höhe von insgesamt 
60.000 Euro zur Verfügung.

Hinter dem prämierten Dro-
genpräventionsprojekt „Flash-
back“ des Landkreises Schwein-
furt steht ein primärpräventives 
und interaktives Konzept – ein 
Parcours zum Thema Cannabis 
und (Il)Legal Highs für Schülerin-
nen und Schüler der siebten bis 
neunten Jahrgangsstufe. Ziel des 
Präventionsprojekts ist, Jugend-
liche umfassend über Drogen 
aufzuklären, den Nichtkonsum 

zu bestärken und eigene Stärken 
und Schutzfaktoren zu aktivie-
ren. Bestehende regionale Hilfe-
stellen (Drogenberatung, Schuld-
nerberatung, Beratungsstelle für 
Jugend und Familie usw.) sol-
len bekannter gemacht werden. 
Auch die sozialen und rechtli-
chen Konsequenzen (Führer-
scheinentzug, Führerscheinsper-
re, Stigmatisierung, Leistungsab-
fall etc.) werden benannt. Obers-
te Botschaft aller Maßnahmen 
ist: „Drogen sind keine Lösung!“

Aktive Auseinandersetzung

Der Parcours besteht aus 
sechs Stationen, in denen unter-
schiedliche Aspekte von Sucht 
behandelt werden: Substanzwis-
sen und Wirkungsweisen, Such-
tentstehung und Suchtverlauf, 
Konsummuster, persönliche Ri-
siko- und Schutzfaktoren/Resili-
enz, Schwangerschaft und Dro-
gen sowie Verhalten im Drogen-
notfall und regionales Hilfssys-
tem. An den Stationen kommen 
unterschiedliche zielgruppenge- 
rechte Methoden sowie anspre-
chende Materialien zum Ein-

satz, die die Jugendlichen da-
zu anregen sollen, sich aktiv mit 
dem Thema auseinanderzuset-
zen. Hervorzuheben sind metho-
dische Bausteine wie eine „Tüte 
voller Mist“, um die Inhaltsstoffe 
von Legal Highs zu veranschau-
lichen, eine „Würfelpyramide“, 
um die Konsequenzen von Dro-
genkonsum aufzuzeigen, und 
zwei Säuglingsmodelle, bei de-
nen eine Puppe veranschau-
licht, wie sich ein Säugling un-
ter Drogeneinfluss während der 
Schwangerschaft entwickelt.

Die Teilnahme der Schüler am 
Parcours findet einmalig an ei-
nem Schulvormittag statt. Da-
nach bewerten sie den Ablauf 
und ihre Erfahrungen mithilfe ei-
nes Fragebogens. Die Ergebnisse 
fließen in die Weiterentwicklung 
des Parcours ein.

Der Durchführung des Pro-
jekts liegt eine feste Kooperati-
on des Gesundheitsamtes, der 
Polizei und der jeweiligen Schu-
len zugrunde. Bei Bedarf werden 
geschulte Honorarkräfte ein-
gebunden. Das Projekt ist lang-
fristig angelegt und finanziert. 
Somit entsteht ein dauerhaf-
tes, kostenfreies suchtpräven-
tives Angebot für die Jugendli-
chen im Landkreis Schweinfurt. 
Inzwischen wurde der Parcours 
wegen der positiven Erfahrun-
gen auf ganz Unterfranken aus-
geweitet.� DKCOVID Kids Bavaria:

Forchheim zieht Teilnahme 
an Studie zurück

Die flächendeckende Langzeit-Studie „COVID Kids Bavaria“ der sechs 
bayerischen Universitätskinderkliniken untersucht die Ansteckungs-
gefahr durch SARS-CoV-2 bei Kindern in Betreuungsstätten. Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder und Wissenschaftsminister Bernd 
Sibler erhoffen sich einen wissenschaftlichen Blick auf die Öffnung 
von Kinderbetreuungseinrichtungen, verbunden mit einem umfas-
senden Blick auf die Gesundheit der Kinder. 

Dazu wird seit Juli mittels Tes-
tungen an rund 150 ausgewähl-
ten Einrichtungen in ganz Bay-
ern festgestellt, wie viele Kinder 
infiziert sind und ob sie Sympto-
me aufweisen. Aber auch allge-
meine Fragen der Kindergesund-
heit, wie die Auswirkungen der 
Pandemie auf die Befindlichkeit 
und die medizinische Versorgung 
von Kindern, werden untersucht. 
Forchheims Oberbürgermeister 
Dr. Uwe Kirschstein, selbst Hu-
manbiologe, hat schriftlich er-
klärt, weshalb er die zuerst ange-
kündigte Teilnahme für alle städ-
tischen Einrichtungen absagt. 

Einschränkungen durch 
anlasslose Testungen

In seiner Stellungnahme kriti-
siert Kirschstein, dass der Grenz-
wert von 50 zwar eine Vergleich-
barkeit ermöglicht, da er in Re-
lation zur Einwohnerzahl ge-
rechnet wird, „jedoch nimmt er 
keinen Bezug zur Anzahl durch-
geführter Tests“. Als die Studie 
vorgestellt wurde, gab es keinen 
Automatismus, der bei „Über-
schreitung sofort zu einer Maß-
nahme bzw. Ordnungswidrigkeit 
oder Straftat geführt hätte. Dies 
ist nun seit 7. Oktober anders“, 

kritisiert das Stadtoberhaupt und 
führt fort: „Bei anlasslosen Tes-
tungen von symptomfreien Kin-
dern, wie in dieser Studie ge-
plant, führt ein positives Tes-
tergebnis zwangsweise zu einer 
Quarantäne der Kinder/Familien 
bzw. zur (Teil-) Schließung unse-
rer Betreuungseinrichtung. Dies 
folgt unmittelbar aus der ge-
setzlichen Grundlage der Melde-
pflicht nach einem positiven Test- 
ergebnis. Dies kann also unwei-
gerlich zu teils erheblichen Ein-
schränkungen für alle Kinder/El-
tern dieser Einrichtung führen. 
Dies wäre dann unabhängig da-
von, ob sie selbst der Teilnahme 
an der Studie zugestimmt haben 
oder nicht.“ 

Diese möglicherweise erhebli-
chen Einschränkungen aller Ein-
wohner von Stadt und Landkreis 
im Blick, hat Kirschstein sich ent-
schlossen, mit keiner städtischen 
Einrichtung an COVID Kids Bava-
ria teilzunehmen und die Studi-
enleitung informiert.

Die Untersuchung startete im 
Juli 2020. Der Abschluss ist für Ja-
nuar 2021 vorgesehen. Die Daten- 
auswertung soll bis Ende März 
2021 abgeschlossen sein. Der 
Freistaat finanziert die Studie mit 
einer Mio. Euro. � CH

Schlüpfte für einen Nachmittag in die Rolle einer Landrätin: Julia 
Nuttelmann hier am Schreibtisch des Landrates Manuel Westphal
� Bild: Landratsamt Weißenburg/Gunzenhausen

Take-Over-Aktion anlässlich des Internationalen Mädchentages:

Landrätin für einen Tag
Einmal in die Rolle des Landrates schlüpfen – diese Gelegenheit 
nutzte Julia Nuttelmann während der Take-Over-Aktion anlässlich 
des Internationalen Mädchentages. Die Gymnasiastin aus Gunzen-
hausen durfte Landrat Manuel Westphal einen Nachmittag lang 
über die Schulter schauen und ihn zur Sitzung des Jugendhilfeaus-
schusses begleiten.

Seit 2012 findet am 11. Okto-
ber der internationale Mädchen-
tag der Vereinten Nationen statt. 
Rund um dieses Datum überneh-
men weltweit junge Frauen sym-
bolisch Führungsrollen in der Po-
litik, Wirtschaft und Gesellschaft. 
Damit sollen Vorurteile und Dis-
kriminierungen abgeschafft wer-
den.

Nach der Schule ins  
Landratsamt

Auch das Landratsamt Wei-
ßenburg-Gunzenhausen beteilig-
te sich an diesem Aktionstag und 
ermöglichte es einer Schülerin 
des Simon-Marius-Gymnasiums 
in Gunzenhausen Landrat Ma-
nuel Westphal einen Nachmit-
tag lang zu begleiten. Organisiert 
wurde dieser Aktionstag von der 
Gleichstellungsstelle im Landrat-
samt. Start der Aktion war für Ju-
lia Nuttelmann nach der Schule. 
Im Landratsamt in Weißenburg 
traf sie Landrat Manuel West-
phal in seinem Büro und konnte 
sich zu Beginn mit ihm über die 

Aufgaben eines Landrates aus-
tauschen.

„Bisher bin ich noch nicht viel 
mit Politik in Berührung gekom-
men. So hatte ich auch noch we-
nig Einblicke in den Aufgaben-
bereich eines Landrates. Nach 
dem Gespräch mit Herrn West-
phal war ich überrascht, wie viel-
fältig das Tätigkeitsfeld doch ist“, 
so die 16-jährige Gymnasiastin. 
Damit die Schülerin aber auch 
einen praktischen Eindruck von 
der Arbeit bekommen konnte, 
nahm Landrat Manuel Westphal 
sie mit zur Sitzung des Jugendhil-
feausschusses. „Wir dachten uns, 
dass es für die Take-Over-Aktion 
spannend wäre, an einer Sitzung 
teilzunehmen und so auch etwas 
Kommunalpolitik-Luft zu schnup-
pern“, erklärte der Landrat.

Eröffnung im  
Jugendhilfeausschuss

Doch Julia Nuttelmann nahm 
nicht nur an der Sitzung teil, son-
dern übernahm auch die Eröff-
nung der Sitzung und konnte so 

tatsächlich in die Rolle einer Land- 
rätin schlüpfen. Unaufgeregt und 
kompetent begrüßte sie die an-
wesenden Ausschussmitglieder 
und stellte die Tagesordnung der 
Sitzung vor. „Die Teilnahme an 
der Sitzung war für mich sehr in-
teressant, da es beim Jugendhil-
feausschuss ja auch um Themen 
geht, die mich als junge Erwach-
sene interessieren“, stellte Ju-
lia Nuttelmann nach der Sitzung 
fest. Nach einer kurzen Feed-
backrunde mit Landrat West-
phal und der Gleichstellungsbe-
auftragten Ines Dirsch bekam die 
Schülerin eine Teilnahmebestäti-
gung überreicht und ein Erinne-
rungsfoto am Schreibtisch des 
Landrats.

Internationaler Mädchentag

Im Rahmen des Internationalen 
Mädchentages gibt es noch mehr 
Aktionen im Landkreis, die sich 
mit dem Thema Gleichberechti-
gung beschäftigen. So gibt es in 
den Büchereien in Weißenburg, 
Gunzenhausen und Treuchtlin-
gen Büchertische zum Thema so-
wie eine Plakatausstellung. Auch 
im Foyer des Landratsamtes wird 
mit einer kleinen Ausstellung auf 
den Internationalen Mädchentag 
aufmerksam gemacht.� r
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„Das hat es auch noch 
nicht gegeben. Ein amtieren-
der Regierungschef wendet 
sich per Videopodcast an die 
Bürgerinnen und Bürger und 
sagt sinngemäß, dass die 
von der Exekutive verfüg-
ten Maßnahmen nicht reich-
ten und man sich bitte noch 
mehr einschränken solle, als 
dies der Staat ohnehin von 
einem fordere.“ 

Mein Chef, der Bürger-
meister, interpretiert jeden-
falls die Videobotschaft der Kanzlerin so, mit 
der sie letztes Wochenende die Deutschen 
aufgefordert hat, wann immer möglich allein 
zu Hause zu bleiben.

Es ist ein Appell an den vernünftigen und 
einsichtigen Citoyen im besten Wortsinn. Da 
wird nicht die Verbotskelle geschwungen und 
die Höhe von Bußgeldern kalkuliert, sondern 

an Vernunft, Einsicht und Solidarität appel-
liert, sich so zu verhalten, wie es angezeigt ist, 
um einen selber, seine Familie, Freunde und 
unvermeidlichen Sozialkontakte an der Ar-
beitsstelle, im Kindergarten oder in der Schu-
le zu schützen.

Dieser Appell ist bitter für die Gastronomen 
und Hoteliers, die alles tun, um ihre Gäste vor 
Infektionen zu schützen. Ich traue mir da ein 
Urteil zu, denn vor der Verschärfung der Lage 
waren wir oft und gerne auswärts essen. Er ist 
auch bitter für so manche Freundschaft, man-
che Clique, manchen Verein, die in den ver-
gangenen Monaten langsam wieder normale 
Kontakte gepflegt und ihre Tätigkeiten wieder 
aufgenommen haben. Aber es ist, um ein viel-
geschmähtes, aber zutreffendes Wort zu ge-
brauchen, alternativlos.

Schade nur, dass dieser Appell wohl nur von 
denen gehört und verstanden wird, die ohne-
hin Umsicht und Vorsicht walten lassen. Wer 
glaubt, auf Traditionen wie große Familien-
festlichkeiten anlässlich von Hochzeiten oder 
Geburten nicht verzichten zu können, wer 
postuliert, man sei nur einmal jung und zur 
Jugend gehöre partymachen, und wem seine 
Mitmenschen eh wurscht sind, wird sich in sei-
nem Verhalten nicht ändern.

Dabei verstehe ich gerade die jungen Leute 
sehr gut: Jeder von uns sehnt sich doch nach 

einer Welt zurück, in der 
man nicht mit einem Stück 
Stoff oder Papier vor Mund 
und Nase ein Geschäft oder 
einen Bus betreten musste. 
In der man nicht sein Gegen-
über beim Plausch über den 
Gartenzaun aus 1,50 oder 
2 Meter Abstand anplärren 
muss. Eine Welt, in der man 
ohne Federlesens ins Gast-
haus geht, sich neben einen 
sympathischen Menschen 
setzt, ihm zuprostet, man 

sich herzhaft mit einem Händedruck oder ei-
ner Umarmung verabschiedet und nicht mit 
einer der dreitausend Varianten von Win-
ke-Winke, die wir derzeit praktizieren.

Aber: Ist halt nicht. Deshalb geht mir auch 
die derzeitige Diskussion zum Thema „Hel-
den der Krise“ so auf die Nerven. Richtig: Es 
gibt Personen und Berufsgruppen, denen die 
Herausforderungen wirklich alles abverlan-
gen. Pflegepersonal und Ärzte auf den Inten-
sivstationen während der Hochzeit der Pande-
mie. Erzieherinnen in der Notbetreuung wäh-
rend des Lockdowns, die Kinder zu betreuen 
hatten, deren Eltern in systemrelevanten Be-
rufen arbeiten und die sich um diese Sorgen 
gemacht haben. Lehrkräfte, die von jetzt auf 
gleich ihre Schüler mit Hilfe von Konferenz-
software unterrichteten.

Aber jetzt schon, mitten in der Pandemie, 
Helden erster und zweiter Ordnung auszuru-
fen, ist für mich schwer erträglich. Sicher gab 
es Lehrer und Erzieher, die sich nicht viel Mü-
he mit den Kindern gegeben haben. Klar hat 
der ein oder andere es auch genossen, im Ho-
meoffice zu sitzen, statt als Pendler jeden Tag 
addiert eine Stunde in Bus und Bahn zu sit-
zen. Aber andererseits gibt es auch die, die lie-
ber im ergonomischen Bürostuhl am höhen-
verstellbaren Schreibtisch ihre Arbeit erledi-
gen würden, als auf dem hölzernen Stuhl am 
Küchentisch während aus dem Kinderzimmer 
ständig die Frage nach dem Sinn des Satzes 
des Pythagoras erschallt.

Mein Chef, der Bürgermeister, stimmt mir 
zu: Held dieser Tage ist der Geduldige, der Dis-
ziplin wahrt und seine Freiheitsbedürfnisse 
freiwillig hintanstellt. Denn es gilt der Satz Ka-
tharina von Sienas: „Das Beginnen wird nicht 
belohnt, einzig und allein das Durchhalten“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Bitterer Appell  
statt Verbotskeule

Bezirksumlage Oberbayern 2021:

Moderate Erhöhung  
in politischer Diskussion

Wegen der Steuerausfälle durch die Corona-Pandemie und stei-
gender Ausgaben für seine sozialen Leistungen sieht sich der Be-
zirk Oberbayern vor schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen. 
Darüber unterrichtete Bezirkstagspräsident Josef Mederer in Mün-
chen die oberbayerischen Landräte und Oberbürgermeister. Nach 
intensiver und kontroverser Diskussion wurde vereinbart, mit einer 
maßvollen Erhöhung der Bezirksumlage für 2021 um 0,7 auf 21,7 
Prozentpunkte in die weitere politische Diskussion zu gehen.

Die 20 Landkreise und drei 
kreisfreien Städte Oberbayerns  
stehen wegen der Corona-Pan-
demie vor großen finanziellen  
Herausforderungen. Bereits im  
laufenden Jahr haben die kreis-
freien Städte mit deutlich sin-
kenden Steuereinnahmen zu 
kämpfen. Die Einnahmekrise wird 
sich auf allen kommunalen Ebenen 
über mehrere Jahre hinziehen. Der 
Bezirk Oberbayern rechnet für sei-
nen Haushalt 2022 mit der größ-
ten Schere zwischen Einnahmen 
und Ausgaben. Um diese Lücke zu 
schließen, scheint eine Erhöhung 
der Bezirksumlage in den nächsten 
Jahren unvermeidbar. „Unsere 
Richtschnur ist wirtschaftliches 
Handeln in sozialer Verantwor-
tung“, betonte Bezirkstagspräsi- 
dent Josef Mederer. „Umso schwe- 
rer wiegen die Mehrkosten durch 

die Pandemie, die uns alle noch 
lange belasten werden.“

Der Bezirkstagspräsident signa-
lisierte bei der Unterrichtung der 
Landräte und Oberbürgermeis-
ter die Bereitschaft, die Umlage 
mit mehreren Maßnahmen stabil 
bei 21 Prozentpunkten zu halten. 
Der Hebesatz für 2021 berechnet 
sich auf der Basis der Umlagekraft 
von 2019, die bei rund 8,3 Mrd. 
Euro lag. Bei einem Hebesatz von 
21 Prozentpunkten flössen dem 
Bezirkshaushalt 2021 rund 1,744 
Mrd.  Euro zu. Der ungedeckte Be-
darf liegt bei 1,91 Mrd. Euro. 

Rücklage schmilzt 
auf gesetzliches Minimum

Um die Umlagezahler zu entlas-
ten, entnimmt der Bezirk im kom-
menden Jahr 45 Mio. Euro aus sei-

ner Rücklage. Diese schmilzt da-
mit auf das gesetzliche Minimum 
ab. Die Kämmerei stellte darüber 
hinaus die Option in den Raum, 
den Verwaltungshaushalt mit der 
Aufnahme neuer Kredite in Höhe 
von 50 Mio.  Euro zu stützen.

Dieser Vorschlag wurde von den 
Landräten und Oberbürgermeis-
tern intensiv und kontrovers dis-
kutiert. Im Ergebnis plädierte eine 
Mehrheit für einen Anhebung der 
Umlage 2021 um 0,7 Prozentpunk-
te. Einig waren sich alle, dass die 
Belastungen aus der Corona-Pan-
demie noch nicht abschließend 
bewertet werden können.

Dieses Diskussionsergebnis ist 
für den Bezirk Oberbayern die Ba-
sis für die weiteren Haushaltsbe-
ratungen in seinen Gremien. Über 
den Haushaltsentwurf und die 
Höhe der Umlage stimmt der Be-
zirkstag im Dezember ab. Bezirk-
stagspräsident Mederer sagte: 
„Die heutige Diskussion mit unse-
ren Umlagezahlern ist für uns der 
Beweis, dass die kommunale Fa-
milie an einem Strang zieht. Wir 
sind verlässliche Partner und wer-
den die finanziellen Herausforde-
rungen gemeinsam meistern.“

Im Bezirk Oberbayern steigen 
die Fallzahlen und Ausgaben in 
der Eingliederungshilfe für Men-
schen mit Behinderungen und 
der Hilfe zur Pflege weiter an. Für 
2021 rechnet die Kämmerei in der 
Eingliederungshilfe bei Ausgaben 
in Höhe von 1,18 Mrd.  Euro mit 
einem Plus von 92 Mio. Euro. Auf 
die ambulante und stationäre Hil-
fe zur Pflege entfallen 314,7 Mio. 
Euro – ein Zuwachs von 27,4 Mio. 
Euro. 

Den Haushalt belastet zusätz-
lich, dass der Bezirk seit 2008 so-
ziale Aufgaben von den Kommu-
nen übernommen und zahlreiche 
gesetzliche Vorgaben neu umge-
setzt hat, die nicht alle kompen-
siert worden sind. So haben bei-
spielsweise die Übernahme der 
Ambulanten Hilfe zur Pflege so-
wie die Umsetzung des Angehö-
rigen-Entlastungsgesetzes und 
des Bundesteilhabegesetzes den 
Haushalt spürbar belastet.� r

Bayerischer Städtetag: 

Neue Bezirksvorsitzende
Im Oktober wurde in Falkenberg (Oberpfalz), Kaufbeuren (Schwa-
ben) und Schweinfurt (Unterfranken) jeweils der Bezirksvorsitz im 
Bayerischen Städtetag neu vergeben. 

Regensburgs Oberbürgermeis-
terin Gertrud Maltz-Schwarz-
fischer wurde zur Bezirksvor-
sitzenden der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in der Oberpfalz 
gewählt. Maltz-Schwarzfischer 
tritt die Nachfolge von Oberbür-
germeister a.D. Kurt Seggewiß, 
Weiden, an. Erster Bürgermeis-
ter Toni Dutz, Wiesau, wurde als 
Bezirksvorsitzender der kreisan-
gehörigen Verbandsmitglieder in 
der Oberpfalz wiedergewählt.

Schwaben

In der Bezirksversammlung 
Schwaben wurden Oberbürger-
meister Stefan Bosse, Kaufbeu- 
ren, und Oberbürgermeister 
Gerhard Jauernig, Günzburg, als 
Bezirksvorsitzende wiederge-
wählt.

Unterfranken

Erster Bürgermeister Günther 
Werner, Haßfurt, wurde zum Be-
zirksvorsitzenden der kreisan-
gehörigen Verbandsmitglieder 
in Unterfranken gewählt. Wer-
ner tritt die Nachfolge von Dr. 
Paul Kruck, Bürgermeister a.D. in 
Karlstadt, an. Oberbürgermeis-
ter Sebastian Remelé, Schwein-
furt, wurde als Bezirksvorsitzen-
der der kreisfreien Verbandsmit-
glieder in Unterfranken wieder-
gewählt.

Die Vorsitzenden der Bezirks-
versammlung üben ihr Amt 
gleichberechtigt aus: Ein Ober-
bürgermeister einer kreisfreien 
Stadt und ein Stadtoberhaupt ei-
ner kreisangehörigen Stadt oder 
Gemeinde stehen gleichberech-
tigt an der Spitze der Bezirksver-
sammlungen. Die Bezirksvorsit-

zenden sind Ansprechpartner für 
die Mitglieder im Regierungsbe-
zirk und repräsentieren den Ver-
band bei regionalen Anlässen.

In jedem der sieben Regie-
rungsbezirke im Freistaat Bayern 
treffen sich die Mitglieder des 
Bayerischen Städtetags zwei-
mal pro Jahr zu ihren Bezirksver-
sammlungen. Dort behandeln 
sie regionalspezifische Anliegen 
und diskutieren über aktuelle 
kommunalpolitische Grundsatz-
fragen. Die Gremien des Bayeri-
schen Städtetags werden jeweils 
nach den allgemeinen Kommu-
nalwahlen alle sechs Jahre neu 
gebildet. � CH

Günzburgs OB Gerhard Jauernig (r.) und sein Kollege aus Kauf-
beuren OB Stefan Bosse wurden mit jeweils 100 Prozent zu den 
Bezirksvorsitzenden des Bayerischen Städtetages in Schwaben 
gewählt.	 Bild: Dr. Achim Sing/ Bayerischer Städtetag

V.l.: Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, Kreisbäuerin Irene Waas, BBV-Geschäftsführerin (Land-
au-Straubing-Deggendorf) Ingrid Ecker, Bezirksrätin Monika Maier und Kreisobmann Friedhelm 
Dickow. � Bild: Lang/Bezirk Niederbayern

Von der Schweinepest  
bis zum Solarpark

Vertreter des Bezirks Niederbayern informierten sich  
über aktuelle landwirtschaftliche Themen

Die Großen werden größer, die Kleinen geben immer häufiger auf. 
Und je größer die Betriebe (nicht zuletzt wegen staatlicher Zu-
schüsse) werden, desto mehr Verordnungen erlässt der Staat, de-
ren Umsetzung wiederum für die kleinen Landwirte am schwie-
rigsten ist und sie noch öfter zum Aufhören zwingt. Über diese 
Spirale ging es beim Gespräch von Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich und Bezirksrätin Monika Maier mit der Geschäftsfüh-
rerin des Bayerischen Bauernverbandes Landau-Straubing-Deg-
gendorf, Ingrid Ecker, Kreisbäuerin Irene Waas und Kreisobmann 
Friedhelm Dickow.

Gerade kleine Betriebe kön-
nen von Grünlandbewirtschaf-
tung nicht leben und machen 
nur mit der Tierhaltung Gewinn. 
Wenn man künftig weniger Tie-
re halten darf, dann gibt es für 
den Betrieb nur zwei Möglich-
keiten: investieren oder zusper-
ren. Hohe Investitionen mit lan-
gen Laufzeiten stellen aber ein 
hohes Risiko dar, da die Land-
wirte ihre künftigen Absatzprei-

se nicht kennen. Bei der Afrika-
nischen Schweinepest wird das 
aktuell sehr deutlich: „Obwohl 
wir in Bayern noch keinen ein-
zigen Fall haben, fallen die Prei-
se“, sagt Friedhelm Dickow, der 
deshalb für eine Gebietsdiffe-
renzierung innerhalb Deutsch-
lands plädiert, so wie sie auch 
innerhalb Europas gilt. 

Mangelnde  
Kennzeichnungspflicht

Ganz allgemein sieht Dickow 
bei den Fleischpreisen ein Pro-
blem: „Wie will die Politik den 
Preis anheben, ohne dass wir 
den Markt verlieren? Wir haben 
ja keinen Außenschutz. Wenn 
deutsches Fleisch teurer wird, 
wissen wir Bauern genau was 
passiert: Es wird einfach an-
deres Fleisch gekauft, bei dem 
nicht die hohen Produktions-
vorschriften eingehalten wer-
den, wie wir sie haben“, so der 
Kreisobmann, der darauf hin-
weist, dass man dieses Problem 
seit Jahren auch bei der Milch 

nicht lösen könne. Ein Grund sei 
auch die mangelnde Kennzeich-
nungspflicht, denn der Verbrau-
cher könne nicht gut genug er-
kennen, woher das Produkt 
stammt, das er kauft. „Die Gur-
ken aus Indien oder der Tür-
kei werden hier verarbeitet und 
schon kommen sie offiziell aus 
Deutschland.“

Bezirkstagspräsident Hein-
rich beschäftigte die Frage, wie 
man es schaffen könne, dass für 
Lebensmittel vernünftige Prei-
se gezahlt werden. Kreisbäue-
rin Irene Waas verwies dabei 
auf den Vorschlag der Landfrau-
en, ein Unterrichtsfach „Alltags- 
kompetenzen“ einzuführen. 
Über 90.000 Unterschriften wur-
den dafür gesammelt. Jüngst 
hatte die Staatsregierung ein 
Zugeständnis dazu gemacht und 
eine Projektwoche genehmigt. 
„Eine Woche innerhalb von vier 
Jahrgängen, jeweils für die erste 

bis vierte und für die fünfte bis 
neunte Jahrgangsstufe. Das ist 
nicht viel und es gibt für die Um-
setzung zu wenig Geld, nur 300 
Euro für eine ganze Woche.“

Dem BBV sei daran gelegen, 
auch Landwirte als Referen-
ten für die Schüler mit ins Boot 
zu holen, aber die möchte man 
dafür natürlich auch entlohnen 
können. „In der Praxis wird es 
dann so sein, dass sich Organi-
sationen, die – weil gerade im 
Trend und mit vielen Spenden 
bedacht – mit ihren kostengüns-
tigen Angeboten behaupten“, 
vermutet Ingrid Ecker. Und Ire-
ne Waas hatte einige Bespiele 
auf Lager, bei denen Landwir-
te öffentlich von Tier- und Um-
weltschützern angeprangert 
werden, die ihrerseits von Land-
wirtschaft zu wenig Ahnung hät-
ten. „Wenn Hühner aus einem 
Stall gestohlen werden, weil 
sie keine Federn mehr haben, 

was scheinbar ein Hinweis auf 
Quälerei sei, dann wissen die-
se Menschen schlichtweg nicht, 
dass sich Hühner mausern und 
das ganz natürlich ist.“

Letztlich sei es wichtig, so 
meinte auch Bezirksrätin Moni-
ka Maier, dass der Bürger wie-
der mehr über die Landwirt-
schaft wisse. „Im Gegensatz 
zu vor zwei Jahren ist aber die 
Nachfrage nach Lehrstellen ge-
sunken“, wusste der Kreisob-
mann zu berichten. 

Zuletzt sprach man noch über 
die zunehmende Zahl an So-
larparks auf landwirtschaftli-
chen Flächen. „Hier hat die Ge-
meinde die Planungshoheit und 
kann gezielt örtliche Investo-
ren unterstützen.“ Wenn dann 
solle dies vom jeweiligen Land-
wirt selbst oder zusammen mit 
den Bürgern betrieben werden, 
damit das Geld in der Region 
bleibt, waren sich alle einig.� ml
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Vorschau auf GZ 21
In unserer Ausgabe Nr. 21, die am 5. November 2020 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen: 
•	 IT · E-Government · Breitband · Mobilfunk
•	 Kommunaler Bau
•	 Gestaltung öffentlicher Räume
•	 Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Maschinenhallen . Technikräume . Wertstoffhöfe . 
Mehrzweckhallen . Sporthallen . Kindergärten 
Herstellung im eigenen  
Werk in Massing

Fertigteilbau in Holz und Beton 

Laumer Bautechnik . 84323 Massing . Tel.: 087 24 / 88-0 . www.laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

SOLARSTROM AUS IHRER GEMEINDE
Zeigen Sie Ihr Engagement für den Klima- 
schutz. Wir suchen zusammenhängende Acker-  
und Wiesenflächen oder Industrie- und Gewerbe- 
brachen von min. fünf Hektar in Ihrer Gemeinde. 

Ihr Kontakt zu uns:
juwi AG, Thomas Bablitschky, 06732/9657-13277  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

 Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Informati onssicherheit / 
Datenschutz
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Internationaler Tag der Obdachlosen:

„Kein Mensch dritter Klasse mehr sein“
Erzählung eines Betroffenen

Der Beruf kam seinen Neigungen sehr entgegen: Als junger Mann 
tauchte Waldemar K. in die Welt der Hotellerie ein. Im „Hilton“ 
lernte er die High Society kennen. Auf Kreuzfahrtschiffen besah 
er sich die Welt. Dann kam der Absturz. „Heute werde ich als 
Mensch dritter Klasse behandelt“, sagt der wortgewandte 60-Jäh-
rige, der seit 15 Jahren auf der Straße lebt. Mehr Wertschätzung, 
das wäre sein größter Wunsch zum Tag der Wohnungslosen am 
11. September, meint K., der erst vor Kurzem in Würzburg eintraf.

Man sieht Waldemar K. sofort 
an, dass er einmal eine dynami-
sche Persönlichkeit war, unter-
nehmungslustig und tatkräftig, 
die mit beiden Beinen auf dem 
Boden stand. Der Abstieg be-
gann, als sich die Arbeitsbedin-
gungen in seiner Branche dras-
tisch verschlechterten: „Nach 
dem Mauerfall wurde der Markt 
geöffnet, billige Arbeitskräfte  
kamen, die Konditionen wurden 
immer mieser, ich hatte keine 
Perspektive mehr.“ Extrem zu 
schaffen machte ihm außerdem, 
dass seine Lebensgefährtin zwei 
Fehlgeburten hatte. Die Bezie-
hung ging schließlich in die Brü-
che. Waldemar K. suchte Trost 
im Alkohol. Sein Leben entglitt 
ihm immer mehr. Im Mai 2005 
landete er auf der Straße.

Wie Obdachlose behandelt 
werden, lässt sich auf eine einfa-
che Formel bringen, meint Wal-
demar K.: „Man ist nicht mehr 

gesellschaftlich gleichgestellt.“ 
Sondern man ist „der“ oder, 
schlimmer noch, manchmal gar 
„das“ Letzte. Der gelernte Res-
taurantfachmann nennt ein Bei-
spiel, das ihn immer wieder fuch-
sig macht: „Es gibt Jobcenter, da 
muss ich um 8.30 Uhr meinen 
Pass abgeben, bekomme aber 
erst um 12 Uhr meinen Tagessatz 
ausbezahlt.“ Derweil werden die 
anderen „Kunden“ bedient. Wal-
demar K. kommt dadurch in die 
Bredouille. Denn er muss weiter. 
Zum nächsten Ort. Wo es den 
nächsten Tagessatz gibt. Und im 
besten Fall ein warmes Bett.

Waldemar K. hat den Mut von 
sich zu erzählen, denn er weiß, 
was er kann. Dadurch, dass er 
auf Schiffen unterwegs und in in-
ternationalen Hotels tätig war, 
spricht er fließend Englisch, 
Französisch und Italienisch. Aber 
auch mit einem Spanier könn-
te er sich unterhalten. Oder mit 

einem Polen. Damit ist er kei-
ne Ausnahme: „Ich habe in den 
letzten 15 Jahren auf der Straße 
Psychologen, Rechtsanwälte und 
Doktoren kennen gelernt, die 
ebenso abgestürzt waren.“ Die 
wenigsten würden jedoch über 
sich sprechen. Denn die Scham 
sei riesengroß.

Versteckspiel kostet Kraft

Die meisten versuchten, sich 
so zu verhalten, dass nicht das 
Geringste auf ihre Situation hin-
weist: „Doch dieses Versteckspiel 
kostet eine wahnsinnige Kraft.“ 
Auch Waldemar K. hat das Ge-
fühl, bald nicht mehr zu können. 
Das Straßenleben hat ihn krank 
gemacht; GdB 90 wurde ihm an-
erkannt. Schon vor zwei Jahren 
ließ er sich bei der Christopho-
rus-Gesellschaft auf die Warte-
liste für das „Betreute Wohnen“ 
setzen: „Gestern hörte ich, dass 
es sehr wahrscheinlich klappen 
wird.“ Waldemar K. sehnt sich 
nach einer festen Bleibe. 

Die Würzburger Christopho-
rus-Gesellschaft ist bei Woh-
nungslosen sehr beliebt, denn 
hier erhalten sie mehr Unter-
stützung als an vielen anderen 
Orten, schildert Waldemar K. 
im Aufenthaltsraum der Kurz-
zeitübernachtung (Herberge). 
Wacht er morgens auf, kann er 
ein Stockwerk höher in die Zen-
trale Beratungsstelle für Woh-
nungslose (ZBS) gehen, wo ihm 
der Tagessatz ausbezahlt wird. Er 
muss also nicht, wie in anderen 
Städten, drei Stunden lang war-

ten. Gut tat ihm die herzliche Be-
grüßung von Michael Schramm, 
der ihn trotz Maske erkannte, 
obwohl er schon zwei Jahre nicht 
mehr hier war. 

Waldemar K. erzählt, dass er 
harte Monate hinter sich hat. 
Nach Ausbruch der Corona-Krise 
waren die Notschlafstätten wo-
chenlang geschlossen oder sie 
wurden nur eingeschränkt be-
trieben. Eine eiskalte Nacht im 
März bleibt ihm unvergesslich: 
„Ich bin mal wieder abgewiesen 
worden, weil keiner mehr in die 
Notschlafstätte durfte, das war 
in Mainz.“ Waldemar K. wollte 
nicht mitten in der Stadt „Platte 
machen“. Also tigerte er fünf Ki-
lometer an die Peripherie. Dann 
fing es an, in Strömen zu reg-
nen. K. entdeckte einen Fried-
hof: „Zum Glück stand an der 
Leichenhalle eine überdachte 
Bank.“ Er breitete seine Isomat-
te und den Schlafsack aus. Und 
nickte endlich ein.

Doch außer den Notschlaf- 
stätten hatten noch verschiede-
ne andere, wichtige Einrichtun-
gen geschlossen: „Vor allem auch 
die Jobcenter.“ Drei Tage lang 
war es für Waldemar K. nicht 
möglich gewesen, den Tagessatz 
abzuholen. Er musste ohne ei-
nen einzigen Cent klarkommen: 
„Da begann ich, Pfandflaschen 
einzusammeln.“ Für zwei Pfand-
flaschen konnte er sich ein Bröt-
chen leisten. Fand er vier Fla-
schen, ging er zum Discounter 
und holte sich das billigste Päck-
chen Wurst: „So kam ich zu mei-
nen Mahlzeiten.“ Doch er muss-
te ja weiter. Brauchte Geld für 
einen Fahrschein. Um irgendwo 
ein Bett zu finden. Eine Dusche. 
So ging die Flaschensuche wei-
ter.  � Günther Purlein

Stadt Würzburg: 

Lebenslanges Lernen umsetzen
Lenkungsgruppe „Bildung integriert“ traf sich zum ersten Mal

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert mit sei-
nem Programm „Bildung integriert“ das neu geschaffene Bildungs-
büro der Stadt Würzburg. „Die Stadt Würzburg macht sich damit 
auf den Weg zu noch mehr Datenbasierung, Netzwerken und Stra-
tegien in der kommunalen Bildungsplanung“, umreißt Judith Jörg, 
3. Bürgermeisterin und Bildungs-, Schul- und Sportreferentin. Das 
Bildungsbüro wird in einer systematischen Gremienstruktur aus 
Strategiegruppe, Lenkungsgruppe und Bildungsbeirat geführt. Die-
se hat sich, so Nadine Bernard, Leiterin des Bildungsbüros, bereits 
während des Prozesses der kommunalen Schulentwicklungspla-
nung als „Erfolgsgarant herausgestellt“. Nun traf sich die Lenkungs-
gruppe zum ersten Mal.

Ziel der Sitzung war es, das Bil-
dungsbüro den internen und ex-
ternen Experten vorzustellen und 
Teilnehmer für eine künftige Zu-
sammenarbeit zu gewinnen 
„Sind die Strukturen und Pro-
zesse eines datenbasierten kom-
munalen Bildungsmanagements 
einmal aufgesetzt, können Kom-
munen Bildungsthemen bedarfs-
gerecht und unter Einbeziehung 
aller relevanter Akteure sehr effi-
zient bearbeiten und gestalten“, 
so Judith Jörg.

Aufgaben des Bildungsbüros

Die Aufgaben des Bildungs-
büros beziehen sich auf die ge-
samte Bildungsbiografie eines 
Menschen, also von der KiTa bis 
zur Erwachsenenbildung. Zu-
nächst wird der Schwerpunkt 
auf die Bereiche „kulturelle Bil-
dung“ und „nachmittägliche Bil-
dung und Betreuung an Schulen“ 
gesetzt werden. Zwei Erhebun-
gen zu den Schwerpunktthemen, 
ein erster Werkstattbericht und 
ein Stimmungsbild von Schülern 
zum Thema Fernunterricht wie 
auch ein Faktencheck zur Ent-

wicklung von Schülerzahlen an 
Grundschulen liegen bereits vor 
und liefern Material für die Aus-
schüsse im Herbst. Diese wer-
den im Winter und Frühling dann 
auch die Lenkungsgruppe „Bil-
dung integriert“ intensiver be-
schäftigen, wenn auf der Basis 
des vorhandenen Expertenwis-
sens aus den Fachstellen mit Bil-
dungsplanungsbezug die Unter-
suchungsergebnisse diskutiert 
und in Handlungsempfehlungen 
übersetzt werden. 

Die Lenkungsgruppe besteht 
aus Akteuren der Stadtverwal-
tung aus Sozial-, Jugend- und Bil-
dungsreferat inklusive ihrer Re-
ferenten, aber auch aus exter-
nen Experten wie Erwin Pfeuf-
fer (Schulamtsdirektor des 
Staatlichen Schulamts), Monika 
Zeyer-Müller (Ministerialbeauf-
tragte der Dienststelle für Gym-
nasien Unterfranken), Karlheinz 
Lamprecht (Ministerialbeauf-
tragter für Realschulen Unter-
franken) und Stefan Moos (VHS, 
als Vertreter der Erwachsenen-
bildung). Anlassbezogen können 
weitere Expertinnen und Exper-
ten hinzugezogen werden.� r


